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lmthalben haben fie. in .Betrefi des-_fraglichen

Gegenfiandes- große auffallende Lücken -in: dcn

Staatsverfafluugen gelaffen. In der Staats

praxis hem-[chen oft mehr herkömmliche Ronnie'.

als poficive, Befiimmungena z Gleichwohl, erfcheiq_

nen leßtere hier um ib wünfchenswerchew -da es

fich dacum handelt-„- eine-'politifche Oednung-dec

Dinge zu erfchaffen und. ins! Leben zu' führen

aus welcher .Willkühr --der Machthaber ?möglichfi

verbannt feyn foll. ,So 'kommces denn h daß in

imfern .mit liberalm.Ko'nfiittetionen und. Infiicu.

tionen fich brüfienden modernen Staaten, mn* zu

oft die alte Autokcacie blosguncee. neuen .Formen

wiederkehrk Man 'eehäü alsdann eine: Staats

ordnung mit fo- mangelhafter Konfiitutionalicät

daß die Anhänger' des Abfolutismus reichhalti

gen Stoß' finden x .das konfiitutionelle Staats

wefen überhaupt in Vet-ruf zu beingen. Denn

eine folche .Staatsovdnung macht häufig nur die

Unvollkommenheiten des leßtern bemerklich- wäh

vend fie-doch manche Vortheile nicht dai-bietetx

die unter gewiffen Vorausfefzungen dem reinen

Monarchismus eigen. feyn können.
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'Bei .einer abfolnten ,Einhecrfcbaft-"kannliob eine abfolutes Veto :vom Throne. herab ge

übt ,keiner Bedenklichkeit unterliegen* :Die Na

tur *einer -fol-chen 'Behettfthnngsfotm ,bringt “ es

mit fich.. Doch' anders verhält esfichin Staa

ten-,. welche das konftitutionelle Pnan in "ich

aufgenommen haben und deten Verfafi'ungen be

zwexken) die Hercfchaft det- Gefeße' an' .die Seel-7

le.>der*-Heccfcherwillküh“e zu feßen. Ein völlig

unbedingtes' Veto in. den Händen .des Ne

gmten-Fcheim mindem Geifie eines achten Re

ptäfmtatibfyfiems nicht angemefi'en. Denn die

fes *gefiatfet keine Identifizicung-Kdes Fütfien mit

der: Staatsgefellfthaft-_ im *Sinne des fit-engen

monaWifchen Prinzips; :vielmehr behauptet da

die Gefammtheit der Staatsbürger fie/ts den

Charakter einer moralifchen Perfon- welche

ihren. Witten nie unbedingt auf den Staatsve

genten übeotragenihat. Der want-*hafte Repea

fe'ntatioflaa't weiß xnichtsbon einem ,eignen„ vom

Volke 'ganz unabhängigen- Fücfientechtez .er ift

mit ohnedas Prinzip det- fogenannten Volksfon

oetainität *5_ vorausgefeßt-x-daß man richtige
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Begriff-oi'damikxverknüpft- 7- gar *nicht denkbar. *

Der Staatsbürgerverein muß„ meiner Meynu'n'g

mul» hier allez'eit Weinen-..ats die 'zufällig /“

und zeitig mit ,der Regentengewalt bekleidete Per- *

fon.. Ein durchaus .abfolutes Veto der leßtern.

kommt m'ir'dafogar als ein* .Widerfpruchboru

Denienigenx welche den Wahn hegen» eine

wohleingerichtete politifche 'Ordnung könne .nicht

befiehen- 'wenn dem Chef-der oberfienxauduben?

den Gewalt nicht ein uneingefchränktes .Veto'zm

gefianden fey- 'wurde man das. Beifpiel-Won_

Staaten entgegenhalten-können- i in :denen 'die

öffentlichen Angelegenheiten vortrefilichixbeforgt

werdenh' obgleich die Regenten fich dort keines

weges im Befiße 'einesxfolchen Prärogativs be

finden. Daßes für die Erhaltung der mdna'r

chifchen Staatsform erfprießlich oder wohl gar

unumgänglich n'öthig und nothwendig _few ift

zwar oft genug verfucht .worden-.Zins Licht zu

fiellen und glauben zunia'chenxfgleichwohl i|

es noch keinem;geglü>t- -diej'e' Behauptung fo

überzeugend dar-zuthunx daß bei.-d_em:;unbefangen

Forfchendengar- kein .Zweifel ,übrig-bliebe.“ - Im
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p Gegentheilafehltnes in dev Staatengefchichte nicht

an vielfältigen Belegen- daß das in Rede fielyenä

de Monärchenvoeeecht nicht' nur oftmals fehr nach

kh'eilige.-Folgen füe das Wohl der bürgerlichen Ge

fellfobaften gehabgefondeen auch der Monarchie

[elbee den Untergang beeeitet hat. - 3*an

nöd , Die , ganze „ unter. den monatchifchen Staats

gelehrten noch gewifi'ermaßen als ljß yenäeug

Wwebende-.Straitfeaget ob in der konfiltutionelä,

len Monacchie es zweckmäßige.: ,afey„ dem .Mona

atchen ein auf:jyogend:z_eine.Weife beding-tes

oder ein-dutcth unbedingt-,es Veto zuzueig

' nen? .Ämöchc'eefich-.wohl a._uf..Folgendes -redazicen

(allen :t del* :Regent * und. die Nationalceprä

fentation vollkommen das- was fiet ihrer Be

filmmung' .nach-:Weyn' [ollen: dann bedarf ,erfiecee

gar keines befondern Vorrechts-zu'r 'Hebung-eines

uneingefcheänkten Vet-0.'. Es j|xszmxfolches in

diefemFalleganz übetfiüffig- weil7ee alsdann

[Lets im Einblange mit diefer handeln'wird. Fin

det jedoch, das Gegentheil Statt- gewinnen* ,bei

beiden entgegengefeßce Tendenzen Rau-nt fodaß

Regent und Regierte oder deren Repräfentanten

l
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in 'ihren '-Befirebungen divergioon 2;,-dqnn- kann *ki-h'

des Veto- vom Staatsoberhaupte..- geltend. gez

macht*- ' gleichviel ob es ein unbefchränktes .o'dei

ein/:befchränktes ifiz .dem Tßronei un)) der:be'|e2

henden öffentkichen. Ordnung, Gefahr.1-bringeni

Unter diefer Vorausfeßung aber wird es das-Kali*

gemeine Wohl erheifchem daß der Fürfi auf ein

an gewifi'e Bedingungen geknüpftes Veto verfafi

fungsmaßig befchcänkt fey. Denn Foan gibt man

.ihm eine Machtz die ,er zum'Nachthei( des Ge

meinwohls- zur Verfolgung “eizoifiifcher Zwecke

misbrauchen kann und *macht die-Vervollkomm

nung der Gefeßgelxung.;von der' blofen.Willk1'ihr

eines einzelnen Menfchen in der Staatsgefellfchaft

ablzängig. ,-. y, .,t..t0...:*- ' 3

, e Jede. öffentliche Autorität fiel-.mag .eingerich

cet feyn x. wie fie willz futht ihre Rechte F Befug

nifl'ez* Prärogative zn vermehren 7 jede öfiencliche

Gewalt firebt fich zu vergrößernz wenn man ih

rem Ehrgeize nicht einen Damm entgegenfiellt.“

Dies gilt ebenfowohl vonder im Staate aufge

fieliten regierenden Macht als von der diefer ge

genüberfiehenden Repräfentation der Regiertenz
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von .rnit *der *oberfien vollziehenden* Gewait

bekleidetenRegenre'n und von der mit der gefehge

henden 'Gewalt-bekleideten Volksvertrocung. Der

-Fürfi in der Monarchie würde-*zum-unumfch'ränk

tenStaatsherrfcher werden h wenn feinem Wiilen

und feinen Befchlüffen* kein Hinderniß in den: Weg

trace; aber gieiche'swürde auch bei den Repräfm

tanken des: Volks der Fall feyn. Es. läßtfich

nicht annehth daß die Verfammlung der Ra- x

tionalrepräfentancen und der Monarch fte'ts undxim'.

merdar *in Anfichten h 'Meynungen- Abfichcen" und

Befirebungen völlig mit einander übereinfiimt

* mez es werden .Fälle eintreten -- fi'e find we,

nigfiens möglich und denkbar- darum fchon a

(11-jon vorauszufeßen* -- wo beide' mit einander

in Kollifion gerathen. Die Staatsklugheit und

Staatsweisheit erheifchen daher - daß keiner. von

beiden Theilen gefährliche Waffen befihe- wo

durch dem einen es leicht wäre- den andern zu

unterdrücken und deffen Rechte an fich zu reißen.

Wenn man im monarchifchen Staate den Mon

archen mit dem Vorrechte ausfiattete- allein

Gefeße zu geben, fo würde man die ganze Gefeß-'
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g'ebung feiner Willkähr-Prei's: geben xxnvolxte* man

dagegen den .Vokksvertretern die :MthtNMZlLÖ7fi

Gefeßegzu geben r einräumen- dann/-würde1mnri

die *Vorrechte- deriKrone ihrer Willkühr mutet!? 4

werfen.. 7 Aus *diei'em .Grunde hat man-dennxin

der 'konfiitutionellen Monarchie denGrundiaß auf

gefiellt: daßxalle Gefeße gemeinfchaftlich von

dem Könige und der Vokksrepräfentation fefige

feßt, werden .follenx fo daß beide bei der Gefeß

gebung.mitzuwirken haben. „In" : '*

* -Mounierxmacht in feinen6011'eiäÖ1-a

Kid_118..8'ur lequouirczroemßnß-*fehr

richtig auf-'die Gefahrenaufmerkfamx womit die

Erbmonarchiebedroht feyn' würde- wenn die Re

prärßnkanten: derrNacion-das Recht hätten g Ge

feße ohne Zufiimmung des Königs zu. machen.

Stritten *die *leßternamit der Krone um.einen

Thei(.der_Staatsgewa(t;„ dann könnten' fie leicht

zii-m Behufe ihrer Anfprüche die Unterfiüßung

der Menge für fich haben- welcher die Vermeh

rung der Gewah in den Händen dererx die von

ihrer Wahl abhängen- fchmeicheln wiirdez. die

Krone aber befäße alsdann-*kein Berkheidigungs
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mittel-7,:an ihm-ein."folcheonicthduc-ch die 'Kön

> Ejfuchx-:cljjjtkelfi -der: Befiimnmng-_Zdaßiedes

Geer zu felneniGßltigkeitx-ihher?Sanktlvn .Kevin-x *

fe» WWW( WWF-.4* .7*(7- *Mn-(L

.ß :1 Auchzöarfi-.manz .nach der' :Bemerkung eben'

die'fes :Schriftfi'elbershxjaznicbf' wähnenx daß es

fo .leicht -'* [ey-„iwie Königliche? Sanktion- zu WWU

und- den Ronräfentantendnniöglichindie;ihrer Befugnifi'e zu überfchiteikem-Amenn:Fje dngh

dieK-onfiitution genau vor-.gezeichnett "eher-.8.7gewiß-*findaalle Regeln-?,unnüßszW-:Inan Ma *

Auslegung; demjenigen,:-1jbe.rli1-ßtz„ Welchen-„fhgehen. ,Man -» könnte *wahrlichNWZ-ZLVWYWN

befonnenheit begehen x 7 WWW-.KEOXWWF-i

nem :Ein-zelnen „die Sci-Wofür .diN*:Vvehklc!-q

dees, Gen-.Yes 7 MAMMUT-rmx; ' WWW

binden- (Fon-,7 :GeFeß-»iflxnnyzrin leeres* »Wei-t..

wenxi kein Weg vorhanden-..iic- :ihm ?Glehn-W

Beobachtung: zu '.-yecßbsfiienus-„Wie :ifm-:1: :mun

dielem-- unbeficeitbarext ,WWW zufolge- „io-M

denken» »die -präfentencenrzuebindegx;qnde

Vergrößerung-ihrer *Gewalt'zu WWW-WWW .

man fich' blos _dar-_auf einfchränkt/-y -ihnen 4W.
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Pfii'chten' vokzufchtelbem und-..wenn nicbe zugleich

der *ganze Zufammeuhang dee Becfafi'ung der. kö

x nlgljehen :Autorität.znmxSchußdienW .

Wollte man hofien t daß'. die“ Nation: das

Ko'kps>*ihree fRepräfentanten hindernkönnte t' ' fich

dfe7voll|ce>ende Ma'chtanzunmßen; 'dann müß

te*'> man 'zugeben t daß* fie'.im Stande wäce- 'fich'

felbfi zu reglekenx obne Oberhaupt und ohne' Geo'

feße. Man wütde' allen -Dificlkten die Befugniß

zugefiehen müflent '.die-gefeßgebende ,Vet-"amne

(mfg ;znöktiti>fieen„ *die Repräfentanten der (Gex

faßt» blo'sfiellenz alles öffentliche Zutra'um- auf den

get-i'ngfien Vet-dath -auföjede Betleumdnng zu

verlieren t und jedem Einzelnen erlauben z ein Ge

feß- zu verwerfen. ÄJaner That- wenn die kon

fiituieende Rationalverfanunlung- in Feankeejcl»

nach dem Vorfchla'g* Einige" das Recht des-Ve

to-zu Gunfien der Kommlttenten hätte einfüßeen g

Wllen z dann würde-*diesdie Quelle der few-eck."

lichfi'en Unruhen-gelsotdem die Gefeße würden' in

Verachtung geeathen und alles , der Uebermachf

. der? Stärke-unterworfen gewefemfeyn. --Allemal

- wenn, die Nation zwi-fehen ihren Repräfentanten
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und dem Könige hätte entfitheidenauulenz würde

fie es nicht anders, habennhntr'können-xsals: daß

fie fich über beide 'gefieilt- *undikjhrc.Ma>)t ver

nichtet hätth R Nur'durch Unordnu'ig; Anacehio

oder :Auffiand wurde? fie, habenins. Min'» treten

können.. .Einen falsche r*tratkrige",')Einnnf>)ung-*kann

gewiß keingmdenkendecBüt-gex wünfchenz es fey

denn-*daß die Ty'rannei anf-ldenhöchfl'n Gipfel

gefiiegen wäre; „aber" Niemanden kann es- in den

Sinn kommen z -Einrichwngnnjßzn': -biila'gen „c wo

durch fie herbeigerufm mendemß'nde-N fowie man

überhaiipt: ni'et'nals die Organifan'on einerStaats

verfafi'ung nach Maßregeln.- anlegen darf z' die .zu

gleich Mittel!“ werden müfi'en- fie wieder zu zer

trümmern.: l; Weit. ,zweckmäßigenx und, einfacher .'iü

es daher-ficherlich, _dem Firefien, ein wirkfames

Veto .gegen die Befehlüfi'e "den Volksvertretung

verfajfungsmäßig zuzngefiehen. .n--t.- . 1. ., :

.t .Durch ein.. falches Recht zu. einem .Veto bei

der .Gefeßgebung foll das mon'archifche Staat-s;

oberhaup't' blos in den Stand - gefeßt werden

wie Hu-feland in den Anmerkungen. zu* Mon

nier's Werk richtig bernerkt*,*' ein neues Ge- _
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feß-'xzn xmtrhiirtt'ermhn'dizjrht*aber *Qui-fich zu' ma

chen z-Ytndiey-Ignfdßgebendei-:Göwuliz .,*.-fe(b|; wenn.

fin-in; pofnhoernißiufichtxaliein_ der Volksrepräfen'

ÜWIIFnfißWF-äavürue- dadurth eigentlich.;ihm

nicht * Weig'edrdnetnfeyri-on fondern -er: werd-e nur.

.(WJWguäßeWnkthW fie* ausüben. .zitate

fe"i (eßtere.,77-)>weriigfiens bis .. zu einem: gewiij

Grade 1tnjh:;t;n::r1nhno 'gewiffenc Umfange-exhi

.uh :imeinenraMeyang-Nnach dem; ?Regen-ten'einer-rr :thchifcheagnStnake ')nqthwendjg l 'WWUchzZ-Üheiisämm daB-.'Wfä-ruxdor Kw?

netouufrechciqzuavchäthnx. :stheiis:;di'e:t befieh'ende

Werfer-Puig;-gegengmnternehmungewan Seiten

derZVolEscepr-äfeaxantencMFGW-nüdaßzufichern.

Eben-e fo mußi. 'diefen-aein': -Rechtxzu-:eine'm

Veto' zu'gefianden werdenz'rfallsidewMonarch' die '

Initiative'bei'..deo»Gefehgebung hakyxek-nm *weiß*

huren zu können- .daßjderfelbexniÖti-aiiefii Gr?

feße .-_marhe4.q;:iNux “kann ich. mich! nicht davon

hberzeugeuz Zi-daßrs .fo unumgänglich. nöthig

feyh. das dem-Könige verfaffungsinäßig einzu

räumende' Beto;:'nn'iff'ekjganz unbedingt *feyn7

fo 'dqßes gar kein *verfaffungsmäßige's Mitte(
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geben fol(F der möglichen Schädlichkeit diefes kö

niglichen Prärogativs zu begegnen.

In der franzöfifchen konfiituirenden Natio

nalverfammlung 4789 waren gleichwohl außer

Motinier noch mehrere andere der ausgezeich

netefien Mitglieder der Meynung„ daß ein ab

folutes Veto in der Gefehgebung ein durchaus

unentbehrliches Prärogativ des Königthums fey.

Selbfl in dem Konfiitutionsausfchufle war die

Majorität diefer Anficht- welche jedoch nicht die *

Mehrheit der Stimmen in der Plenarverfamm

lung für fich erhielt. Mounier hat auch noch

fpäterhin in einer befondern Schrift; nyogä

(16 88 oonäuitß (lade. 1'a886mblä6

nationale Gt (168 motjfZ (10, 3011

1-6t0111* ä bauybiuä (Parisx 1789)

jenen Grundfaß dem er in der Nationalver

fammlung nicht den .Sieg zu erringen vermochte„

durch Gründe zu vertheidigen gefucht.

Der König - nrtheilt er dafelbfi - *ift

der bleibende Repräfentant des Volks- ihm muß

es obliegen7 die Rechte_feiner Unterthanen_zu

vertheidigen und die Gewaltl. von welcher er

b
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Inhaber ifi- gegen den Wahn und die Ein

griffe der Nationalrepräfentation zu fchühen; die

Sorge für die Erhaltung der Freiheit erheifcht

es- daß man die Repräfentanten des Volks

eben fowohl wie den Monarchen an der Aus

übung einer willkührlichenGewalt hindere. Der

König h da er allein nie ein Gefeß macht und

feine Beamten verantwortlich find- kann feine

Gewalt nicht (leicht) mißbrauchem während die

Berfammlung der Volbsrepräfentanten ,von der

ihrigen gar wohl einen Mißbrauch machen' könn

te„ wenn es ihr jemals 'erlaubt wäre 7 ihre Be

fchl-iiffe ohne .die Einwilligung des Königs zu

vollfirecken. Der König kann nie ein Jntereffe

haben- feine Ein'willigUng nirhlichen Gefehen

zu verfagen- welche feine durch die Konfiitutio'n

ihm ertheilten Vorrechte unangetafiet laffen. Es

ift überdies fehr viel befferx hundert gute Ge

fehe nicht zu bekommen x als einem ver-werf

*lichen einen leichten Eingang zu verfchaffen.

Das *blofe Auffchubsrecht legt den Ufurpationen

der Volksrepräfentanten gegen die Rechte der

Krone kein hinreichendes Hinderniß in den
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Weg_ Wer behaupte-:7 daß* die gefehgeben

de, Gewalt ,nie etwas gegen die vollfieeckende

unteknommen habe- kennt die GefehichkeMy

Reiche „fehe fchlecbt. ieAuf welche Weite avec, _ ,

auch. itnmer diefe beiden GewaltenNfichgdet-miz

fchen.: mögen- fo.-ent|eht daraus immee Des

potismusz'Warum. muß. man .diefer BMW'

fchung' , durch unübeufieigliche »Schranken -anyhe

kommen.; Die Mittel*-zue--Einfchränkungvollfieeckenden Gewalt find bekannt; :,quezifi; .es

abet-- - daß ,der König,>k"ein,*Mictel )haben- wün

de- - diefe zu fchühem :1 wenntman Gefehekohz

ne feine Einwilligungmacheu könnte F --weilzduech

alunähligauf einander folgende Gefehe--diezNe

präfentanten dahin gelangen würden- fich-dee

Ausübung aller Rechte“- zuzueignen und zii-„ih"

eem *Voetheil ,einen aeifiokcatifchen Despotismus

ani-'zittfielleny dee *taufendmal uneeträglichec drückt

als»*der.Despotismus eines Einzigen. . *

*Es-würde -_*- fahet Mo-uniee foot -Mt

niedeigend für den Thron feyny den :Zeitpunkt

zu beftimmenx in welchem der Monarch gezwun

gen feyn foll- der Verfamml'ung der“ National

' . b -lc



reprafentanten zu gehorchen. Die Macht/ Ge

fehe zu gebenj ift die eigentliche wahre fouve

raine Gewalt; der Fiirfi würde„ wenn feine Zu

7 fiimmitng bei der Gefehgebung nicht jederzeit er

forderlich wäre„ fich in einer Abhängigkeit befin-r

denj und niemals im Her-zen des Volks an der

Erkenntlichkeit/ die ein gutes Geer einfchthy

Theil haben j indem man wüßte'j daß es-nicht in

feiner Macht ftandj es -zu verhindernxe Läßt

man ihm »hingegen das Rechtj ganz frei die Ent

würfe* der Gefehe zu befiätigen oder zu verwer

fenj dann wird er als ein Hauptbefiandtheil der

gefehgehenden Gewalt angefehen'; feine Autorität

ift alsdann vor jedem Anfall gefichert und erbe

kommt dieMajefiät und Unabhängigkeitj welche

ihm als Haupte der Nation gebührt.

AuchBergaffe ift bemühet in feinem bis

00111-8 8111- 1e1 mUnjÖl'E, (10111; j]

voor-Leni: (16 limits!- 16 youfojr

lästlntjk 61:16 (>01170j1* excitin

tij' (inne. 11119 moi-,nrobje (Parisj

1789. S. 79) zu zeigen„ wie unangemeffen

x es feyn würde/ das Recht der Befiätigung oder
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Brenner-fung der Gefeßesentwärfedem Könige zu

nehmen. „Ihr wollt -- fagt'er-- einen Erb

fr'irfienx der feinen Poften nicht verlaffen follx

weil er dies nicht könntex ohne die größten Be-'

wegungen im ganzen _Reiche zu erregen; und

doch wollt ihr die Dinge zu gleicher Zeit fo ein

richten „ daß gar leicht eiii unglücklicher Zeitpunkt

kommen kann,' wo es ihm nicht mehr erlaubt

ifiÄ auf die Befehle feiner Vernunftzu hören.

Wenn bei unfern gemeinfchaftlichen Rathfchlägen

eure Meynung 'gegen die meinige durchdringt und

Gefeh wirdx dann folgt hieraus offenbar noch

keineswegs- daß ihr mich widen meinen Willen

zu einem Vollfirecker diefes Gefehes machen

könnt. - Gewiß werdet ihr alle zugebenh daß das

etwas gänzlich Unerlaubtes wärex wenn man

mich- ich will nicht fagen nach Einem Jahre

fondern nach zwei„ nach zwanzig cJahren „ kurz

fo lange ich bei meiner Meynung bliebe- ver

pflichten wollte- der Vollftrecker eures Gefehes

zu *werden Und was in 'Rückficht auf mich

gänzlich unerlaubt wäre- follte das nicht auch

als gänzlich unerlaubt in Rückficht auf den Für



fien zu' betrachten feyn?“ Jndefi'en hat doch

auch fchon Gottl. Hilfeland in den Anmer

kungen' zu feiner Ueberfehung von Mounier's

Betrachtungen'- iiber die Staatsverfaf

fangen -(Jena„ 1791) diej'e Betrachtung Ber

gaffe's in einer gewifi'en Riickficht für nicht

durchaus haltbar gehalten.

In einer Republik -- meyntMounier :

fey allerdings ein folches abfolutes Vetorecht

für den oberfien Chef der vollziehenden Gewalt

nicht fo wefentlichL wie fiir denRegenten in ei

ner Monarchie- und er fiihrt die Gründe anx

warum z. B. man in den vereinigten nordameri

kanifchen Freifiaaten nichts davon weiß. Die

amerikaniichen Konfiitutionen - bemerkt er -

(afien freilich dem Regierer (unter dem Namen

von Gouverneur- Präfidenten 2c.) in Rückficht

der Gefehgebung. nur' eine fuspenfive Gewalt

für eine befiimmte Zeitz diefes Beifpiel kann

aber nicht wohl in einer Monarchie angewendet

werden. Die Regierer im freien Amerika ha- t

ben ein "ehr geringes Anfehn im Vergleich mit

dem_ eines Fin-item und ihre Gewalt ifi zu we.
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nig beträchtlich) als daß die gefeßgebenden V*er

fammlungen.- fie darum beneiden und jene zu ver

mindern fuchen follten- um die ihrige zu vergröf

fern..» * Ueberdies find die Vorrechte der ameri

kanifchen Regierer auch durch alle die gefchüht

welche einmal ihre Nachfolger zu werden hoffen.

Da fie ihre Stelle nurwenige Jahre behaltenx

fo nähren viele Glieder der gefeßgebenden Sena

te die Hofinung„ eine folche Stelle ebenfalls einfi

zu bekleiden. Anders verhält es fich in der

Monarchie, wo die höchfte regierende Autorität

erblich ift», Hier kann fich leicht gegen diefe

alles Streben richten und darum muß die Kon

fiitution ihr die Mittel ficherm dies alles abzu

halten.

*will gern zugeben, daß ein folcher Er

dengottx wie der Sterbliche ift„ der einen erbli

chen Königsthron einnimmt- mehr Neid ausge

feht ifi„ als der oberfie .Machthaber in einer Re

publik'x der nur vorübergehend dem Regiment

vorfieht und nicht mehr Autorität befiht- als er

forderlich i|x um feinen Beruf zu erfüllen und

feiner Befiimmung nachzukommem und daß je
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ner deshalb einer großen Gewaltfülle bedarf„ um

fo außerordentliche Güter- wie ihm das Glück

vor Millionen anderer Sterblichen hat zu Theil

werden (aßenx fich und feinen Enkeln zu erhal

ten. Allein daraus folgt noch lange nicht„ daß

er mit einer Machtvollkommenheit ausgerufiet

feyn miifi'e„ um im Stande zu fehn/ nach Will

kühr alle gefehgeberifche Weisheit der National

repräfentation zu nichte zu machen- wozu doch

ofienbar einem folchen Hochgefiellten ein konfiitu

tionsmäßig bewilligtes Vetoprärogativ ohne alle

x vernünftige Schranke die unbefkrittene Befugniß

verleihen wurde. Man braucht in der That nur

Gelegenheit gehabt zu haben t die Erbärmlichkeit

fo mancher Individuen- deren Haupt mit dem

Diadem gefchmückc ifit in der Nähe zu beobach

ten und man wird wahrlich vor dem Gedanken

erfchreckenx blos einer abflrakten Theorie vom

monarchifchen Prinzip zu Liebe „ folchen öfter an

Geifi und Herz leerent meift vorurtheilsvollen

und unwiifendem dabei nicht felten- eigenfinnigen

und rechthaberifchen Menfchen- bei völliger Un

verantwortlichkeit und Unverleßlichkeit ihrer Per
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fonj durch* Aufnahme eines durchaus uneinge

fchränkten. Vetorechts unter die verfaffungsmäßi

gen Herrfcherprärogativej das Schickfal der gan

zen Gefeßgebung*-einer gebildeten und gefitteten

Nation in die Hände zu geben. Heißt das nicht

mittelbar den Weg zu Staatserfchütterungen und

Staatsumwälzungen bahnen-“fo daß gerade das

Entgegengefeßte .von dem herbeigeführt wird h was

man beabfichtigte? 7 f

Reinj nicht durch verfchwenderifcheFreige

higkeit in Ertheilnng. ungemeu'aner, Mathtübungs

vorrechte an die Fürfien wird man die Dauer

der. Erbthrone ficher fiellenz».vielmehr dürfte dies
gerade das Mittel feynjx das erbmonarchifche

Herrfchaftswefen" in Miskredit .zu bringen und

deffen „Untergang vorzubereiten. Darum kann

ich auch* Mo-uni-e'r felbfi darin nicht beifiim

men j daß. es .die Würde des Throns, erfor

derej dem Fürften das Recht zuzuficherm Ge

fehe durch ein Vetoj yuro und ohne alle An

gabedee Beweggründe feiner Verwerfungj zu

verwerfen.- Er meynt nämlich„ daßj, wenn

der Fin-ft fich *dazu herablaffen müßte- diefe
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feine Beweggründe der -Ve'rfammlung der

Volksvertreter bekannt zu machen- lehrere

fich im Befihe des Rechts glauben wür

d'e- fie zu beurtheilen und folglich keine
i Achtung dafür zu- haben. Eine folche Be

urtheilung läßt fich, glaube *ich„ nicht ver

meiden: denn wenn die. fraglichen Moti

ve anch in [netto behalten werden- fo

laffen fie fich doch gemeiniglich ' vermuthenh

und wo Freiheit der Rede und der Schrift

ift- da kann *man es nicht hindernx daß

Jeder fich darüber ausfpricht. Auch möch

te zu beforgen...feyn72, daß da- wo kei

ne Motive angegeben werden7 fehr un

lautere obwaltent* können h *die man eben

darum gern verborgen halten möchtg wie

wohl fie in der . Regel errathen werden

und kein Geheimniß bleiben. Auch chier

fpreche ich- leider-l aus Erfahrung.

Uebrigens gefieht Morinier felbfi ein

daß -auch das abfolute Veto in den Hän

den des Königs nur. eine fehr unzurei

chende Schußwehr für die Konfiitution dar

__"M
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bietet und wenn es als Mittel dienen

i'olly die Unabhängigkeit der königlichen

Macht zu erhalten7 *dafi'elbe ein Mittel

ifi, welches h würde es nicht zugleich durch

andere Hebel unterfiüht- nur als fchwach

und fafi unni'iß fich bewähren diirfte. Steht

z. B. den Repräfentanten das Recht zur

Verweigerung der Abgaben zu h fo würden

fie fchon darin eine Waffe habenx der

ein Monarch felten widerfiehen kann h um

das Veto des Königs zu befihrcinken.

Selbfi wenn man' die Vorficht brauchte

urtheilt der mehr erwähnte franzöfifche Staats

gelehrte„ die von der Nationalrepräfentation

zu verwilligenden Geldhülfen -- Subfidienz

wie man fie inder Sprache des eng

lifchen Parlaments nennt -- von_ den an

dern Gefehesentwürfen zu trennen: fo wiir

den dennoch die Auflagen eine immer fehr

wirkfame Feder bleiben- um durch ihren

Gegendruckx 'fo zu fagen- das Mittel des

Widerfiandes. zu fchwächem ja zu* zer-nich.

ten- das man dem Monarchen in der

/
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Befugniß- ein neues Gefeß entweder zu

befiätigen oder zu verwerfen- läßt. Denn

da die Auflagen die Grundlage feiner Ge

walt- die befiändige Gränze der Wirkun

gen feiner Minifter find; fo muß mit

der größten Behutfamkeit gegen eine Ver

fammlung gehandelt werden- die fie be

fiimmt. Um diefelbe nicht gegen fich auf

zubringeny würde der König allezeit nur

mit Beforgniß fein Veto deren Befchlüf

fen entgegenfeßenx weil. dies leicht die trau

rigfien Folgen haben könnte. Wenn die

Volksvertreter die Meynung der Menge auf

ihrer Seite hätten- dann würde die An

wendung des Veto das Anfehn der Kro

ne fogar in Gefahr ftellen. Ueber-haupt

-- haben mit Mounier auch andere Mon

archiften geurtheilt - würde das Veto auch

in feiner Unbedingtheit immer nur eine

ohnmächtige ,Waffe abgeben- wenn die Volks

repräfentation in einer einzigen Verfammlung

dem Könige gegenüberfiände„ und fie haben

darum gerathen- in anderen Infiitutionen bef
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fer-e Stuhen für die Aufrechchaltungides mon?

archifchen Prinzips 'zu "fachen, ' h

Ich 'glaubez daß in keinem wohlgeordne

ten Staace- *wo .die öffentliche Freiheit ge

fichert fehn follx irgend 'eine Autorität vor

handen' “.feyn dürfe x *welcher grundgefehlic'h ei

ne:-Machtiibung ohne alle Einfchränkung und

Bedingung zufir'mde. .a In der konfiitutionel

len Monarchie müßen Regent* und Volks

repräfentac'ion * das Recht 'haben t' gegenfeitig'

einander gegenuber ein .Veto bei der Ge

gefehgebungxgelte'nd zu machen; hallein bei

beiden darf. dieer Veto nicht von der

Art feine-7' daß gar keine Hülfsmittel. gegen

deh'en, _Wirkungen möglich-wärmt felbfi wenn

auch eine Remedur, noch fo, -nothwendig ere

fchieue. ,Der „konflitutionelle Monarch hat

das Mittel h das Veto der Volksrepräfen

tationt wenn* 'er ._ dah'elbe' für nachtheilig

hältF dadurch .unwirkfam zu machen- daß

er die' Verfammlung auflöfi* *und eine neue

beruft t der er das von der vorigen ver

* worfene Gefeh von neuem vorlegtr Und wenn
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diefe zweite Verfammlung in feinen Vorfchlag

nicht eingeht und" der. nämliche Fall auch noch

bei einer dritten von ihm zufammenberufenen

Verfammlung von 'Volksvertreter-n eintritt7

dann werden ohne Zweifelx wichtige* Grün

de für die wiederholte Verwe'rfung vorauszu

fehen ffeynj die jeder verfiändige;:Zi-rfi, wel

cher keinen Aufbruch anf Unfehlbarkeit ,ma

chen wird wie der Pab|„ achten ?muß-3

Allein welches Hülfsmittel hat ..die Nation

gegen das Veto des Monarchen „*1 falls die.

fes kein fuspenfivesj fondern einc* *unbedingt

abfolutes ift? -- Hier ift' alfo offenbar ei- '

ne ,Ungleichheit der Gewichte in. der Waag

fchale der Gewaltenj die eine Abhr'ilfe in

der Verfaffung »erfordern wenn. dieErhal

tung eines gewiffen Gleichgewiäjw möglich

feyn foll. l ,t -l

.- . ,Eine Regierung kannj ihrer Befiimmung

nach, keinen von dem des Volks verfchiede

nen Willen *habenj fondern ihre --Aufgabe iftj

den wahren öffentlichen Willen forgfam zu

ermitteln und als; Geer x auszufprechen. Denn
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das -Gefe'ß.:zdll .der Ausfprnch des vernünfti

gen-iGefamnilwillens _feyn. Nurdarübem wie

diefer Gefammtwille zu ermitteln fey- kann

in verfchiedenenr Staaten eine Verfchiedenheit

der'. Anfichten' Statt ..find-nec: denn rfelbfi in

' Staatenfnimit ..ZabfolutenaziRegierungen .werden

dien Wehe-Wals. »or-ausgefehter ..Willen der Ge

fammtheit aüsgegebmooDir-l Zeit' ift ja. hof

fentlich .vorübe x wo( mann-den, Gefeßen. die

Schlußformel-r. :- ont tell e* 981:" 110411-0 *bon

(zlajßjr, .anzuhängen wußte. iJn konftitutio.

nellen >Staäten, aber. ift deanolkswill-en ein .

Organ" gegeben h deffen'- Ausfprüche regelmäf

fig als .auch- wirklichanf dem* Volkswillen :be

ruhend anzufehen find; Nur infofern'- die Reä

gierung dies bezweifelt, kann-(fie das .Rechq

wie diePfliehg habenh. auf Befchlüffe .der

Volksrepeäfentation- nicht einzugehen. Darum

ifi in der "kurheffifche-n ?Verfafi'ungsurkunde

(h 75 )- verordneth 'daß'lder' Staatsregierung

damit fie- prüfen könne h ob in' einem Befehl'an

fe der Volksvertreter auch-:der'i'wahre öffent- .

liche Wille zu ihr fpreche-*r-bieT abweichende
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Meynung der Minorität *emitgetheilt werden'

foll- falls der Befchluß nur durch den Aus

fchlag des Präfidialvotums zu Stande gekom

men. *Wenn alfo der Regent in: einem-kon

fiitutionellen Staate-einem Befthluffe der volks

vertretenden Verfammlung widerfirebtx dann

muß 'man immer' vorausfeßen- daß er dies

nur thuex weil er _bezweifelt- in demfelben

die Anficht des Volkszu oder- xwenn ,man das

lieber hörtx der Einfichtigen und-»Befien im

Volke zu» finden. ,r Alsdann aber fehltes dem

konfiitutionellen Regenten nicht an Wegen h die

er einfchlagen kaum um den vorausfehlich von

den Volksvertretern miskannten »öfi'entlichenWil

len zu ermitteln. Er kann durch Vertagung

ihrer Verfammlung den Mitgliedern derfelben

Gelegenheit geben „ in der Heimath den öffent

lichen Willen beffer kennen zu lernen; er

kann- indem er die Verfammlung ,auflöfix bef

fer unterrichtete Vertreter von diefem verlan

gen. So oft alfo der_; Regent einen Zweifel

hatx daß der vernünftige Wille der- Staats

gefellfchaft in deanefchliiflen der Volksvertre
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tung nicht ermittelt vorliegex kann ,und muß-er

fich alsbald'in verfaffungsmnßiger Weife Auf

klärung zu verfehaffen -fuchen-f . ob fein Zwei

fel :gegründet ifi oder nichtx und* im lehtern

Falle hat:ers-keinvernünftiges Motiv- :Zfeine

Zufiimmnng zu verweigern. - Denn .dies könn

te" er alsdann; nur thun- wenn "er feine ?Be

- [tim-nung durchaus verkennte d. i. nicht das

wäre oder feynwollte- was er feyn foll.- Man.

' fieht mithin „ daß *der wahre .Regentimmer

nur. höchfiens vorübergehend :des Rechts .zur

Anwendung oder Geltendmachung eines_ Veto

bedarf- folglich -ein bedingt-es" Vetopräroga

tiv fürihn vollkommen hinreichß_ feinen hohen

Beruf zu erfüllen.

Vielleicht gelingt es mirM durchdiehnach

folgenden :Erörterungen den Geifi der Unterfn

chung. und ,Forfchung von neuem auf einen Ge

genfiand zu lenken „' der„ wiewohl von hohem

praktifchen Intereffe„ bis jeht, theils einfeitig„

theils wenig erfchöpfend von den Theoretikern

behandelt worden iftx während er in der Praxis

große. Mangelhaftigkeit darbietetxz Zwar mag

e
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ich fchwerlich hoffen-dürfen- durch die Be-

trachtungem zu welchen- die gegenwärtige Schrift

Veranlaffung gibtt mir den Beifall der Höfe

zu erwerben *z* glücklicherweife brauche ich in mei

ner unabhängigen Lagehiernach nicht zu krach

ten. Manches- was hier vorkommt- 'könnte

wohl gar bei Politikern. mancher Schulen die

Bezeichnung von fubverfiven d. i. anti

monarchifchen oder revolutionairen Leh

ren - denn diefe verfchiedenen Ausdrücke find

in der Sprache der modernen europäifchen Kon

tin'entaldiplomatie fo ziemlich gleichbedeutend -

bekommen. Dennoch ift es gerade das wohl

verfiandene Jntereffe der Monarchiex was ich

bei der Herausgabe der vorliegenden Schrift.

vor Augen hatte. Denn wer es mit dem mon

archifchen Syfiem wahrhaft wohl meynt und

detfen Erhaltung aufrichtig wünfchtt der muß

in unferer Zeit vor Allem darauf bedacht feyny

daß durch weife Gefehe und konfiitutionelle Ein

richtungen dafiir geforgt werdex die Verirrun

gen und Ausfchweifungen der monarchifchen Ge

walt hinfuhronmmer mehr und mehr- wo nicht

i
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unmöglich zu machen f doch„ foviel es angeht

zu erfchweren. Berichtigungem ja Widerlegun

gen der von mir hier entwickelten Gedankenj

Anfichten und MeynungenX von welcher Seite

fie auch kommen mögenj werden mir übrigens

um fo willkommener feynj da die Wahrheith um

die es mir allein zu thun ifi- hiedurch nur ge

winnen kann.

Die verfchiedenen Abfähej aus denen diefe

Schrift befieh't- wurden zn verfchiedenen Zeiten

niedergefchriebenx daher ich das Ganze mehr als

eine Sammlung von Auffähem denn als eine

fchulgerechte Ausführung des zu behandelnden l

Gegenfiandes anzufehen bitte. Einzelne Stücke

des gegenwärtigen Werkes wurden fchon früher

von mir in Zeitfthriften mitgetheilt. _ Ich glaub

te indeffenj daß es manchem angenehm feyn

dürftej hier Alles beifammen zu findenj was

von mir und Anderen über diefen Gegenfiand

gedacht und hier und da an verfchiedenen Or

ten zerftreuet anzutreffen. Aus diefem Grun

de habe ich auch den letzten Abfchnittj der zu

erfi in den Allg. politifchen Annalen er

c*
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Das königliche Veto.

 

Eine wichtige Aufgabe in der Staatslehre der

konfiitutionellen t _Monarchie
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Finnish-themen
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Ob und in wiefern dem Staatsregenten die Sank

tion der_ Gefehe nnd ein Veto bei der Gefetzgebnngf

welches nichts anders iii, als eine Verweigerung jener

Sanktion, gebühre oder heiznlegen? - das find Fra

genf welche natürlicherweife in einem Staatef in wel

chem ein abfoluter Ein - und Alleinherrfcher an der

Spitze der öffentlichen Angelegenheiten fteht, gar nicht

vorkommen können. Denn wenn - wie in der des

potifchen und ebenfo auch in der autokratifchen Mon

archie der Fall ifi - der Regent alle Staatsgewal

ten in feiner Perfon vereinigt, dann verfieht es fich

wohl von felbfi, daß kein Gefrh gegeben werden kann

ohne feine entweder ausdrückliche. oder ftill

f chwei gende Zuftimmung. Die ehedem in Frank

reich gebräuchliche Formel: car tel 68|: notre plajsjr,

ifi da Staatsgrundfatz, gleichviel ob die unbefchränkte

Herrfchaft eines Einzigen blos faktifch befteht oder auf

irgend eine legitime Weife begründet feyn mag. Der

Fiirft ifi da oberfier Gefehgeber und zugleich oberfier

Gefehvollzixher und es hängt blos von ihm ab, wel

chen Gebrauch er von feiner Souverainität machen

will. Wo hingegen - wie in der nicht-abfolnten

1 1'



4

Monarchie -- der Monarch, bei der Uebung der fou

verainen Gewalt und infon'oerheit der gefetggebendenf

herkömmlich oder grundgefehlich an die Mitwirkung

gewiffer Stände, Kaiken, Körperfchaften oder auch ei

ner Verfammlung von Landesdeputirten oder Volks

vertretecn gebunden iii: da hat es die Staatslehre al

lerdings mit der wichtigen Aufgabe zu thunt wie weit

der Einfluß des zeitigen Regenten auf die Gefehgee

bung gehen und fich erfirecke_n folie und dürfe, damit

die Verfaffung keine blofe Scheinverfaifung werde.

.Nicht nur Fragen des philofophifchen Staatsrechts,

fondern auch der Staatsiunft kommen hier in Be

tracht, und es* ifi Sache der Staatsweisheit, die Prä

-rogatioe des Königthums in diefer Beziehung berge

fialt zu befiimmen und feftzufiellenf daß das allgemei

ne Wohl nicht gefährdet, fondern gefichert und mög

lichft gefördert werde. .

Die Staatswiffenfchaft aber ifi eine Erfahrungs

wiffenfchaftz Theorien, vom Verfiande erfonnen und

..blofe Feuchte der Spekulation und Aoftraktion, können

-hiert bei der Anwendung auf die Wirklichkeit, nur

zu Vecirrungen fiihren, wenn man die Lehren der

Gefchichte außer Acht läßt. Diefe nun zeigt' uns auf

allen ihren Blättern, daß fichx jede "unbefchränkte

Gewalt im Staate ohne Darbietung einer fichern Ga

rantie befindet. daß fie nicht in Despotismus und

Tyrannei ausarte. ' In einer abfolut- monarchifchen
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Staatsordnnng* muß fich die Staatsphilofophie diefe

freilich gefallen laffen, weil das Wefen und die Na

tur einer folchen Staatsordnung alle Mittel verfchmäht,

es zu verhindern; aber anders verhält es fich in der

konfiitutionellen Monarchie. Die Verfaffung diefer

Staatsart macht es möglich.f Einrichtungen zu tref?

fenj wodurch man hoffen kann, Despotismus und Ty

rannei von der Staatsgefellfchaft entfernt zu halten,

ja aus_ derfelben völlig zu verbannen. Aber um die

jenigen Staatseinrithtungen auszumitteln, welche zu

diefem Ende die zweckmäßjgfien feheu, thut der Staats

philofoph wiederum am befienr die Erfahrung zu Ra

the* zu ziehen. Denn fchlägt er die Bücher der Staa

tengejchithte auf. dann findet er, ,welche von folchen

Einrichtungen fiiiherhin bereits verfucht worden find.

welche fich bewährt haben und welche nicht.

Alle Erfahrungen aber fiimrnen darin über-ein, daß

Unbefchrcinktheit- bei jeder Staatsgewalt ein Ue

'bel ifi, bei der erekntiven ebenfowohl wie bei der

legislativen. Darum hat man es bei allen Ver

tfaffungen. wenn fie anders Grundfahe hatten, un

umgänglich nothwcndig befunden, Anordnungen zu

treffen, um dem Mißbrauche der Maäjtäußerung bei

jeder öffentlichen Gewalt gefehliche Hinderniffe in den

Weg zu legen. Das ift der Urfprung und Zweck des

Veto- welches die Staatsgefehgeber einer Gewalt in

Beziehung auf die Befehlüffe der andern verliehen haben.

*



Auch die Erekutivgewalt bedarf des Rechtsf we

nigfiens in einem gewifien Grade oder Maße, ein

Veto geltend zu machen, um nicht genöthigt zu feyn,

zu vollfirecken, was ihr nach ihrer Einfieht gefährlich

oder unzweckmäßig erfcheint, und was fie daher, in

Ermangelung eines Oppofitionsrechts, mit Widerruf(

len und darum übel zur Ausführung bringen würde.

Andererfeits aber hat ebenfalls die gefehgebende Gewalt

ein Veto recht nöthig, um fich gegen die Fallfiricke

zu fchüßen, die ihr die vollziehende Gewalt zu legen

geneigt feyn könnte, Es handelt fich mithin um Auf

findung eines richtigen Verhältniffes zwifchen diefen

beiden höchfien Staatsgewaltenf um zu verhütenf daß

nicht eine über die andere die Oberhand und das Ue

bergewicht bekomme, was die Unterwerfung der einen

unter die andere und fomit Despotismuslund Tyran

nei zur Folge haben könnte.

Wollte man die Macht des Veto einer eigenen,

von der vollziehenden und gefehgebenden Gewalt un

terfchiedenen Behörde übertragenf wie im alten Rom

den Tribunen, oder den fämmtlichen Gliedern ei

ner Klaffe von Staatsangehörigen, wief nach der ehe

maligen polnifchen Reichsverfaffungf dem Adel,

oder einem befondern Korps von Magifiraten, wie

in Frankreich vor der Revolution, wo fich die

Parlamente weigern konnten, die Dekrete des Kö

nigs, des damaligen alleinigen Gefelzgebers, einzu
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regifiriren( um dadurch zuverhinderm daß diefelben

Gefeheskraft erhielten: dann würde man fich der Ge'

fahr ausziehen, den Gang der Staatsmafthine zii-hem

men. Wer weiß nichtf daß die römifchen Volkstü

bunen oftmals mit Einem Worte alle Berathfchlagnn

gen und jegliche Befchlnßnahme aufhielten und in Po

len jeder Edelmann. nicht felten zum großen Nachtheil

des Staats. fein Wie Lourrnlnm (ich erlaubees nicht)

ausfprach? Ifi nicht der polnifche Reichstag mit dem

uneingefthräntten Veto eines jeden feiner Glieder zum

Sprichwort geworden?

Es bleibt alfo nichts übrig, als in einer Staats

verfaffung, welche die Theilung der Gewalten znläßt,

einer Gewalt die Sorgej iiber die andere zu wachem

anzuvertrauen. Hier aber hat der Gefeizgeber vor

nehmlich die Klippe zu vermeide daß er der Befug

niß der einen der beiden höchfien Staatsgewalten, die

andere zu beauffichtigen, nicht eine folche Ausdehnung

ve'rleihe, daß die Wirkfamkeit diefer mehr oder weni

ger zu nichte gemacht werde. Denn der Konflikt zwi

fchen beiden könnte alsdann am Ende nur dahin fiih

ren, daß die fiärkere die fchwcichere fich unterwür

fe. fo daß entweder die Erekutivgewalt oder die

Legislativgewalt, je nachdem jene oder diefe die fläc

kere wäre, alle Souverainität an fich rifie, die ihr

gegenüberiiehende Gewalt zu einer blofen Schatten

gewalt herabfänke und in ihrer Ohnmacht fich ledig
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'lieh .mit einer untergeordneten Rolle begnügen müß

te. c -

.Die Gefahr , daß die regierende Gewalt, als ober

fie vollziehendex die Thätigkeit der gefehgebenden hem.

me, lähme, ja diefe vernichte und unter-drücke, ifi be

fonders groß in jedem monarchifchen Staate. ,Denn

das monarchifche Staatsfyftem geht immer darauf hin

-auszden Regenten als individuellen Souverain mit

fo viel Macht auszuftatten, daß er ftärter fey [als al

le iibrigen zufammengenommen und eine ganz unwie

derftehliche Gewalt auszuüben im Stande fey. Da

her hat man geglaubtf nicht genug Prcirogative in der

Perfon des Monarchen vereinigen zu können und zu.

* diefen gehört denn auch das große, wichtige und fol

genreirhe dem monarrhifchen Regenten eingeräumte Vor

recht7 daß im Staate nichts Geer werden kann oh

ne feine Einwilligung und die Verweigerung diefer

fchon hinreichtf zu verhindern, daß etwas zum Geer

werden könne. JahrbUnderte lang ift man in den

monatehifchen Staaten allenthalben und durchgängig

der Meynung gewefen, daß diefes Prärogativ der Re

gentenwürde fo wefentlich feyf daß man fich ohne daffel

be nicht einmal einen Fürfien denken konnte, und waren

auch die Fürfien in vieler andern Hinficht in ihrer

Machtübung befchränkt, fo blieb ihnen doch gemeinig

lich das gedachte Prärogativ ungefehmälert und unan

gefochten. Man theilte, überall die Ueberzeugung. daß
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ohne daffelb'e ein wohlgeordnetes Staatswefen gar nicht

befiehen könnet und wenn auch die Erfahrung in der

Gefchichte republika nifch er Staaten das Gegen

theil nachwies, fo behauptete man wenigftens, daß ei

ne monarchif che Staatsordnung von keinem Be:

ftand feyn könne, wenn dem Monarchen das fragliche

Vorrecht fehle. Auch wiirden die Völker nicht (eimt

darauf gekommen feyn, gefehliche oder verfaffungs

mäßige Einfchräntungen der Fürftenmacht in diefer

Beziehung wünfchenZwerth zu halten, hätten die Fiir:

ften ihre Autorität in diefer Beziehung nicht zu oft

mißbraucht. -

Die Ideenf welche fie) in Folge der franzöfifchen

Revolution entwickeltenf lenkten .das Nachdenken der

europäifchen Staatsgelehrten auch auf diefen Punkt

und das Ende des achtzehnten Jahrhunderts fah ganz

neue Theorien in diefer Riickficht zum Vorfchein kom

men und auch in der Praxis geltend machen. Die

Fortfchritte in der politifchen Aufklärung und die Aus

bildung der Staatswifienfchaften fiihrten fiets mehr zu

der Fragei ob es denn wirklichzfo unumgänglichnoth

wendig feyf wie man lange -unbezweifelt angenommen

und gedankenlos nachgebetet, daß den Königen ein

völlig unbedingtes Vetorecht zukommen mitffe? ob

der Regent in einer repräfentativen Monarchief wenn er,

ganz wie der in der repräfentativen Republik, bei fo

vielen andern Aeußerungen feiner Machtoollkommen
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heit, verfaffungsmäßig gehindert werde, ei genmäch

tig und willkührlich zu verfahren. nicht auch in

diefem Stücke verfaffungsmaßig follte gehindert wer

den kbnnen. blos feinem Eigenwillen Gehör zu geben

und allein nach Willkühr zu handeln? Und ich glau

be. daß dies in einer wohlgeordneten Monarchie eben

fo verhütet werden müffe,' wie in einer wohlgeordne

ten Republik f und auch durch weife Gefehe und Staats

einrichtungen verhütet werden könne.

Daß das Veto ein zur Erhaltung des monarchi

fchen Prinzips unumgänglich nothwendiges Prärogativ

der Königs-gewalt in jeder Monarchie feyf hört man'

fait durchgängig von allen monarchifchen Staatsgelehr

ten behaupten. Dennoch möchte es mit *diefer Be

hauptung für alle Fälle und Verhältniffe eben fo we

nig feine Richtigkeit habenF wie mit andern in* der

Politik fo allgemein hingefiellten Sätzen, die gemei

niglich mancherlei Ausnahmen von der Regel erfor

dern. Nehme man an, eine Nation erfreue fich des

Befitzes einer völlig ihren Verhaltniffen und ihrem

Charakter entfprechenden politifchen Ordnung. der die

felbe nicht blos aus Gewohnheit, fondern zugleich aus

inniger und lebendiger Ucberzeugung von ihrer .Treff

lichkeit und Angemeffenheit anhänge, und die von ei

ner folchen Befchaffenheit fen, daß ihre Fortbildung
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mit der Volksbildung fiets ..gleichen Schritt halte.

Sehen wir-7 daß zur Erhaltung diefer Verfaffung als

unabcinderlicher Grundfatz fefigefiellt fey, daß keine

Reform oder Veränderung mit derfelben vorgenommen

werden dürfef die mit ihrem Geifie und Prinzipien in

Widerfpruch feh. Unter folchen Umfiänden ift kaum ab

zufehenf wie bei der Nationalrepräfentation irgend ein

Gefelzentwurf in Vorfchlag gebracht werden und durch

gehen follte, der gebieterifch ein Veto erheifchen könnte.

Sind die gegebenen Verhältniffe und Umfiände ande

rer Art, dann läßt fich freilich nicht in Abrede [teilen,

daß die Anwendung des Veto oft nützlich und heil

fam fich bewähren könne; aber auf der andern Sei

te möchte es doeh auch keineswege-Z zu leugnen feyn,

daß das Veto auch in vielen Fällen verderblich wir

ken und fehr nachtheilig fich beweifen könne. Räu

men wir nämlich der höchfien erekutiven Macht ein

Veto gegen die Befehlirife der höehfien legislativen ein,

dann felgen wir jene allerdings in den Stand , zu ver

hiiten, daß diefe nichts der beftehe'nden Ordnung Ge

fährliches oder Gefahrdrohendes unternimmt; aber wir

geben ihr zugleich ein ficheres Mittel in die Hand.

fich Allem widerfelzen zu können, was der National

reprcifentation zur Vervollkommnung und zum zeitge

mäßen Fortfchreiten der gefellfchaftlichen Einrichtungen

dienlich erfcheint und zur Erhaltung des Staats viel

leicht nothwendig ift.
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Alles kommt demnach hauptfächlich darauf an, daß

ausübende und gefehgebende Gewaltf wo fie gefchie:

den find, von einerlei Geift und Intereffe befeelt fich

zeigen, einen .und de'nfelben Zweck - das Wohl des

Ganzen -* zum alleinigen oder Hauptziel ihres Stre

bens haben. Daf wo dies nicht der Fall ift, kann

nicht minder der Befiiz des Veto von Seiten der Ere

kutivgewalt als der Mangel deffelben von höchft nach

theiligen Wirkungen fiir den Staat begleitet feyn.

Gefeht nun aber, die Verhaltniffe feyen von der Artf

daß Kollifionen zwifchcn den beiden Gewalten leieht

möglich: dann wird es wenigfiens die politifche Klug

heit gebietenj vorfichtig in der Zugeftehung des Veto

zu feyn. In der Erbmonarchie iii es z. B. keines

weges eine nofhwendige Erfcheinnng, daß das König

thum Intereffen verfolge, die mit dem Volksthum in

Widerfpruch find, Im Gegentheil wiirde dies in ei

ner repräfentaiiven Erbmonarchie, die vollkommen wä- '

re, was fie feyn follte, nie der Fall feyn dürfen und

können. Aber die Erfahrung lehrt, daß diefer Fall in

der Erbmonarchie nicht blos „möglich, fondern felbfi

gar nicht felten ifi. So diirfte befonders die Gefchich

te der monarchifchen Staatenz in denen wir in nnfern

Tagen eine repräfentative Ordnung haben einführen

fehen, nicht wenige Beifpiele aufznweifen haben, wo

die Krone mittelft ihres Veto dem Wunfche nach zeit

gemäßen Reformen und die Nationalwohlfahrt offen
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.bar fördernden Verbefferungen, der durch das Organ

der Nationalrepräfentation lautbar wurdeF in den Weg

trat, und wo eben diefes Veto in den Händen der

Minifier nur einem einfeitigen Intereffe diente.

Nehmen wir eine ruhige, befonnene, nichts weni

ger als neuerungsfitchtige Nation an, die mit Achtung'

vor den Gefehen Liebe zum Befteh'enden verbände, fo

könnte diefe kein anderes Verlangen haben i als blos

auf dem verfaffungsmäßigen Wege mit der Zeit fort

zufchreiten, um nicht ftationär in der Bildung zu wer

den. Wenn hier durch zweckmäßige Einrichtungen da

fiir geforgt wäre, daß die Nationalrepräfentation nie

zu iibereiltenl unreifen und unüberlegten Befrhlüffen

kommen könntei fo möchte die Macht der höchften

ausübenden Autorität, von einem Veto Gebrauch zu

machen, ziemlich überfliiffig erfcheinen. Es wiirde bei

einer folchen Lage der Dinge von diefem Prärogative

des Staatsoberhaupts kaum ein Vortheil, leicht aber

ein Nachtheil für die öffentlichen Angelegenheiten zu

erwarten feyn. Die Fragef ob felbfi unter der obi

gen Vorausfehung dennoch in der Erbmonarchie dem

Regenten ein unbedingtes Veto einzurciumen fey, dürf

te fich alsdann wohl darauf reduziren: ob die Ver

faffung vorzugsweife mehr das Intereffe des regieren

den Fiirfien und feines Haufes, oder das der Regier

trn oder der Voltsgefammtheit zu berilckfichtigen habe?

Die Beantwortung diefer Frage fcheint nicht zweifel
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haft. wenn es anders feine Richtigkeit mit dem Grund

fahe hat, daß der Fürft des Volks, nicht aber umge

kehrt das Volk des Fiirflen wegen da iii. Aber in

der richten Monarchie follte diefe Frage nicht einmal

entfiehen können, weil da das Intereffe des Fürfien

und des Volks als identifch völlig Übereinfiimmen.

Da indcffen der Fürft immer Menfch ift und bleibt

und jeder Menfch mehr oder weniger von feinem in

dividuellen Intereffe geleitet wird, ein Erbfürfi neben

feinem individuellen Intereffe auch ein Familieninter

t effe hat , das mit dem Intereffe der Volksgemeinde

in Koliifion kommen kann; fo wird die Fitrforge ei

ner guten Verfaffung fich darauf zu erfirecien haben,

nicht Mittel darzubieten, wodurch jenes über diefes

die Oberhand zu erhalten im Stande fey. Das mö

gen die Norweger bedacht haben, indem fie dem

Könige kein unbedingtes Veto zugefianden und

die königliche Propofition zur Wiedereinführung eines

Erbadels, durch deren Realifirung die Verfaffung we

fentlich verändert worden feyn wiirde. hat dort noch

mehr dazu beigetragenf die öffentliche Meynung in der

Ueberzeugung von der Weisheit diefer Einrichtung zu

beftatigen.

Ein gründliches, von Vorurtheilen freies Stu

dium der monarchifchen Staatsform und tieferes Ein

dringen in ihr Wefen, fofern daffelbe den Forderun

gen der Vernunft und des Rechts entfprechen full,
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wird auch zur Erkenntniß führen. daß die unumgäng

liche Nothwendigkeit eines abfolnten Veto als kb

nigiichen Prärogativs keinesweges fchon aus dem We

fen der Monarchie deduzirt werden mag. fo oft dies

auch verfucht worden ifi. Die königliche Würde muß

allerdings eine die Gefellfchaft fchiihende Stellung ha

ben und um den Zweck ihres Dafeyns zu erfüllen.

muß fie auch Mittel befihen. fich zu erhalten. mithin

ein Recht. jedem Angriffe zu wehren. der auf irgend

eine Weife gegen fie gemacht werden könnte. Da nun

die Möglichkeit nicht zu leugnen. daß die Rational

reprafentation verleitet werden könnte. durch die Auf

ftellung irgend einer bleibenden Regel vermöge ihrer

gefehgeberifchen Macht einen Angriff auf das König:

thum zu verfuchen. wodurch diefcs vielleicht in feinen

Grundfefien erfchüttert werden würde: fo muß dem

Könige die Befugniß zuftehen. fich gegen die Einfüh

rung eiuer folchen Regel. eines folchen Gefetzes zu er

klären. und diefe Aeußerung muß hinreichend feyn.

um zu verhüten. daß jene Regel oder jenes Geer

nicht aufgefiellt werde und in Kraft trete. Allein man

hat gemeiniglich bei diefem an fich richtigen Raifon

nement überfehen. daß die Staatsform vernünftiger

weife nur als Mittel zur Erreichung des Gefellfchafts

zwecks. nie hingegen felbf't als Zweck angefehen wer

den kann. Wollte man alfo Einrichtungen im Staa

te_ treffen. wodurch dem oberften Machthaber recht



mäßig hinreichende Gewalt in die Hände gegeben wä

re, die einmal befiehende Staatsform ftets unverän

dert zu erhalten: dann wiirde man offenbar die zu:

fällige Staatsordnung zum Hauptzweck des Staats

vereins erheben. , -

In keiner monarchifchen Staatsart, deren Wefen

nicht mit den Grundfähen des philofophifchen Staats

rechts in Widerfpruch ifi, hat der Monarch eine von

der Gefellfchaft, deren Regierung er vorzuftehen be

fiimmt iii, völlig unabhängige Stellung. Nur

da, wo das berüchtigte Wort Ludwig's L17.:

1:er c'eßi; moi, als Stäatsgrundgefetz angenommen

ift, kann der Staat betrachtet werden als aufgehend

und verfchwindend in der Perfon des Furfien und da

mag denn, wie in der Despotie, blos in Betracht

kommen, 'was dem Herrfcher frommt. Anders aber

ift es in der repräfentativen Monarchie. Hier muß

dem Regenten allerdings hinlängliche Macht verliehen

feyni die öffentliche Ordnung aufrecht zu erhalten und

_Mißgriffe in der Gefehgebung verhöten zu können;

aber decunveränderte Befiand der Staatsverfaffung

kann nicht allein von ihm abhängen. Die Staats

klugheit erheifcht, daß er genügende Mittel in Wirk

famkeit zu fehen im Stande fey, urn Übereilte Refor

men der befiehenden Verfaffung unmöglich zu ma

chen; aber jene Mittel dürfenxnicht bis zu dem Gra

de gefieigert werdenf um jede mögliche oder durch die
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veränderten Verhältniffe nothwendig gewordene und

darum von der Vernunft gebotene Verbefferung oder

Veränderung der Verfaffiing einfeitig und eigenmäch

tig verhindern zu können. Aus diefen Griinden wird '

die Befugniß des_Staatsregenten zur Geltendmachung

eines gefehlichen Veto den Riickfichten des öffentli

chen Wohls angemejj'en erfcheinen; gleichwohl werden

eben diefe Ritckfichten des öffentlichen Wohls gebiete

rifch verlangen, daß diefes Prärogativ nur bedin

gun gsweif e dem Regenten eingeräumt werde.

-In den Verfajfungen der germanifchen Staaten,

die im Mittelalter entfianden und zur Ausbildung ge

langtenj war der_ Befiiz von Grundeigenthum das,

was allein Macht verlieh und darum der größte

Grundeigenthiimer der Mächtigfte, und fo der natiir

liche Fiirfi. Nach den politifchen Ideen und Vorfiel

lungen jener Zeit waren Fiirfi oder Staatsoberhaupt

feyn und vornehmfier Proprietär feyn identifche Bee

griffe. In allen mittelalterlichen wahrhaft germani

fchen Staatsordnungen war es Verfaffungsregel, daß

ohne den Willen der großen Grundbefiher durch

aus kein Gefetz gemacht werden konnte , der größte

Grundbefiher des Landes aber dabei fein Veto hat

te, dergefialt, daß fein" ganzer Einfluß bei der Gefeh

gebung blos negativer Art war und fich auf Gel

2
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tendmachung eines Nichtwollensf wenn er es fiir

gut fandj reduzirte.

Spittler ftellt fich die Entfiehung diefer Staats

form alfo vor: Unter den Taufendenj die fich zu Ei

nem Staat vereinigenf und deren Aktien dem Werthe

nach fo verfchieden find, deren Antheil an der gefeh

gebenden Gewalt demnach auch fehr verfchieden iftj be

findet fich Einer„ deffen Aktie fo groß oder fafi fo

groß ifi, als die eines Drittheils oder der Hälfte der

übrigen Gefellfchaftsglieder. Wenn nun diefer nach

dem Antheil feiner Aktie, die durch den größten Grund

befih konfiituirt wird, an der gefehgebenden Gewalt

Antheil haben follte, dann könnte erf vereinigt mit

Wenigen der Uebrigen oder mit einer geringen Mino

ritcit der iibrigen Grundbefiher, immer die Majori

tät machen und fo eine fiets entfcheidende Stimme

bei der Gefehgebung, zum Nachtheil der kleinen Grund

befitzerf geltend machen. Man mußte daher darauf den

tenj jenem durch übergroßen Grundbefitz auffallend

über alle Uebrigen hervorragenden Grundeigenthümer

eine folche Quote der gefehgebenden Gewalt zu verlei

hen., die 'der Größe feiner Aktie angemeffenj aber für

die Uebrigen minder dritckend war. Man fuchte nun

diefes dadurch zu bewerkftelligenF daß man dem Ei

nenf der durch unmittelbaren pofitiven Antheil an der

Gefehg'ebung verderblich werden konnte, jede pofitive

Wirkfamkeit auf die Gefehgebung entzog und ihn auf
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eine blos negative Wirkfamkeit bei derfelbent durch

Verleihung eines Vetorechts7 befchränkte.

Es hörte bei einer folchen Staatseinrichtung -

urtheilt Spittler - die große Unbeltimmtheit,

Willkühr, ja oft Ungerechtigkeit gegen die Inhaber

der kleinenf für Null gerechneten Quoten auf 2 denn

fie fanden an dem Einen. der mit dem Vetopräroga

tiv bekleidet war, gleichfam einen natürlichen

Sachwalter ihres Intereffes bei allen Be

fchlirffen des von den größern Grundeigenthümern ge

bildeten gefehgebenden Körpers. Was auch* letzterer

befchloßi follte es gültig werden. fo mußte jener Ei

ne konfentiren, und es konnte diefer nie in den Ruin

jener Klaffe der Minderbegüterten willigen, die oft

gegen die Anmaßungen der oberen Stände, dem

Staatsoberhaupte gegenüber7 das einzige Gegengewicht

ausmachten.

Ich bin zwar weit entfernt zu glauben, daß bei

der Entftehung und Ausbildung der germanifchen Ver

faffnngen im Mittelalter eine folche Berechnung der

Sozietätsquoten in der Wirklichkeit obgewaltet habe;

aber theoretifch kann man fich allerdings denken, daß

die Menfchen durch Gründe der Art, unter den in je

ner Zeit vorhandenen Umftänden und Verhältniffenf

zu einer Staatsform hätten geführt werden können,

bei der man es dem allgemeinen Betten zuträglich

fand, dem Fin-ßen als größten Proprietär ein abfolu

2 -e



2()

tes Veto bei der Gefehgebung zu verleihen. um die

.felbfifüchtigen Befirebungen der in Ein Korps verei

nigten übrigen großen Grundeigenthümer in der Ue

bung der gefehgebenden Gewalt zu paralyfiren. In

der That fehen wir auch in den frühern Zeiten die

Fiirften in den germanifchen Staaten auf eine blos

negative Wirkfamkeit bei der Gefehgebung. durch Gel

tendmachung eines-Veto eingefchränkt: denn erft im

Laufe der Zeiten haben fie nach und nach fich mehr

von der gefehgebenden Gewalt angeeignet. Späterhin

verblieb das Veto den Fürften. wenn fie auch manch

mal aufhörten. für ihre Perfon Befiher des größ

ten Grundeigenthums zu feyn. So war diefe aus

dem Mittelalter'herrührende Staatseinrichtung norhin

der ehemaligen deutfchen Reichsverfaff'ung fo weit vor

handen. daß- der Kaifer fein Veto hatte. aber der

Befiher des großen Grundeigenthums in feiner Perfon

hinweggefallen war.

Auch fehlt es nicht an Beifpielen. daß ganze Rei

che diefer Einrichtung ihre Rettung zu verdanken ge

habt haben. So war es z. B. in Deutfchland der

Kaifer. der durch fein Veto. das er auf dem Reichstage

von 1673 geltend machte. die Freiheit der mittelba

ren deutfchen Unterthanen aufrecht erhielt. deren Fiir

ften einfiimmig den Plan gefchmiedet hatten. die will

kührliche Befieuerung und mit ihr den Despotis

mus legal zu machen.



21

Es paßt diefe Staatsformi'wo der Fiirfi mit ei

nem abfoluten Veto ausgeri'ifiet ifi, um mit Erfolg

den Korps der großen Grundeigenthiimer, welche die

gefehgebende Gewalt in Händen haben, die Spiße

bieten zu könneni gleichwohl nur für' einen folchen

gefellfchaftlichen ZujiandF in welchem es noch wenig

Handel und Indufirie gibtf wie im Zeitalter der Feu

dalmonarchien der Fall war. Sobald nämlich Han

del und Indufirie fich heben, große Geldmaffen fich

häufen, findet ein fietes Drängen der von der gefeh

gebenden ,Gewalt Ausgefchloffenenf ein diefer Theil zu

bekommenf Statt und die Ausgefchloffenen.überlaffen

alsdann nicht immer gern die Wahrung ihrer Inter

effen allein jenem Eineni der als Staatsoberhaupt fie

vertreten fell, und können es auch nicht wohl. Denn

wie, wenn nun diefer Eine mit den Großen gemein

fchaftliche Sache gegen fie' machen will?

Ein folcher Fall trat z. B. in Frankreich einf wo

die Grundeigenthümer und der König bei dem Anfan

ge der Revolution ein gemeinfchaftliches Interefi'e ge

habt hattenf den Staatsbankrott zu erklärenc der in:

defien durch das Uebergewicht der Kapitalifien in der

erfien Nationalverfammlnng verhindert wurde. .Denni

der König hätte dabei den großen Vortheil gehabt, *

die driickende Schuldenlafif die auf dem Staat haftetel

los zu werden und die Grundeigenthirmer wiirden er

ftaunlich dabei gewonnen habenr indem fie alsdann
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nicht mehr die Hälfte der Steuern zu bezahlen gehabt

hätten, während ihr Reichthum ihnen geblieben wäre.

Allein König und Große wiirden diefe Vortheile nur

auf Kofien der Uebrigen erreicht haben. In Frank

reich gaben fich die Mängel der aus dem Mittelalter

ererbten Staatsform bei diefer Gelegenheit fo dent?

lich zu erkennen, daß man darauf gefiihrt wurdej fie

ganz iiber den Haufen zu werfen.

Zur Zeit der konfiituirenden Nationalverfammlung

in Frankreich befchäftigte man fich viel mit Unterfu

chungen fowohl des Urfprnngs als der eigentlichen

Bedeutung des Works Sanktion, um den Begriff

von königlicher Sanktion mit dem Prinzip der Volks

fouver'ainität in Einklang zu bringen und bald fah

man damals die Nothwendigkeit eines folchen Präro

gativs des Regenten vertheidigen, bald befireiten.

Der Moniteur (1789. v. 3. Sept. Nr. 50) theilt*

unter andern eine fhlche Erklärung der königl. Sank

tion mit, die ein Mitglied der Nationalverfammlung

in der Sitzung vom 2. Sept. 1789 aufftellte. [Fon

110118 a Conne? juscju'jcj (les ciakinjtjons tree-coro

jiliczuses *rie *in ennetjon :oz-ale, bemerkte dafielbe. ll

ahnejeni: (i'en *30111161* one qui soit in esrjtable et,

qui sa rapper)ch Neuanlage (in 8011 origine et (in

5011 etz-molagie. Zuvor-jon(Heiligung)r18 sig
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Meinl( lui ont clonnü *eueceeeiuement .lee weite-en.

Nuenj a - l: - olle Finca (lexiuie ir aon Zement-iin

un your-oi:- rujeonnnble, Lin!- lir *ile ont: Fail; quo

leur Zouueruin u oelui (lo reejeter. 70W einen 80m

lee 37ern; l'exemylä (le lu lilollnnäe; yreeaäe entre

lee Flow ile l'ocean et l'jnquieition, ellen äeyosä

(luna leo mainz cl'un ,_Ztnciliouäer un youuoik qui

n'n enorme 'influence eur le your-*oli* militan et

juclicinirez your remeclier b. cet exoeo, on lui a

clonne lu nominal-.ion (lee places. lien represencnnn

(lea l'roujnoea-,uniee lui ont; (lemnnclü (le ne nom

met que. (luna une container 013858, et cette' clneee

Ethik celle (le ln' nobleene. ehr-.83i (121a en *eat-*il

ne*: ln lolita monztr-uelmo nrjatookniio.

Allerdings kann es dem Wohle der Staatsge

fellfchaften nicht frommen, wenn den Regenten die

denfelben nöthige Autorität und Macht fo gefchmä

lert wir-dt daß diefelben nur zum Spielzeuge des

Volks oder deffen Repräfentanten werden. Die Ge

fchichte-lehrt, daß ein folches Verhältniß nur zu

bürgerlichen Unruhen und Staatserfchütterungen ge

führt hat. Der Regent muß nothwendig, -- ich

habe dies fchon mehrmals zu erinnern Gelegenheit

gehabt - wenn er feine Befiimmung,' die öffent

lichen Angelegenheiten zu leitenf erfüllen follj mit

fo viel Gewalt bekleidet feynf daß er Widerfiand

leiften und fich in vorkommenden Fällen den Be



30

fchlr'rffen der Nationalrepräfentation, wenigfiens vor

übergehend, opponiren kann. ohne für feine Per;

fon etwas zu beforgen zu haben, Darum ifl ihm

das verfafi'ungsmäßige Recht zur Geltendmachung ei

nes Veto unumgänglich nothwendfg.

Zu den verfchiedenen Gründern warum es

nützlich nnd dem Gemeinwohle angemeffen erfcheint,

der erekutiven Gewalt ein Veto in Anfehung der

Befchlüffe der legislativen zu geflattenf gehört auch

der Umfikandx daß dadurch eine allzugroße Verviel

fältigung der Gefelze verhindert werden kann. [168

Z007611161116118 (L111 301116116111; (168 3886111111668 1'6

_111-858111311788, bemerkt fehr richtig Benj. Con

110111'F 80111; 1116113668 (1'011 11311361- (10111 837611t 86

11168611761* 168 8007610601608 311801118„ ((111, 11 13

1761-116, 611 601116111: 1173111168 611 111611 111118 Z1-311c1

1101111116. (16 11311861* 68k 13 011111111116th? (168 10181

011 [16111 ..1116 11116 13 11111111y116116 (168 1018 681

13 1113131116 (168 61318 161116860131118, 1131-660116 (13118

668 61318 tout 80 [311; x131- 168 1018, 13111118 (1116

17311861166 (168 1018 681: 13 111313016 (168 1110031611168

83118 111111168, 1131-660116 113118 668 1110031611168 10111:

86 1'311 1101* 168 11011111168. 113 0101110116116' (168 1018

113116 (13118 168 1031813161118 (16111; 116116113118 113111

1618: 16 11680111 (173311- 61: 16 [11318111 (16 86 61011-6

11666883116( f111111168 168 1'018 (1116 110118 (10111162 3

1111 1101111116 11116 706311011 811661316, 11 311116 11116111;
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größten Nachtheile gereichen*,. wenn Gefeize und

Verfaffung es gefiatten, daß die Willkiihr eines

Einzigen hier einen ganz freien Spielraum ha

be.



* 11.

Ueber die -Lehre vom königlichen Veto

im Syfieme der konflitutionellen

Monarchie.





 

Diejenigenf welche das Wefen der Souverainität nicht

wie.Hobbes in völlige Unbefchränktheit*und Unbe

gränztheit der Macht fetzenx werden zugeben, daß da6

monarchifche Prinzip nicht fchon dadurch verletzt wird,

daß das Staatsoberhaupt, wie in der konfiitutionellen

Monarchie, nicht alleiniger Gefeßgebert fondern

vielmehr in der Uebung 'der höchfien gefehgebenden

Gewalt an die Mitwirkung der Nationalrepräfentation

gebunden ifi. Der konfiitutionelle Monarch ifi in fei

ner Machtr'ibung verfafiungsmäßig befchränktz aber *

diefe Befehränkung hebt die Souverainität nicht auf;

auch der befchränkte Monarch ift wahrhaft fouverain.

Wer hat noch je dem, Könige von Großbrittanien die

Souverainitcit abgefprochen? Wenn es aber der Idee

der Souverainität und dem monarchifchen Prinzip nicht

widerfireitet, daß dem monarchifchen Regenten in der

Realität *keine unbefchränkte Macht hinfichtlich feiner

pofitiven gefehgeberifchen Wirkfamkeit zufieht: war

um follte es ein fo großer Widerfpruch feyn, wie ins

gemein dafiir gehalten wird, daß ihm eben fo wenig

eine Unbefchränktheit der Machti'ibung hinfichtlich fei

ner negativen Wickfamkeit in der Gefeßgebung beizule

» 3 "e



36

gen? Wenn manf um Mißbrauch in der Gewalt

irbung zu verhüten, verfaffungsmäßig fefifiellte, daß

die Gefehgebung nicht allein von der Einficht und

dem Willen des Regenten abhängen folle: warum

firäubt man fich fo fehr dagegen, durch die Verfaf

fung ebenfafls Vorkehrungen gegen einen nicht minder

möglichen Mißbrauch zu treffen, der von Seiten des

Regenten bei der Uebung des Veto in der Gefehge

bung getrieben werden kann?

Aber will es nicht das Staatsrecht auch der ge

mäßigten oder befchränkten Monarchief daß jedes Ge

feh durch einen freien Willensakt des Regentenf wäre

er auch nur Einwilligung in das von Andern Gewoll

tef erfi rechtliche Wirklichkeit erhalte? Allerdings ift

dies dem monarchifchen Prinzip gemäß; jedoch wird

allezeit vorausgeerF daß der künftliche Souverain

bei der Ertheilung oder Verfagung feiner Sanktion

bei einem in Vorfchlag gebrachten Gefelge fich als ein

treues Organ des natürlichen benehme, daß der

von ihm ausgefproihene Wille der Ausdruck des ver

nünftigen Nationalwillens fey. Ergibt es fich nun

aber durch fichere Anzeigen und Merkmale, daß der

Willef den der Regent ausfpricht, nicht der National

wille, fondern blos' ein individueller Eigenwille ifti

den er geltend zu machen trachtet: dann handelt der

Regent, den Zweck feiner Einfehung verkennend, gar

nicht mehr als Regent, fondern nur als eine Privat
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perfou, die damit-umgeht, die ihr anvertraute Macht

zu mißbrauchen, um blos der Willtiihr zu fröhnen.

Dies wiirde z. B. der Fall feynj wenn die Natio

nalrepräfentation wiederholt in verfchiedenen auf ein

ander in geraumen Zwifchenräurnen, worin das Per

fonale derfelben öfter weehfelte, folgenden Seifionen

ein und-dafielbe Gefeh in Anregung brachte und der

Regent ohne alle Angabe von zulänglichen Griinden

und Motiven fiets feine Sanition verweigerte. Als

dann kann es nicht anders als gerecht und billig er

fcheinen. daß die Staatsgefellfchaft druch eine pofiti

ve Satzung, welche befiimmt, was unter folchen Um

ftänden verfaffungsmäßig gefchehen foll, gegen fernern

Mißbrauch in der Gewaltübung des Staatsregenten

gefchiuzt und 'gefichert fey. Nur Solche könnten al

lenfalls die Zwecimäßigkeit, ja Nothwendigkeit einer

pofitiven Befiimmung in der Verfaffung, auf welche

Weife in Fällen der oben angegebenen Art zu verfah

ren, beftreitenj welche wollenj daß die politifchen Ge

fellfchaften blos um der Regenten willen da feyen.

Aber fie wiirden den* Mangel an einer folchen Befiim

mung in der befiehenden Verfaffung vielleicht zu be

reuen haben: denn wohin wiirde eine lange fortge

fehte Oppofition des Willens des Regenten mit dem

Nationalwillen am Ende fiihren?
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Haben die Stände eine blos berathende oder ein;

willigende Stimme- fo verfieht es fich von felbfi, daß

Alles, was fie befchließen, ohne die königliche Sank

tion nicht die mindefie Gefeheskraft hat nnd die Ver

. weigernng einer folchen Sanktion von Seiten des Kö

nigs hinreicht, die Sache als fo gnt wie ganz ungefche

hen zu betrachten. Anders fiellt fich aber die Frage,

ob dem Könige das Recht eines Veto unter allen Um

fiänden zukommen follef fobald die Ständeverfamm

lung dem Könige nicht als ein blofer Reichs- oder

Staatsrath, _fondern als eine Nationalvertretung mit

gefehgebendet Befugniß gegenüber fieht. Bei einem

folchen Verhältniß, gefieht felbfi K. L. v. Haller7

kann ein unbedingtes Veto von Seiten des Kö

nigs in der That nicht befiehen. Daher bot fich bei

der Verfammlung der franz. Reichsfiände im I. 1789

fogleich die Streitfrage dai-7 ob die königliche Sank

tion zu den Befehliiffen der Nationalverfammlung nö

thig fey oder nicht. Sie*yes nannte ein folches Ve

to eine 1etkre (Le cachef 11111ch6 contre 1a 7010:1111

nationale, contre ]71 Nation eofjiere. (Nike (ie

L'Nbbö Ziehen 8111- 111 9112th011 >11 7efo

10,7111. 7. Zeyt. 1789.) Die Stimmenmehrheit ent

fchied endlich- daß dem Könige lediglich ein Suspen

fionsrecht bei den Befchliiffen der Nationalverfamm

lung zukommen könne, was man als ein Beneficinm

der Appellation von dem Übel untercichteten an den
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beffer zu informirenden Nationalwillen bezeichne:

te.

Die Frage, ob dem chenten im Repräfentatio

fiaate ein unbedingtes oder ein blos bedingtes

Veto einzuräumen, läßt fich eigentlich' fo im Allge

meinen und abftrahirt von allen konkreten Verhält

nifi'en gar nicht beantworten. Es find Umftände denk

bar, wo entweder das eine oder das andere dem allge

meinen Beften nützlich, und andere| wo bald das einef

bald das andere in diefer Beziehung nachtheili'g feyn

kann. Außer der Verfchiedenheit der Verfaffungem

wodurch das Verhältniß des Regenten zu der Natio

nalrepräfentation befiimmt wird-7 kommen hier Charak

ter, Bildung, Denkart der Nation und viele andere

Dinge in Betracht. Abgefehen von allem diefem aber

wird man. die Behauptung aufftellen könnenf daß

wenn der Regent ifi, was er, feinem wahren Begrif

fe und feiner ächten Befiimmnng nach, feyn foll, ein

unbedingtes Veto in feinen Händen ganz un

fchädlich fehn müjfe, weil er alsdann nie Mißbrauch

von diefem Prärogativ machen, vielmehr'es allezeit

als wahrhaftes Organ des vernünftigen Gefammtwil

lens ausüben wird. Auf der andern Seit. aber'wird

man zugleich fagen könnenj daß. falls die National

repräfentation ifi, was fie feyn foll, ein blos be

dingtes Veto in den Händen des Regenten eben

fo wenig Nachtheil bringen kannt indem unter diefer



_40

Vorausfehung der Regent, wenn er Recht hat, auch

Recht behalten und die folgende Nationalverfammlung

den Irrthum, den die frühere begangen hatf verbef

fern wird. Man fieht alfo, daß, wenn man annimmt,

beide, Regent und Nationalrepxäfentatiom feyen, was

fie feyn follenf es ganz gleichgültig erfcheint, ob er

fierem ein unbedingtes oder bedingtes Veto zufieht.

Allein man darf in der Staatslehre, foll fie anders

praktifchen Werth haben, die Menfchen niemals neh

menf wie fie der Vernunft und der Idee nach feyn

follten, fondern wie fie in der Wirklichkeit find. und

gemeiniglich zu feyn pflegen. 1 Es wiirde daher zu fol

genreichen Irrthinnern fiihren, wollte der Staatsge

fehgeber Regenten und Volksvertretung als vollkom

mene Wefen, und nicht vielmehr als unvollkommene,

menfchlichen Schwächen unterworfene, voransfetzen.

Und alsdann liegt es wohl am Tage, wie äußerft ge

fährlich es feyn könntet einem einzelnen Individuum

*in der Staatsgefellfchaft das große Recht, ganz un

bedingt fein Veto in allen diefelbe betreffenden Ange

legenheiten'walten zu laffen, zu verleihen.

Gerade in der monarchifchen Staatsartf wo Al

les daraufi'erechnet ift, einen Einzigen mit der mög

lich größten Gewalt anszufiattenf wiirde dies am

allergefährlichfien erfcheinen. Es wäre dies ganz der

Weg - was freilich die firengen Monarchiften eben

wollen -- ihn ganz zum Herrn der Staatsgefellfchaft
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zu machen', fo daß von einem Willen diefer kaum die

Rede mehr feyn könnte.

Die Vertheidiger eines dem monarchifchen Staats

oberhaupte nothwendig einzuräumenden unbedin g

ten Veto fagen; Das Wefen einer Monarchie be

fteht darin, daß im Staate nie etwas Oeffentliches

p wider oder ohne Zufiimmung des Willens des

Monarchen gefch'ehen kannf weil, fobald etwas ohne

oder wider den Willen des Monarchen rechtmäßiger

Weife gefchehen kann, die Perfon oder die Verfamm

lung, welche zu dergleichen Handlungen berechtigt iii,

der Souverain feyn wurde, wodurch die monarchifche

Form vernichtet werden mußte. Man fieht indeffen

eben die Nothwendigkeit gerade nicht einf warum das

Haupt der höchften ausübenden Gewalt in einer Erb

monarchie das Prärogativ eines nach Belieben aus

zuiibenden unbefchränkten Veto vor dem Haupte *der

ausübenden Gewalt in der Republik voraus haben

foll- da jenes vor diefem ohnehin fo *vieles voraus

hat. Ein folches unbedingtes Veto mag allerdings

dem individuellen Intereffe des Monarchen entfpre

chenz aber ob es dem Intereffe der Nation unter al

len Umftänden vollkommen angemeffen feyf iii eine

andere Frage. Das allgemeine Wohl darf aber nie

der Staats- oder Regierungsform zum Opfer gebracht



42

werden: denn diefe ift nur Mittel, jenes hingegen der

Zweck, der durch dies Mittel erreicht werden follj

und die Nation ifi nicht um der monarchifchen Form

willen, fondern diefe um jener willen da.

Sobald man kein eignesz einer befondern Perfon

oder Familie von Natur oder auf höheres göttliches

Geheiß anklebendes Herrfchaftsrecht gelten läßt, wird

man auch nicht umhin können,.anzueriennen, daß die

Gefellfchaft, die Gefammtheit der Staatsgenoffen, hö

her fieht als der zufällige Regent in dem politifchen

Vereine. Diefem kann daher auch kein ganz abfo

lutes Veto zufiehen, wenigftens nicht der Natio

nalgemeinde felber gegeniiber, fondern immer höchftens

nur gegen einen Theil derfelben. Im Repräfentativ

fiaate mag ihm darum allerdings wohl ein unbeding

tes Veto gegen die Verfammlungder Volisrepräfen

tanken eingeräumt werden könnenj doch nicht gegen

die Nation felber7 wenn diefe auf eine unzweideutige

Art ihren Willen zu erkennen gibt. Aber mit Grund

hat Mouiiier auf das Gefährliche aufmerkfam ge

macht, was daraus entfiehen könnte, wollte man, falls

das Staatsoberhaupt fein Veto gegen ein von der

Nationalrepräfentation entworfenes Grieß geltend macht,

die Nation zum Schiedsrichter zwifchen beiden aufru

fen.

6ertni11emeut , fagt erj in uolontci (le tout 1111

ken()ch a8t eine. puissanca jrte8j8tjble, u1nj8 j] ue
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genüber kann das Veto des einen Theils eben fo we

nig wie das des andern ein abfolutes feyn. Da

indeffen die Nation felber nie ihren Willen anders

auf eine zweckmäßige Art und ohne Gefahr für die

befiehende Staatsordnung an den Tag geben kann

als durch Delegirtef der Monarch aber, der monat

chifchen Verfaffung gemäß, ein auf feine Lebenszeit

permanenter Delegirter der Nation ifiz fo bleibt frei

lich, im Fall Monarch und Nationalverfammlung dis

harrnoniren, nichts übrig, als infofern an die Nation

felberzu appelliren, daß an fie die Aufforderung er

geht, eine neue Nationalverfammlung zu erwählen,

um durch diefe ihren Willen zu erkennen zu geben.

Es kommt alfo alles darauf anf daß durch ein gutes

Wahlgefelz hinreichende Bürgfchaft gegeben ift, daß

das neue Korps der Volksvertreter ein wahrhaftes

Organ des vernünftigen Nationalwillens abgebe. Ift

diefes der Fall, dann kann aus dem bedingten Veto

rechte des Regenten kein Nachtheil für das Gemein

wohl erwachfen.

Schon im gemeinen Leben pflegt man, wenn zwei

Perfonen unter einander uneinig find, einen Dritten

7mm Schiedsrichter zu beitellenf um durch feinen Aus

fpruch dem Zwifie ein Ende zu machen. .Diefer Drit

te ifi hier die von der Nation frei erwählte neue De

putirtenkammer. Und warum follte man der Einficht

und dem guten Willen einer folchen Verfammlung,



47

unter Vorausfehung einer zweckmäßigen Wahlmethodej

nicht wenigfiens eben fo viel zutrauen können. als der

Einficht und dem guten Willen eines einzelnen Men

fehen, des Regenten? Urtheilt die neue Nationalreprä

fentation,-daß diefer Recht gehabt, dann wird fie das

von der vorigen Nationalverfammlung in Antrag ge

fiellte Gefetzj dem der Monarch feine Sanition ver

weigerte, nicht wieder vorbringen. Urtheilt fiej daß

er Unrecht habe, dann wird fie das*von ihm verwor

fene Geer von neuem in Vorfchlag bringen und wenn

der Regent es alsdann annimmt, fo thut er weiter

nichtsj als was jeder Privatmann thut, der fich in

die Entfcheidung eines von ihm felbft aufgerufenen

Schiedsrichters fiigt. Und warum follte der Regent

. allein Richter in feiner eigenen Sache feyn wollen?

Seht die Verfaffung noch größere Vorfichtsmaßregeln

feft, um jede mögliche Uebereilung zu verhiiten, wie

z. B. wenn fie verordnet, daß nicht die nächfie er

neuerte Nationalverfammlung, fondern erft die darauf

folgende, oder gar eine fpäterexdritte das Recht der

definitiven Entfcheidnng haben follr dann diirfte hin

reichend dafiir geforgt feyn, daß weder der Eigenwille

des Regenten auf _eine beharrliche Weife die Oberhand

gewinnen könne, noch die Nation auf eine übereilte

Art ihren Willen dem Fiirfien gegeniiber geltend ma

che* *
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Wenn in der Verfaffung zweckmäßig dafür geforgt

ifi, daß der Fürfi als Regent hinlängliche Mittel hat,

bei Allem, was die Gefehgebung betrifft7 mitzuwir

ken und fein Streben aufrichtig darauf gerichtet ifi,

fiets in völligem Einklange mit dem vernünftigen Na

tionalwillen zu regieren: dann kann das Veto, das

dem Regenten verfaffungsmäßig gegen die Befehlüffe

oder Anträge der Nationalrepräfentation zufieht, ver

nünftigerweife keinen andern Zweck haben, als mögli

chen Irrthümern oder einer allenfalfigen Uebereilung

von Seiten letzterer vorzubeugen und diefer Zeit zu

laffen- jene zu berichtigen. Dazu aber dürfte die Ue

bung eines fuspenfiven vollkommen genügen.

Denn dehnt fich die Wirkung des vom Regenten aus

gefprochenen Veto auf einen Zeitraum von mehrern

Jahrenf ja auf eine ganze Reihe von Jahren aus,

fo daß mittlerweile verfchiedene Seffionen der Natio

nalrepräfentation, welche bei jeder derfelben in den

Perfonen wechfelh Statt haben, wo der fragliche Ge

genfiand immer wieder von neuem zur Sprache und

Berathung kommt und in reifliche Erwägung gezogen

wird e* dann ifi der Nationalrepräfentation ohne Zwei

fel Zeit genug gegeben, falls fie_fich im Irrthume

befindet, von diefem zurü>zukommen und der Anficht

des Regenten beizufiimmen. Gefchieht dies nicht, fo

ift nur zweierlei möglich. Entweder ifi die National

repräfentation nicht fo befchaffen, um ein**treues Or
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gan des vernünftigen Gefammtwillens abgeben zu kön

nen7 fey es nun- daß- fie fchlecht zufammengefeht,

daß es ihr an Einficht oder an Patriotismus fehlt,

oder daß der Irrthum auf Seiten des Regenten ifi, der

fich weigert, fich in den Nationalwillen zu fügenl fey

es nun aus Unverfiand oder aus Böswilligkeitf aus

Leidenfchaft oder aus Egoismus. Nehmen wir daher

eine folche Organifation der Nationalrepräfentation

an, daß fie völlig ihrer Befiimmung entfpricht; dann

zeigt es fich als offenbar gedankenlos- ja unvernünf

tigl in folchem Falle den Regenten ermächtigt zu hal

ten.,. mit eigenfinniger, halsfiarriger Willkithr bei fei

nem Veto beharren zu dürfen. -

Wollte man des Regenten Autorität und Wirkfam

keit lediglich auf die Uebung der oberfien vollziehenden

Gewalt" befchränken, *dergefialt, daß die gefehgebende

Gewalt ohne defi'en Mitwirkung ausfchließlich der Na

tionalverfammlung zukäme: dann wiirde man freilich,

bei einer folchen fcharfen Trennung und ftrengen Son

derung der Staatsgewalten, eine Ordnung der Dinge'

erfchaffem in der ein fuspenfives Veto7 dem

Könige als Prärogatii' eingeräumt, fich als eine höchfi

fchwache und unbrauchbare Waffe zur Erhaltung des

Königthums bewähren müßte. In diefen Fehler ver

fiel man in Frankreich im Jahr 1791. Sehr richtig

urtheilt de Pradt Über die damalige franzöfifche Ver

faffung (in feinem Werke: ])e L'ai'fajre (ia 13

4
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Die Fürften find indeffen weit entfernt, in* den

Verfaffungen der neuern repräfentativen Monarchien

eine fo ungünftige Stellung bekommen zu haben, wie

der König in der erfien franzöfifchen Verfaffung. Es

find ihnen vielmehrfreigebig Mittel-genug in die Hän- *

de gegeben, ihre Autorität geltend zumachen, ja der

felben ein Uebergewicht zu verfchaffen. Unter folchen

Um-fiänden dürfte es eher gefährlich als der Staats

klugheit angemeffen erfcheinen, ihnen mehr als ein

fuspenfives'Veto einzuräumen. Denn ein uneinge

fchränüs Veto *könnte leicht den Weg zu einer un

eingefchränkten Gewalt bahnen.

Am wenigften dürfte da etwas für das monarehi

fche Syfiem zu beforgen feyn, wo das Zweikammer.

fyfiem befteht und das Oberhaus von erblichen Pairs

gebildet wird. Denn die Erfahrung lehrt, daß in

einer folchen Erbkammer die erbmonarchifche Regie

rung .gemeiniglich eine mächtige Stiche findet. Hat

eine folche Oberkammer das unbedingte Vetorecht ge

4 '*'i
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gen die Befchlufi'e der Unterkammer, dann kann .der

Regent fich derfelben bedienenf ein Veto auszuiiben,

ohne im mindefien fein Anfehn zu kompromittir'en.

So gibt z. B. die ganze Gefchichte Englands Zeug

niß, daß die Pairskammer, fiatt eine unabhängige

Macht zu bilden, faft jederzeit lediglich ein Anhäng

fel und eine Brufiwehr der regierenden Gewalt, de

' ren Schickfal fie auch immer getheilt hat, war, fo

daß* die Uebertragung eines Veto an diefelbe, nach

einer Bemerkung des Kommentators M ontes quieu's

(Deftutt de Tracy's Comment-ijne (In l'es

likjt (lc-8 Lojx cin-j). xl), nichts mehr und nichts

weniger ifij als eine Ertheilung diefes Rechts an die

Partei des Hofes. Eben darum haben denn auch

die englifchen Könige der gegenwärtigen Dynafiie nie

noch nöthig gehabt, von dem ihnen verfaffungsmäßig

zukommenden Vetorechte felbft Gebrauch zu machen.

Sollte indeffen der Fall fich ereignen, daß eine

Parlamentsbill beide Häufer paffirte und det-"Natio

nalwille fich auf eine unzweideutige Weife fiir die An

-ficht der Nationalvertretung erklärtej dann wiirde ein

König von Großbrittanienj trotz des verfaffungsmäßig

in feine Hände gelegten unbedingten Veto, nur mit

Gefahr für feinen Thron es unternehmen können, die

Sanktion zu verweigern. Man fieht alfo, daß diefes

abfolute Veto felbft in England nur ein Phantom ifi,

das der Krone keinen reellen Vortheil gewähren kann,
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wenn ein König dort fo unweife und unpolitifch han- .

deln wolltef fich mit der Nationalrepräfentation in of

fene und offenbare Oppofition zu verfeizen. Kann es

aber nie im wohlverfiandenen Intereffe des Staats

oberhaupts in einer repräfentativen Monarchie liegen,

fich dem vernünftigen Gefammtwillen des Staatsbür

gervereins zu widerfelzen; dann ift klar, daß daffelbe

*auch iiberhaupt die fragliche eitele Berechtigung, in

vorkommenden Fällen ein uneingefchränktes Veto gel

tend zu machen, entbehrlich halten, ja daß ihm fol

ches völlig unnr'ih erfcheinen mußz weil es doch, wenn

es anders weife und fiaatsklug iftz keinen Gebrauch

davon machen kann und wird. Wenn bei einer fo

unvollkommenen und mangelhaften Nationalvertretung,

wie dermal noch die* Engländer haben, das König

thum nicht wohl es gefahrlos halten kann, mit einem

abfoluten Veto gegen diefelbe* aufzutreten, wie viel

weniger wird diefesz alles übrige gleich gefeßt, in ei- .

ner konfiitutionellen Monarchie mit einer vollkomm

nern Nationalvertretung der Fall feyn können? Wo

zu dient es fonach, daß der konfiitutionelle Monarch

grundgefehlich ein abfolutes Veto zu feiner Dispofi

_ tion hat, da es gerade das Intereffe des monarchi

fchen Prinzips und die Sorge für die Erhaltung der

Monarchie gebieten, keine Anwendung von diefem kö

niglichen Prärogativ in der Staatspraris zu machen?
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Dem Philofophen und bei nur einigem Nachden

ken felbfi Jedemf der gefunden Menfchenverfiand hatf

diirfte es mit einer freien Verfaffung und ächtkonfti

tutionellen Ordnung7 in der die Herrfchaft der Ge

fehe an die Stelle menfchlicher Willkithr und Eigen

macht treten foll ,1 kaum verträglich erfcheinen, wenn

einem Individuumf das in der-»Erbmonarchie blos_

durch Zufall der.Geburt den Regentenfiuhl einnimmtf

die volle Macht und Befugniß ertheilt feyn folltef in

Allem, was das Wohl oder Wehe der ganzen Staats

gefellfchaft betrifft, nach Lufl und Belieben Ia oder

Nein zu fagenf feine Zufiimmung zu geben oder ein

Alles vernichtendes Veto erfchallen zu laffen. Gleich

wohl findet fich eine folche enorme Ermächtigung, die

eigentlich blos einem mit Allweisheit begabten höhern

Wefen, aber keinem fchwachen kurzfichtigen" Menfchen

angemeffen feyn könnte7 nicht nur in den Verfaffun

gender meijien konfiitutionellen Monarchien ausdrück

lich ausgefprochen, fondern auch die Mehrzahl der

Monarchifien ift der Mehnungf daß der Staat auf

höref den Namen eines monarchifchen zu verdienenz

fobald das in Redefiehende Prärogativ des Regenten

wegfiele.

Dagegen ließe fich behaupten, daß es" im Sinne

und Geifie des repräfentativ-monarchifchen Staats

fyfiem-Z liege, daß die Perfon des Monarchen eigent

lich im Grunde gar kein Veto in der Realität zur
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Ausübung bringen folle,_ fo daß fein individueller Ei

genwille nie zur Wirkfamkeit gelange. Der Fürfi

mag nämlich durch feinen Willen bejahen oder vernei

nen: er felbft kann diefen nicht geltend machen, weil

die Vollziehung deffelben nur durch die Minifier ge

fchehen kann und es von diefen abhängt f ob fie den

Befehl des Fürfien in Ausübung bringen wollen oder

nicht. Die Minifier aber, die für ihr Verfahren der

Nationalrepräfentation verantwortlich find , werden na

türlich in jedem vorkommenden Falle fich fragen, ob

fie, ohne Gefahr, zur Rechenfchaft und zur Strafe

e gezogen zu werden, es wagen können , den vom Für

fien ihnen angedeuteten Willen wirklich zur Ausfüh

rung kommen zu laffen? Thun alfo die Minifier und

die Nationalrepräfentanten ihre Pflichtz dann hat es

mit dem furchtbaren Veto , das dem monarchifchen

Regenten verfafiungsmäßig eingeräumt ifi, nicht viel

* auf fich; es exifiirt eigentlich blos in der Ideef oh

ne zur Verwirklichung gelangen zu können, es fey

denn, daß die Minifier es rathfam finden. So muß

es auch feyn: wenn eine ganz unverantwortliche Per

fon das Vorrecht haben foll, in den wichtigften An

gelegenheiten des Staats in letzter Infianz eine ent

fcheidende Stimme zu führen. Wären keine verant

wortlichen Minifter vorhanden, denen die Beurthei

lung der Ausführbarkeit eines vom Fürfien ertheilten

Befehls obliegt und durch die diefer Befehl allein ins
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Werk gerichtet werden kann, dann hätten wir. eine

abfolute Monarchie, in der der Monarch zugleich höch

fter Gefehgeber und Vollzieher ift, aber von einer re

präfentativen konfiitutionellen Monarchie könnte als

dann keine Rede feyn.

Allein da keinesweges jederzeit mit Sicherheit dar

auf zu rechnen ift, daß Minifierium und National

repräfentation beide von der Befchaffenheit findf wie

fie fehn follen und wie-oben vorausgefelzt wird: fo

werden verfaffungsmäßige Einrichtungen nicht über

'flüffig, um zu bewirken, daß auch felbft danni wenn

die Minifier oder Nationalrepräfentanten nachläffig ih

ren Pflichten und ihrer Befiimmung nachkommen,

verhindert werde, daß aus dem Mißbrauche, den der

Regent von feinem Vetoprärogativ machen mag, grof

fer Nachtheil für dem Staatsverein erwachfe. Denn

thut die volksvertretende Verfammlung nicht fir-eng und

gewiffenhaft ihre Schuldigkeit, hat fie Nachficht mit

den Minifiern und fucht fie diefe mit möglichfi gr-Kßer

Schonung zu behandeln: dann wird das Streben

des Minifteriums nur zu bald vorzüglich darauf ge

kiälket feyn, fich dem Fürfien gefällig zu bezeigen.

Wacht fie hingegen mit Sorgfalt darüberf daß die

Minifierrefponfabilität nicht etwa blos auf dem Pa

pier als eine Idee- die kaum verwirklicht wird, ftehef

fondern vielmehr eine Wahrheit fey: dann werden fich

auch nicht fo leicht. Subjekte findenf welche, von



57

Ehrgeiz und Eitelkeit getrieben, geneigt wären, fich

zu dem Minifierpoften zu drängen, um ganz in die

Fußtapfen ihrer Vorgänger zu treten. Denn fie wür

*den das Schickfal diefer vor Augen haben , wollten

fie fich zu einem folchen Wagefiück verliehen und ei

nem gleichen Schickfale nicht entgehen können. 'Wäre

* jederzeit Alles, wie es feyn follte, dann bedürfte es

überall keiner pofitiven Befiimmungen in den Verfaf

jungen, fo wie die Aerzte unniuz feyn würdenj gäbe

es keine Krankheiten.

In der repräfentativen Verfaffung muß fiets der

Grundfalz vorherrfchend bleiben, daß die gefehgebende

Gewalt nicht ausfchließlich vom Regentenf fon

dern von diefem gemeinfchaftlich mit der Natioz*

nalrepräfeniation geübt werde. Diefer Grundfah wird .

durch die Anwendung des Repräfentativfyßems auf

die Monarchie ebenfalls auf die monarchifche Staats

art übergetragen. Man hat daher geglaubt, daß wenn

dem einen Theile das Recht zuchebung *eines abfo

luten Veto hinfichtlich der vom andern Theile vorge

fchlagenen Gefelze eingeräumt fey„ ein ganz gleiches

Recht auch diefem jenem gegeniiber gebühren miiffe.

Gleichwohl fcheint man das Unzuträgliche. gefühlt zu

haben, wenn die Perfon des Regenten diefes Prä

'rogativ gegen die Nationalrepräfentation, zumal wenn
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diefe aus zwei von einander gefonderten Abtheilungen

oder Kammern befieht, in aller Ausdehnung und

Unbedingtheit geltend machen wollte. Wenn daher

auch gerade nicht ausdrücklich fich im Grundgefehe feti

gefiellt findet, wie in der erften franzöfifchen Verfaf

fung vom *Jahr 1791, fo wie in den fpanifchen und

portugiefifchen Kortesverfaffungen der Fall war und

noch jetzt in der norwegifchen Staatsverfafiung der

Fall iftf daß dem Könige nur ein Ww Wäre-neuen!!

zuftehen follef dergefialt, daß. er zwar zweimal in

zweien Seffionen der Nationalrepräfentation von dem

Rechte der Verweigerung Gebrauch machen

-könne, bei der dritten Erneuerung defielben Gefelzes-_

vorfchlags (bei einer dritten Seffion der National

,repräfentation) jedoch das von diefer befchloffene Ge

felz in Kraft trete, felbfi wenn der Regent feine Zu

fiimmung auch diesmal verweigert: fo ift e*s doch ge

bräuchlich, daß die Verweigerung der Zuftimmung von

Seiten des Regenten in einem mildern Ausdrucke ge

Wiebt- als die Geltendmachung eines 7W() abgolu

tum mit fich führen wurde. - In England heißt es in

diefem Falle, »daß der König fich weiter bedenken

wollecc (Le roj 8787j881'3 * Nach der niederländifchen

Verfaffung v. 24. Aug. 1815 iii alsdann die Formel

gebräuchlich.: >>der König wird in Ueberlegung neh

menxc Man fieht, wie fehr auf diefe Weife der

Schein vermieden werden foll, als habe der Regent*
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Gleichwohl laffen fich Verhältniffe denkenf wo der

König ohne Gefahr es wagen könnte, fich diefer

Formel fort und fort zu bedienen, um ein dem Woh

le der Staatsgefellfchaft frommendes und darum von

dem vernünftigen Gefammtwillen derfelben verlangtes

Geer zu verhindern f wenn inder Staatsgefetzgebung

gar keine Veranfialtung getroffen wäre, für diefen

doch immer, wie man zugeben wirdl wenigfiens

möglichen Fall zu verhüten, daß nicht einfeitig der

Eigenwille oder die Willkühr eines einzigen Menfchenf

der zufällig die Krone trägtf die Oberhand behaup

.te. .Das i| der Grund, warum man öfter in

neuern Verfaffungen die fiete Wiederholung der For

mel vom Throne herab: [-8 1'101 87111-188171 oder 18

110i exemjueru! bei einem und demfelben von der

Nationalrepräfentation in' verfchiedenen auf einander

folgenden Seffionen .in Vorfchlag gebrachten Gefeße,
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nicht zuläffig befunden hatf fondern darauf bedacht

gewefen ift, die Unbefiimmtheit bei der an gar kei

ne Bedingungen gebundenen Anwendung des Veto

durch befiirnmte Gefehe zu regeln.

Natürlich können diejenigen, welche der Doktrin

von der fogenannten Volksfouverainität huldigen, um

mit ftrenger Konfequenz zu verfahren, keine Erthei

lung eines ganz unbedingten Veto an den Regen

ten fich gefallen laffenj fondern nur ein beding

tes r und auch dies nur aus Rückfichten der Staats

klugheit. Der Begriff einer (repräfentativen) Mon

archie, welche das Prinzip der Bolksfouverainität zur

Bafis hat - urtheilt Boiffy d'Anglas in feinen

01186178110118 8111* 168 p11116ipuux 116168

(16 1'68861111116'6 u6f1011616 (1'61'18, 1791) -

bringt es gar nicht mit fich, daß man dem Könige

ein Veto7 fey es auch nur ein fuspenfives7 zu

gefiehe. Die franz. Nationalverfammlung that es auch

nicht in Beziehung auf den König - denn der hatte

hier gar kein Recht zu fordern -- fondern allein nur

in Beziehung auf die Rechte des_ Volks. Man that

es, weil man es nicht für nützlich hielt. den Legisla

turen eine zu uneingefchränkte Gewalt anzuvertrauen.

Die Nation konnte nämlich fürchten, die Repräfen

tanken, denen fie die Deklarirung des allgemeinen
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Willens aufgetragen, könnten fehlen und Gefeße auf

fiellcni die dem wahren Volksintereffe zuwider wären.

Sie wollte alfo nicht die Macht der Repräfentanten

mit Gefahr ihres eigenen Vortheils groß machen und

trug deswegen ihrem andern Delegirtenf dem Mon

archeni auf, über jene Repräfentanten zii-wachen.

Es war- als ob die Nation zu dem Könige fagte:

»So oft diejenigeni welchen wir die Gefeßgebung auf

getragen, dir Gefetze vorlegen werden, die deines Er

achtens gegen unfere Freiheit, gegen unfere Intereffen,

gegen *unfere oder gegen deine und alfo auch wieder

gegen unfere Rechte find7 dann nimm diefe Gefeße

nicht an. Protefiire. fie feyen nicht der allgemeine

Wille; berufe dich auf die Nation felbft, bis diefe

felbft entfchieden hate Das fuspenfive Veto des Kö

nigs ifi alfo nichts als 'eine*'der Nation gemachte An

zeige7 daß in einem gewifi'en vorliegenden Falle der

allgemeine Wille nicht beobachtet feyn möge. Mehr

bedarf's auch nicht wie diefes: denn fobald dem Kö

nige mehr eingeräumt wird , dann ifi die Souveraini

tät nicht mehr beim Volkef dann ift Einer, defien

einziger Wille noch mehr gilt als der Nationalwille.

Dagegen haben. die firengen Monarchifien, die

den Königen nicht Machtbefugnifie genug geben zu

können glauben, zur ungetriibten Aufrechthaltung des

monarihifchen Prinzips und der Monarchie in ihrem

Sinnef häufig fich nicht einmal damit begm'igen wol







  



r ein wahrhafter Nationalkönig iii. der nichts anders

ifi, noch feyn will, als das Organ des vernünftigen

Gefammtwillens. Ein folcher König bedarf eben fo

wenig des Prärogativs zu einer ausfchließlichen Ini

tiatioezin der Gefetzgebung als eines felbßfiändigen,

von dem Nationalwillen durchaus unabhängigen Veto

rechts. -

Mouni-er fuchte in einer fchönen Rede, die er in

der konfiituirenden Nationalverfammlung in Frank

reich (den 5,. Sept. 1789) hielt, darzuthun, daß ein

blos fuspenfioes Vetorecht wohl für eine Republik wie

die vereinigten Staaten von Nordamerikaf aber nicht

für eine Monarchie wie Frankreich paffe, (3'681 1111

(168 p11n61p68 168 p1u8 866168 (16 16. 1710116161116, fag

te erf (1116 16 1101 681: por-11011 111168161116 (1u 601'118
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Frage, die nicht im Allgemeinen *und abfirahirt von

allen konkreten Verhältniffen, welche eine Verfaffung

*wünfchenswerther und erfprießlicher als eine andere

machen können, zu beantworten möglich erfcheint.

Selb aber bei der monarchifchen Staatsart wird im

mer gar viel von zufälligen Verhältniffen abhängen,

ob ein unbedingtes Vetorecht in den Händen des Mon

archen als nützlich oder fchädlich, vortheilhaft oder

nachtheilig fiir das allgemeine Wohl anzufehen. So

konnten diejenigen allerdings Recht haben, welche in

Frankreich im Jahr 1789 aus erheblichen Griinden

auf ein dem Könige verfaffungsmäßig einzuräumen

des abfolutes Veto der Nationalverfammlung gegen

iiber befianden, ohne daß doch hieraus folgen wurde,

daß dasj was damals fur Frankreich als nothwendig

erachtet wurde zur Sicherung des Befiandes der von

der konfiituirenden Verfammlung entworfenen Verfaf

fung, als allgemeine Regel für alle Monarchien und

diefe Staatsart iiberhaupt gelten könne.

In jener Zeit bedurfte ein König, der in Frank

reich feft auf feinem Throne fitzen follte, freilich aller

mit feiner Würde immer nur vereinbarlichen Macht,

um nicht zum Spielball und blofen Werkzeuge der

ausfchließlich die höchfie gefehgebende Gewalt ausleben

den Nationalverfammlung zu werden, Wollte man

dem Könige, der hier nach der Verfaffung nur Voll

' zieher von Gefehen, die ohne feine Mitwirkung gege
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ben waren, feyn foflte, auch die Befugniß rauhen,

fich unbedingt den Befchtr'iffen der gefehgebenden Ge

walt widerfehen zu können, dann entriß man ihm zu

gleich jedes mögliche Mittel, feine Autorität und mit

diefer die Monarchie aufrecht zu erhalten. Und doeh

war alles daran gekegenf daß die monarchifche Staats

form behauptet wurdef damit nicht eine wilde Volks

herrfchaft an deren Platz trete. Anders aber fiellt fich

fchon die Frage in, ruhigen Zeiten und für monarchi

.fche Staaten, in' denen der Thron, durch keine Re

volution erichr'ittert. feit Jahrhunderten fefi fieht und

niemand daran denkt, denfelben umzufiitrzcn. Da hat

wohl der monarchifche Regent nicht zur Sicherung der

befie-henden öffentlichen Ordnung einer fo uvm-großen

Macht nöthig, um ohne alle Einfchränkung die Befug

niß in Anfpruch nehmen zu müffen, fiets feinen Ei

genwillen zum herrfchenden erheben zu können.

Die Monarchiften vertheidigen das abfotute Veto

der Fürften fo, als wenn das ganze Heil des mon

archifchen Sylter-ns davon abhinge und die konfiitutio

nelle Monarchie gar nicht ohne daffelbe befiehen kön

ne. In der That wurde ohne ein folches uneinge

fchränktes Veto der Grundfatzi der nach dem firengen

monarchifehen Prinzip aufgefüllt wird', daß in dem

wahrhaft monarchifchen Staate nichts ohne, noch
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viel weniger aber gegen den Willen des Monarchen

gefchehen dürfe, nicht aufrecht erhalten werden können.

Allein offenbar feht diefer Grundfatz, wenn er vor der

Vernunft gerechtfertigt erfcheinen foll- voraus, daß der

Monarch die perfonifizirte Staatsvernunft und fein

Wille fiets und immerdar auf Erreichung des Staats

zwecks gerichtet fey. Dies ifi gleichwohl-eine blofef

höchft felten der Wirklichkeit entfprechende, juridifche

Fiktion, mit der es fich eben fo verhält, wie mit je

ner, daß der König angefehen werden folie, als thue

er nichts Uebles oder Böfes. Dies letztere kann frei

xlich dadurch in der konfiitntionellen Monarchie ver

wirklicht werden , daß der Monarch nicht unmittelbar

felbft handelt, und die Werkzerigef deren er fich zu

feinen Handlungen bedient 7 verantwortlich find; aber

was fchr'rtzt gegen den MißbrauchF den der König mit

.dem ihm verfaffungsmäßig zuftehenden Veto treiben

kann?

Man felge den Fall- der Regent fey entweder felbfi

böswillig oder ein fchwacher Mann, der fich in den

Händen und unter dem Einfluffe einer inkonfiitntio

nell gefinnten Partei - etwa einer der beftehenden

Verfaffung abgeneigten Maitreffe oder eines Glinik

lings unter feinen Umgebungen von gleicher Gefin

nung, deffen Rathe oder Infinuatjonen er folgt -

befindet. I| ihm alsdann nicht durch das unbeding

te Veto das leichtefie Mittel von der Welt gegeben,
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allem Guten, Heilfamen, .Z'zwecl'mcißigen7 ja felbfi

Nothwendigem was ihm von Seiten des Minifierinms

*oder der Verfammlung der Volksvertreter an die Hand

gegeben wird, die Genehmigung zu verfagen und felbfi

die ,befien Vorfchläge zu verwerfen?_ Ia ifi er nicht

folchergefialt im Stande- auf die mannigfaltigfie Wei

fe die Wirkfamkeit der Verfaffnng, fey fie auch die

befie, zu lähmen und alles dem Wohle der Staats

bürger Angemefiene, worauf bei ihm angetragen wird,

ganz willkührlich zu hinlertreiben?

Man wird fagenf die Minifier miifi'en ihren Ab

* fchied nehmen* wenn ihre vernünftigen Vorfehlcige bei

dem Fiirfien kein Gehör findenz wenn diefer fich hart

näckig weigert, iii-ihre Rathfchläge und Anträge ein

zugehen, wenn er felbfi das rund abfchlägt- was von

ihnen dringend verlangt wird. Aber dazu find Mi

nifier nicht immer- ja fogar felten geneigte und bei

aller Verantwortlichkeit kann man doch einen Mini

fier, der fonft feine Schuldigkeit thut, nicht dafiir ver

antwortlich machen oder' zur Rechenfchaft fordern, daß

er vergeblich fich bemühet hat, den Fiirfien zu bewe

gen, zu genehmigen, oder gut zu heißen, was er als

zweckdienlich vorgefchlagen.

Offenbar können unter folchen Unifiänden felbfi das

befibefiellte Minifierium-und die befiorganifirte Stän

deverfammlung nichks nützen. Der Fürfi ift nun ein: 7

mal eigenfinnig nndberweigert feine Zufiimmung. fie

K
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mögen vorfchlagen oder beantragen, was fie wollen, und

fie haben kein Mittel in Händen, ihn dazu zu zwin

gen, ja es wurde dem monarchifehen Prinzip entgegen

feyn, ihn dazu auch nur zwingen zu wollen. Auch

kann man nicht einmal fagen, daß er fich hierbei im

mindefien etwas Verfaffungswidriges zu Schulden kom

men lafie. Denn er macht dabei lediglich von einem

eben durch die Verfaffung ihm ausdrücklich zugeficher

ten Rechte Gebrauch. Wer aber mag leugnen, daß

folchergeftalt der Staat zu Grunde gehen kann, ohne

daß in der Verfaffung ein mögliches Rettungsmittel

gegeben ifi, fo daß am Ende, wenn die Dinge zu

arg kommen und die Uebel zu groß werdenf nichts

übrig bleibt, als gewaltfame Empörung und Umwäl

zungf durch die Sorge für das realer. public-1 gebo

ten. „

Durch das Prinzip des abfoluten Veto will man

das Staatsoberhaupt in den Stand fehen, zu verhin

dern und zu verhuten, daß nichts Unweifesi Zweck

widriges, *dem öffentlichen Wohle Nachtheiliges im

Staate gefchehe, daß keine fchlechten Gefetze gegeben,

keine unheilbringenden Maßregeln ergriffen werden.

Allein man ertheilt ihm zugleich dadurch verfaffungs

mäßig die Befugniß und fomit auch die Macht, fich

allem Heilfamen, felbft wenn es allgemein als nöthig

erkannt wird, zu widerfeßen. Wenn alfo auch durch

. firenge Verantwortlichkeit der öffentlichen Beamten dem
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pofitiven Mißbrauche der Gewalt von Seiten des kon

fiitutionellen Monarchen vorgebeugt ift; fo fiößt die

fer doch bei dem negativen Mißbrauchef den er von

feiner Autorität macht, weder“ auf Schranken noch

Hindernifie. Und wer mag in Abrede fiellen wollen,

daß, wenn fonach auch immerhin dafiir geforgt ift,

daß der Furii pofitiv nichts Uebles zu thun, auszu

ftben oder in Vollziehung zu felgen vermag, er doch

negativj durch Unterlaffung, Hemmung und Behinde

rung des Guten, unendlich viel Uebles anzurichten im

Stande ifi? Hat er böfen Willen, dann kann er fo

gar durch blofes Nichthandeln oder Widerfireben die

ganze Staatsmafchine in Stocken bringen. Ifi man

daher auch forgfam genug zu Werke gegangen, durch

Gefetze und Staatseinrichtungen Schuhmauern gegen

jegliche Uebung pofitiver Willkuhr aufzurichten, fo iii

die' Willkirhr dadurch noch nicht entfernt, fo lange der

negativen Aeufferung derfelben Thor und .Thür geöff

net bleibt.

Es kann fo kommen„ daß der Fürfi allein der

Stein des Anftoßes, das einzige Hinderniß alles Gu

ten ift, ja daß feine Erifienz als ein wahres Uebel er

kannt wird, und nichts kann wohl nachtheiliger und

gefährlicher für die Legitimität und das monarchifche

Prinzip fenn, als eine folche Lage der Dinge. Mini

fierium und Nationalrepräfentation find vielleicht voll

kommen einverfianden über Reformenj welche die ge
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fellfchaftlichen Verhältniffe erheifchen, über die Heil

mittel, deren forderfame Anwendung die Zeitumfiände

gebieterifch verlangen; aber die Fälle mögen noch fo

dringend feyn, der Fürfi opponirt fich durch fein Ve

to und nichts kann gefchehen, Alles unterbleibt. Es

liegt demnach am Tage, wohin das von den Legitimi

fien gewöhnlich fo hoch gerühmte und gehriefenef felbfi

von ächten Freunden der Monarchie nicht felten uber

fchätzte oder doch Über die Gebühr hervor-gehobene, kö

nigliche Prärogativ eines abfoluten Veto fiihren kann.

Ein Zweck des Repräfentativfyfiems ifi die Befeiti

gung jener Inkonvenienz des abfoluten Monarchen- _

thums, daß Alles zu fehr von der zufälligen Perfön

lichkeit und Individualität des Regenten abhängt, ob

es gut oder fchlecht gehe im Staate; aber durch den

Grundfah des unbefchränkten Veto bringt man unver

meidlich jene Perfönlichkeit und Individualität des

Regenten von neuem ins Spiel, und die Verweige

rung des Guten, Heilfamen, Zeitgemäßen, von dem

Orange der Umfiände Gebotenen kann nicht felten un

gemein nachtheilig und gefährlich feyn. Erfcheint es

nicht uberhaupt widerfinnig und vernunftwidrig, einem

einzigen mit allen Unvollkommenheiten der menfchli

chen Natur behafteten Individuum die große Macht

einzuräumen, daß es lediglich von feiner Willkiihr ab

hängt, zu entfcheiden, was in der Staatsgefellfchaft

gcfchehen foll oder nicht, und fo fich, wenn es' ihm be
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liebt, zum Hinderniß alles Guten zu machen? Wie

wenig zeigt fich dies vereinbarlich mit dem Grundfatz,

daß der Fiirfi nicht um feinetwilleni fondern um* des

Staats und Volks willen da feyn foll!

Man gebe doch endlich einmalf belehrt durch fo

vielfältige Erfahrungen, die abftrakten Ideen von Idea

len, die man an die Fiirfienfchaft zu _knüpfen pflegt,

' auf. Die Fiirfien jn-ccmcketo oder in der Wirklich

keit find höchfi felten felbfifiändig in ihren Willens

äußerungen. Nur zu leicht bildet fich eine Kamarilla

um diefelbenf die fie zu ihren Zwecken zu benutzen

verfieht, .Der Fürfi ift dann gemeiniglichf ohne daß

er felbfi es ahnet, blos Werkzeug einer Partei. Ge

wöhnlich geräth er in die Hände der Arifiokratief zu

der die Fünften ohnehin eine natürliche Hinneigung ha

ben. Das unbedingte Veto, das die Verfaffung ihm

ertheiltf wird dann von ihm' nur im Intereffe der

Partei ausgeübt, unter deren Einfluß er fieht. Mag .

die Nationalrepräfentation alsdann auch noch fo volks

thr'imlich feyn und volksthr'rmliche Zwecke zu verfolgen

fuehen: ihre Beftrebungen werden an dem abfoluten

Veto, das die Kamarilla durch den Fürfien ausübt,

fcheitern. Gibt fich der Fiirft den Einfliifierungen

. von Maitreffen oder Gunfilingen hin, dann find diefe

es eigentlich, die das Veto in Ausübung bringen und

fich des. Regenten blos als Mittels bedienen. Das un

befchränkte Veto kann alsdann zu einer der verderb
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lichfien Waffen werden, um fich den wohlthätigen

Wirkungen einer noch fo liberalen Verfaffung zu wi

derfehen.

 

John Craigr der in feinen [Ac-mente of

yoljtjca] Science (Edinb. 1814) mit fo vielem

Scharffinn und rnit der Unbefangenheit eines freien

Britten die wichtigften Verhältniffe des bürgerlichen

Lebens erörtert, erklärt fich durchaus gegen ein dem

Staatsregenten verfaffungsinäßig einzuräumendes ab

folutes uneingefchränktes Veto. Demfelben eine un

bedingte Verneinung der Nationalrepräfenta

tion gegeniiber zuzugeftehen - urtheilt er (a. a. O.

Bd l* Buch 1 Kap, 2. Abfchn. 3 am Schluß) -

wird entweder nichtig oder nachtheilig feyn.

Das Erliere (das Richtige, Unniihe und Fruchtlofe

bei der Geltendmachung eines folchen unbedingten Ve

to) muß fich ergeben, falls die Abhängigkeit des Re

genten von der Gefehgebung folcher Art ift, daß er

feine Verneinung nicht auszuitben vermag, ohne fi>7

in einen ungleichen Kampf einzulaffen, der, wenn er

auch Verwirrung in der Regierung anrichten kann,

fich doch mit einer Niederlage endigen muß und dann .

zu feinem Ver-derben gereichen kann. Das Andere

(das Nachtheilige) i| einleuehtend, infofern er da

durch in den Stand gefeht wird- dem befonnenen
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e beharren, _die mit der öffentlichen Wohlfahrt unver

träglich findf oder Mißbräuche aufrecht zu erhalten,

die 'den freien Geift der -Verfaffung anfeinden. In

der That ifi ein folches fchrankenlofes Vetorecht, das

der Regent ganz riukfichtslos zu handhaben befugt feyn

foll, mögen die Motive vernünftig oder unvernunftig

fehn, ganz dazu gemacht, alle Reformen, felbft die

wohlthätigften und nothwendigfien, geradezu unmög

lich zu machen, felbft unter Vorausfetzung des Vor

handenfehns eines noch fo weifen Minifteriums oder

Staatsraths und einer noch fo acht patriotifchen Na

tionalverfammlung. Alles Fortfchreiten in der Aus

bildung der Verfaffungf alle Verbefferungen in den

gefellfchaftlichen Einrichtungen, jede Vervollkommnung

in der Gefekzgebung und in dem fiatuarifchen Recht,

ebenfo wie in den politifchen Infiitutionen und in

der Staatsverwaltung, iii da- ganz und gar der Will

kühr eines einzigen Individuums ausgefetzt.

Crai g ift der Meynung, daß es zur Aufrecht

haltung des Anfehns der Krone vollkommen genügen

dürfte, dem konfiitutionellen Könige eine Gewalt ein

zuräumen, ähnlich der, womit der Präfident der ver

einigten Staaten in Amerika bekleidet ifi, nämlich die

Gefehesentwürfe oder Anträge zur Wiedererwägung

zurückzufchicken, worauf dann die Vereinigung von

zwei Drittheilen der Mitglieder eines jeden der bei
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den Häufer der Nationalrepräfentation erforderlich feyn

mußte, ihnen Gefetzeskraft zu verleihen.

 

In jedem wohlgeordneten Staate -- urtheilt

M'ohl in f. Staatsrecht des Königr. Wür

temberg (Th. l. Töbinge- 1829.1S. 183) - mitf

fen Vorfichtsmaßregeln getroffenwerdenF um die fo

wichtiger die Gefetzgebung betreffende: Aeußerung der

Staatsgewalt zweckmäßig' zu leiten. Bei der Einrich

tung diefer Vorfichtsmaßregeln darf man einen dop

pelten Gefichtspunkt nicht aus den Augen verlieren.

Einmal nämlich ifi darauf -zu fehenf *daß diejenige

phyfifche oder moralifche- Perfon, welche die wirkliche

Leitung und Ausübung der Staatsgewalt hat, bei der

Erlaffung von Gefetzen wenigfiens fowei't'mitwirke,

daß nichts ihrem befiimmten Willen Zuwiderlaufendes

feftgeftellt werden kann; denn nicht nur wiirde _die

ganze Staatseinrichtung dadurch umgekehrt und iiber

- das Staatsoberhaupt noch eine Macht gefiellt, fon

dern namentlich wiirde die Ausführung folcher Gefetze

in der Wirklichkeit die größte Schwierigkeit erleiden,

wenn fie überhaupt von der ihnen alsdann nothwen

dig abholden atisltbenden Gewalt ins Werk gerichtet

werden diirfte. Auf der andern Seite muß aber ir

gend eine Einrichtung getroffen feynf welche hindert

daß Leidenfchaft, ubler Wille. Unkenntniß des Staats
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oberhaupts die Gefehe zum Nachtheil der Staatsbür

ger einrichten; es'muß im Intereffe der Unterthanen

. auf irgend eine Art ein Veto befiehen. Diefer dop

pelte Zweck mag in keiner Staatsform fo leicht er

reicht werdenf als in einer repräfentativen Monarchie.

Hier kann auf die einfachfte und natürlichfie Art'dem

Fürfien das Sanktionsrecht; der Ständeverfammlung

das Veto übertragen werden.

Allein es ift nicht genug, daß in einem wohlge

ordneten Staate Einrichtungen befiehen. wodurch ver

hütet wird, daß Leidenfchaft, böfer Wille, Unkennt

niß des Regenten Gefetze zum Vorfchein bringen,

die den Bürgern nachtheilig und verderblich find. was

allerdings auf eine eben fo einfache als natürliche

Weife mittelfi eines der Nationalrepräfentation einzu

räumenden Veto rückfichtlich der vom Regenten vor

gefchlagenen fchädlichen Gefehe verhindert werden kann.

*Es find zugleich auch im Intereffe der Unterthanen

Einrichtungen nöthig, welche der oben angegebenen

Befchafienheit des Regenten in den Weg' tretenl wenn *

diefer dadurch veranlaßt wird, bei Gefehen, die das

allgemeine Befie und das öffentliche Wohl erheifchen,

die Ausführung durch Verweigerung feiner Sanktion

zu verhindern. Steht dem Regenten ein unbeding

tes, wenn auch-mir negativ wirkfames Veto hin

fichtlich der von der Nationalrepräfentation an den

Thron gelangenden Gefehesentwürfe zu, dann ift je

.
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. ner im Stande „ ja verfaffungsmäßig berechtigt, ganz

willkirhrlich jedem/Fortfchritt in der Gefeßgebung fich

zu widerfetzen. . 7

Allerdings fieht Jeder ein, wie heilfam und wien-

fchenswerth es feyn muß, wenn derjenige, der die

Vollftreckung eines Gefetzes zn beforgen hatf mit def

fen Inhalte vollkommen einverfianden ifi. Gleichwohl

hieße esf die ganze Gefehgebung von der zufälligen

Perfönlichkcit eines einzigen gebrechlichen Menfchen

abhängig machenf follte dem oberfien Machthaber in

einem Staate das ungeheure Vorrecht zufiehen, ledig

lich nach Gutdirnken und Willkuhr jegliches auch noch

fo reiflich und bedachtfam erwogene und entworfe

ne Gefetz zu verwerfen. Weder die Vernunft diirf

te ein _folches einem Einzigen in der Staatsgefellfchaft

zugefiandenes Prärogativ billigen, noch die Gerechtig

_keit es gutheißen können.

Was die Einwendung betrifftf daßf falls etwas

dem befiimmten Willen des Inhabers und Trägers

der höchften Staatsgewalt Zuwiderlaufendes follte feft

gefiellt werden können, iiber das Staatsoberhaupt

noch eine höhere Macht gefiellt werden wurde: fo muß

erinnert werden, daß in jedem Staate, wo der/Re

gent nicht Kraft eigenenz fondern nur vermöge ei
nes übertragenen Rechts xdie Souverainität Übt,

allerdings derfelbe eine höhere Macht anzuerkennen hat,

welche die Quelle feiner Gewalt und Autorität ift,

 

e
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nämlich die Nation; daß er nichts anders als Re

präfentant des Nationalwillens iii und

mithin ,. treu feiner Befiimmungf nie diefem zuwider

handeln darf. Wollte er alfo eine Befugniß in An

fprueh nehmenf fich über den unzweideutig ausgefpro

chenen Willen der Staatsgefellfchaft hinauszufehen,

dann würde er offenbar dem Zwecke feines Berufs

entgegen verfahren, folglich aufhören f der verfaffungs

mäßige Regent zu feyn. -

Auch fieht man nichtf daß die ganze Staatsein:

richtung fchon dadurch umgekehrt werden wiirdef daß

dem monarchifchen Regenten das Recht zur Uebung

eines Veto bei der Gefeßgebung mit manchen Ein

fchränkungen eingeräumt wäre. Beftehen doch re

publikanifche Staatsordnungen ganz wohl bei einem

nur bedingungsweife der Staatsregierung zugeftande

nen Veto. Auch der Staatsregent in einer Monar

chie hört darum nicht auf7 das Staatsoberhaupt zu

feyn, daß er nicht die Macht hat, feine* Willkiihr

fogar im Widerfpruche mit dem Gemeinwohle walten

zu laffen. Wie viel hat man nicht dariiber nachge

dachtF durch mancherlei Einrichtungen die gewalthabe

rifehe Willkiihr aus dem Syfieme der konftitutionel

len Monarchie zu verbannen, und gerade eine der fchäd

lichfien, welche einem einzelnen Menfchenf der zufäl

lig den Thron einnimmt, das Vermögen verleiht, al

le .gefetzgeberifche Thätigkeit durch einen blofen Macht

6
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fpruch, den er fich nicht einmal die Mühe zu geben

braucht, gehörig zu motiviren, durch ein einziges

Wörtchenf das Wörtchen »Neine zu paralyfiren,

unnütz und unfruchtbarzu machen, und die um fo

leichter ausgeübt wirdf da fie fchon durch blofes indolen

tes Nichthandeln fich äußern und ihre Wirkung her

vorbringen kann, follte in jenem Staatsfhfteme ver

fafiungsmäßig befiehen miiffen!

Gehen wir der Sache auf den Grund , dann zeigt

es fich indefien bald, daß ein folches abentheuerliches

königliches Prärogativ von den Königsthümlern ledig

lich einer bei ihnen fo fehr beliebten Fiktion zu Liebe

verlangt und behauptet wird. In dem KönigeF der

der Idee entfpricht, foll fich nämlich der Staat gleich

fam perfonifiziren, fo daß fich in feinem Willen fiets

der vernünftige Gefammtwille der Staatsgefellfchaft

kund gibt. Aber es bleibt bei diefer Theorie unbe

achtet, daß jeder Menfä) einen Eigenwillen half den

er geltend zu machen geneigt ift und daßder König

als ,menfchliches Individuum davon keine Ausnahme

macht. Wie nun alfo, wenn der König der Ideef

welche oben von ihm aufgeftellt worden ifi, nicht ent

fpricht, nicht entfprechen will? Nun hat man zwar

im Staatsrechte der konftitutionellen Monarchie die

Möglichkeit erkannt, daß der König, vermöge feiner

individuellen Perfönlichkeit, vielleicht nicht der Idee,

die an feine Würde geknüpft wirdf gemäß verfahre,
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und hat-darum die Infiitution der Nationalrepräfentation

angeordnet, die das eigentliche Organ des National

willens, des Gefammtwillens der Volksgemeinde vor

ftellt. Aber indem man verfaffungsmäßig den König .

ermächtigt, überall nach feinem Belieben und indivi

duellen Ermeffen ein unbedingtes Veto geltend und

folchergeftalt alle Vefchlitffe der Nationalrepräfentation

zu nichte zu machen, feht man diefe zu einem blofen

berathenden oder berathfchlagenden Kollegium herabj

fo daß fie nichts weiter ifi als ein königlicher Staats

rath mit konfultativer Stimme. Das iii gleichwohl

keineswegs, felbfi nach der Meynung der konfiitutio

nellen Monarchifien, der Zweck und die Befiimmung

der Verfammlung der Volksvertreter. So zeigt fich

denn ein kaum zu* befeitigender Widerfpruch in dem

gleichzeitigen Vorhandenfeyn einer Nationalrepräfenta

tion, die ihrem Beruf entfprechen foll, mit dem Wal

ten eines abfoluten Vetorechts vom Throne herab.

Man geht von dem Grundfatze ausf das menar

chifche Prinzip erheifche es gebieterifch, daß die höch

fie obrigkeitliche Gewalt in dem konfiitutionell-mon- -

archifchen Staate, als eine zwar übertragene,

aber doch-in der Ausübung f elbftfiändige, einem

Einzigen (dem Monarchen' oder Flirften) als indivi

duellen Souverain zufiehe und diefer perfönlich mit der

Majeftät bekleidet nur feinem Gewiffen verantwort

lich feyn. folie. Er wird als-das belebende Prinzip

6 "t
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im Staate, als das Prinzip der Einheit in allen fei- ,

nen Befirebungen gedacht, fo daß fich der Gefammt

w'ille des Staats _in dem FRegenten darftellt. Daher

glaubt man darauf befiehen zu müffen, daß kein de

zidirendes Organ des Volks neben den Regenten

in der Monarchie fich fiellen könne und dürfe, .weil

dadurch eine Mitherrfchaft begründet und die Einheit

der Souverainität untergraben werden würde. In der

That wird auch durch das Dafeyn einer befondern die

Nation repräfentirenden und mit gewiffen Befugniffen

und' Prärogativen verfaffungsmäßig ausgefiatteten Be

hörde noch keine Theilnng der höchfien ,Staatsgewalt

zwifchen dem Herrfcher und den Stellvertretern des

Volks hervorgerufen. Ganz richtig bemerkt Ioh.

Schoen (die Staatswiffenfchaft gefchicht

(ich -philofophifch begründet. Bresl. 1831.

* S. 136): Die Theilung der Souverainität feht ko

ordinirte Körperfchaften und felbfifiändigen Antheil an

der Regierung voraus. Wie kann man aber das Or

gan des Volks dem Regenten in der Monarchie als ko

ordinirt anfehen, da dieer das Recht befiht, die Ver

fammlung zu berufenr zu prorogiren, aufzulöfen, ih

ren Befchlüffen ein freies Veto entgegcnzufehen? Wie

darf man ferner die Mitwirkung der V-erfammlung der

Nationalrepräfentanten felbfifiändig nennen, da ihre Be

fehlüffe nur negativ entfcheiden, nur durch den Regenten

Gefeheskraft erlangen? ?Freilich hat fie auch die Befug
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niß- die Propofitionen des Regenten zu verwerfeni doch

nicht fo wie diefer. Denn wenn der Regent vermöge

feines Vetorechts etwas verwirft , dann hat die Verfarnm

lung, die das Veto vernahmf kein Mittel mehr, ihre

Vorfehläge wieder anzubringen. Erft eine neue Ver

fa*mmlung kann wieder anfragen. Wenn hingegen die

Verfammlung der Volksvertreter eine Propofition des

Herrfchers verwirft, dann löfet diefer nach_Umfiänden

die Verfammlung auf und legt einer neuen feine Pofiu

late vor. Allerdings kann es.nun kommen. daß der

Herrfcher bei gar keiner Verfammlung durchdrinth al

lein foll denn der Herrfcher Willkührliches durch

zufetzen die Macht befilzen? Er habe freien Willen,

aber keinen Eigenwillenl

Das ift es, worum es fich handelt. Der monar

chifche Regent, als zeitiger Träger der fouverainen Ge

walt, full freien Willen, aber doch weder die Math

noch eine Befugniß oder ein Recht haben f, feinen Ei

genwillen geltend zu machen. Sein Wille ifi eben

fo wenig willkührlichz als der Gefarnmtwille des

Volles in dem Grundvertrage des Staats. Er muß

nicht nur ein gefehmäßiger feynf fondern er ifi auch

ein nothweudiger. (K. E. Schmid's Lehrb.

des gemeinen deutfche.n Staatsrechts. Jen.

1821. S. 59 in der Note.) Es widerfireitet keines

wegs dem Einheitsprinzip, wenn die Uebung der Sou

verainität bei dem Regenten verfaffungsmäßig an gewil
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fe Bedingungen geknüpft ifi. Die konfiitutionelle

Monarchie unterfcheidet fich eben dadurch wefentlich von

der abfoluten, daß die Machtvollkommenheit des

Staatsregenten in jener nicht unbefchränkt, nicht unbe

gränzt ifi. Der individuellen Souverainität, wenn man

anders einen vernünftigen Begriff mit derfelben verbin

detf kann dadurch kein Abbruch gefchehen, daß durch

zweckmäßige Staatseinrichtungen fich vorgebeugt findet,

daß der Regent möglicherweife blos feinen Eigenwil

len geltend mache und durchfehe. Mit zweckmäßiger

Freigebigkeit ifi in den meifien Verfaffungen konfiitu

tioneller Monarchien dafür Sorge getragen, daß dem

Regenten hinreichende Macht gegeben ift, das Veto der

Nationalrepräfentation unfchädlich zu machen; aber

eben fo erfordert es die Sorge des Staatsgefetzgebers

für das Gemeinwohlf daß verfaffungsmäßig Einrichtun

gen feftgeftellt werden. wodurch die Möglichkeit darge

reicht wird, die Aeußerung und Geltendmachung eines

rein willkiihrlichen Eigenwillens von Seiten des Re

genten in gefehlichen Gränzen und Schranken zu »hal

ten.



[ll.

Befeitigung der Gründe-welche gegen

ein bedingtes Königsveto geltend

gemacht worden find.





 

Mehrere der ausgezeichnetefien Mitglieder der fran

zöfifihen Nationalverfammlung waren aus dem Grun

de nicht für eine Befehränkung des königlichen Veto7

weil in einer guten konfiitutionellen Ordnung ohnehin

alle Berhältniffe und Einrichtungen zufammenwirien

müßten 7 den möglichen Mißbrauch eines folchen kö

niglichen Prärogativs zu verhüten. Diefe Anficht ver

_theidigte unter andern mit glänzender Beredfamkeit

Mirabeau. (Sihung der Nationalverfammlung vom

1. Sept. 1789.)
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untionn1e reeieteruit. (Lear lu regietunce (iu corner 1e

Zieietii* ne peut Weir que (im): cuueee, ou 1a cor

ruption (Le Zee membrea et e110r81eur remy1eeen1ent

e81; un bien, on un (ioute eur 1'oyiuion ynb1ique

et 3101-8 1e mejiienr moz-en c1e 1'ec:1uirer7 eet sene

Conte une election rie nouueeux membree.

.1e me resume en 1111 een] mot: unnun1ite (ie 17W

eemb1ee nutioneie, annuu1ite (ie kur-nee, ennueiite'; rie *

1'in1yot, reeyoneubiiite (1e8 rninietres et 171 eenction

rex-We Zune reetriction ecrite mein [1711*

i'eit*ernent 1in1itee rie keit, nern 1e 9311-1

ciium rie 1a iiberte natione1e et 1e nine' precieux

exercjce rie 1er iiberte ciu Leunie.

Mit Um-_ und* Scharfficht finden fich in diefer

Mirabeau'fchen Rede allerdings viele der Grunde

zufammengeftellt, welche fowohl fur das Veto Über

hauptf als das unbefchränkte Veto insbefondere

geltend gemacht werden können. Indeffen fehlte es

nicht an Gegnern, welche die hier aufgefiellten Ve

hauptungen einer fcharfen Kritik unterwarfen. Man

fiellte nicht in Abrede, daß fich Mirabeau's Vor

trag durch eeyrit und eioquence vor andern Schrif- -

ten Über diefen Gegenfiand auszeichnetez aber man

warf ihm theils hier und da Mangel an logifcher Kon

fequenz, theils Einfeitigkeit in der Darfiellung vor.

Man hatte insgem'ein nichts dagegen, daß dem Kö

nige ein Veto _gegen die Vefchluffe der Nationalvers
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fannnlung zufiehen follez aber man konnte fich nicht

davon Überzeugen, daß-diefes Veto ganz ohne Grän

zen' und Schranken feyn follte* In einem Repräfen

tativftaate, fagte man7 in welchem das Gemeinwefen

wefentlith auf dem Grundfatz der Volksfouverainität

beruht, gibt es keine unbefchränkte Macht als die Na

tion; befchränkt in der Machtubung muß da ebenfo

wohl der Träger der vollziehenden als der der legis

lativen Gewalt feynz weder der König noch die Na

tionalverfammlung find darum fouverain, der eine ijt

wie die andere nur Mandatar der Nation. Nur* die

fer kann das Recht zur Uebung eines abfoluten Veto

zukommen; _der König kann ein Veto nie gegen die

Nation- fondern. nur gegen die zeitigen Repräfentan

ten derfelben geltend machen, eben fo wie diefe auch

nur ein Veto gegen den König, nicht aber gegen die

Nation haben. Spricht derKönig ein Veto aus7

dannkfieht er blos der Nationalverfammlung als Geg

ner gegenüber und es kommt in diefem Falle blos

darauf an, die Nation felber7 als eigentliche Inhabe

rin der Souverainität.- zu hören- um den Streit zwi

fchen den Inhabern der exekutioen und der legislati

ven Gewalt zu entfcheiden. Die Staatsklugheit hat

darmn nur dafiir zu forgen- daß verfaflungsmäßige'

. Einrichtungen eingeführt werden, wonach in jedem

vorkommenden Falle der Art die Nation als Schieds

richterin ihre Stimme geltend machenkönnez und die
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Staatsweisheit folk nicht' verzweifeln, Mittel zu erfin

nenf diefen Zweck auf die möglich vollkonunenfie Wei

fe zu erreichen. Gelingt ihr dies, dann fällt anch das

abfolnte Veto von felbfi weg: denn der Nation felber

gegeniiber kann der Staatsregent ein folches nicht be

fiecn- .

Wenn man den König dergefialt idealifirt, daß

man von ihm vorausfetzt, er könne nie in Verfnchung

gerathen, fein Veto gegen den ihm bekannten Wnnfch

der Nation zu verlängern: dann wird man billiger

weife eben fo wohl anzunehmen habenf daß die Na

-tionalreprcifentation nicht beabfichtigen könnex etwas

anders als das treue Organ des Nationalwillens zu

feyn. Und in der That müßte fie mangelhaft orga

nifirt feyn, wenn fie dies nicht wäre. Wenn alfo

auch eine Nationalrepräfentation in diefer Beziehung

im Irrthnme wäre, fo diirfte es doch wenigfiens nicht

wahrfcheinlich feyn, daß eine zweite oder gar dritte in

dem nämlichen Irrthnme befangen wäre. Es wiirde

alfo nach allem Probabilitätskalknl voransznfetzen feynf

daß, wenn fich auch eine Nationalverfarnmlnng ge

täufcht hätte. die zweite oder dritte frei non diefer

Täufchnng auftreten. diirfte. Eine durch alte Erfah

rung beftätigte politifche Wahrheit ifi es indeffenf daß

man den Begriff von einem Ideal weder an die Per

fon des Monarchen noch an die Verfammlnng der Na

tionalrepräfentanten knüpfen kann,nnd fole daß der
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eine wie die andere Verirrungen blosgefiellt find und.

beide auf keine Weife anf Unfehlbarkeit Anfpruch ma

chen können. Darum mag es allerdings-zii rechtfer

tigen feyn- daß der Regent ein Veto der National

repräfentation gegenüber ausznüben das Recht habe;

aber_ es hieße Unfehlbarkeit dem Regenten beilegen,

wollte man ihm das Prärogativ beilegen, fortfahren

zu dürfen, auch gegen jede der nächftfolgenden Natio

nalverfammlungen, die von der freien Wahl der Na

tion abhängen, das gegen die erfie in Anwendung

gebrachte Veto abermals geltend zu machen. Es be

ruht daher auch nur auf 'Verwechfelung der National-

repräfentation mit der Nation felber, wenn behauptet

wird-i das fuspendirende Veto führe eben fo viele Un

zuträglichkeitenmit fich, als *wenn man dem Regen

ten gar kein Veto einräumen wollte. Der National

repräfentation gegenüber hat der Regent ebenfowoh(

ein abfolutes Veto, wie jene gegen diefenz aber der

Nation felbee gegeniiber kann_ er, wie bereits erinnert,

kein abfolutes Veto haben. Nur in Beziehung auf

leßtere ifi fein Veto fuspenfiv. Gegen die Befehliiffe

einer Nationalverfammlung muß er allerdings das

Recht haben, fein Veto geltend zu machen; aber fo

bald die Nation felber ihm gegenilbertritt, hat es mit

.allem Veto eines Einzelnen, wer er auch fen, ein

Ende.
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Am wenigften wollten Mirabean's Gegner es

zugeben, daß der in das Syfiem der repräfentativerr

Monarchie eingeführte Begriff der Unverlehlichkeit und

Unverantwortlichkeit der königlichen Perfon jeden Zwang

feines individuellen Willens ausfchließe. Iene Unver

-lelzlichkeit und Unverantwortlichkeitf behaupteten fie,

fer) keineswegs abfolut. Man habe diefen Grundfalz

im Staatsrechte der konfiitutionellen Monarchie nicht

darum aufgefiellt, um den König zu ermächtigen, zu

thun und zu laffen, was er wolle oder was ihm be

liebe. Man habe den Kronenträger nur darum zu

einer heiligen und unverlehbaren Perfon gemacht, da

mit er unangefochten den Thron einnehmeund auf

demfelben von Ehrgeizigen nichts zu befürchten'haben

folle; aber [lets fey diefer Vorzug, den feine Perfon

genieße, ftillfchweigend an die Bedingung geknüpr

daß er treu feiner Regentenbeftimr'nung nachkomme.

Hieraus folge denn von felbftf daß, fobald er die

fer entgegenhandle und eben dadurch aufhöre, als

Regent angefehen werden zu können, er auch auf

höre, eine geheiligte und unverlehliche Perfon zu'

feyn. Die Befiimmung des Staatsregenten aber

fey, der Interpret und Bollzieher des vernünftigen

Willens der Staatsgefellfchaft zu feyn, fo daß er

nie feinen Eigenwillen gelten laffcn dürfe und noch

weniger berechtigt und befugt feyn könnef den

felben, dem ihm bekannt gewordenen National
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willen gegenüber, zu behaupten und durchzufez

zen. *

Nicht haltbarer fey der Grund, auf den Mira

beau fich fiühe, um darzuthunj daß das monar

chifche Staatsoberhaupt ein unbefchränktes Veto ha

ben müffe, daß nämlich zumal ein Erbmonarch in

einem großen Reiche fo* große Mittel zu Gebot fiehen

habe, daß man ihn gar nicht zwingen könnef gegen

feinen Willen zu verfahrenj *ohne den Staat innern

Zerrüttungen bloszuftellen. Der konfiitutionelle Fürfi

folle allerdings foviel Macht haben, um jedem Ein

zelnen und jeder Partei mit nnzweifelhaftem Erfolge

widerftehen zu können, aber nicht foviel, um im'

Stande zu feyn, Allen d. i. der Gefammtheit der

Staatsbürger unwiderfiehlichen Widerfiand entgegen

zufetgen. Sobald dies lehtere der Fall feyj habe

man einen Staatsherrnf der jeden Augenblick fei

nen Willen zum Geer machen könne. Es beweife

alfo blos die Mangelhaftigkeit einer 'Verfaffung,

wenn das von Mirab eau vorausgefehte_ Verhältniß

eintrete. .

Nicht minder falfch fey die Behauptung, daß,

wenn ein Gefetz die öffentliche Meynung für fich ha

be, eine gebieterifche Nothwendigkeit den Regenten

nöthige, demfelben feine Zufiimmung zu ertheilen.

Die Erfahrung lehre im Gegentheil, daß wenn ein

z Fiirft Macht genug habe, um es wagen zu können,
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ohne Gefahr fich über die öffentliche Meynung hin

auszufetzen, er nur zu häufig geneigt dazu fey. Al

les 'komme demnach darauf an, daß demfelden ver

faffungsmäßig nicht foviel Macht eingeräumt fey, um

ein folches Wagefiücl jemals beginnen zu können.

Nicht durch Ertheilung eines unbedingten Veto wer

de dies verhindert, wohl. aber gebe eine verfaffungs

mäßige Befehränknng deffelben Hoffnung, daß er ein

Unternehmen der Art unterlaffen werde. Denn er

könne alsdann nicht die Verfaffung verletzen, ohne

das Volk zum Widerfiand zu berechtigen und dadurch

feinen Thron in* Gefahr zu bringen. Wenn Mira

beau das 71210 3113x1211sz darum' für eine ungereimte

Satzung halte, weil es, wenn'es auch in der Ver

faffung verordnet und fefigeftellt wäref in der Wirk

lichkeit doch nicht befolgt werden wurde, dann habe

er freilich Recht, infofern er die bisher in Europa

vorhanden gewefenen monarchifchen Staaten im Auge

habe. Denn hier feycn gemeiniglich die Prärogative

dergeftalt zu Gunfien des Regenten gehäuft, daß kei

ne phyfifche Macht ihn verhindern könnef auf feinem

Willen zu beftehen. -Das aber fey gerade» das Un

glück fo vieler Monarchien gewefen. '

' Das Vorgehen, daß wenn 'man das Königthum

erblich und unverletzlich mache,' um 'feinen-Befiand

zu fichern, und doch ihm kein abfolutes Veto zugefte

hen wolle, man auf der einen Seite ihm wieder
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nehme, was man ihm auf der andern gegebenf hal

te_ ebenfalls bei einer genauen Priifung nicht Stich.

Denn man könne die königliche Autorität derg'ej'talt

konfiitniren, daß fie innerhalb ihrer verfaffungsmäßi

gen Wirkfamkeit fiets unantafibar verbleibe, aber doch

durch weife Staatseinrichtungen gehindert werdef fich

Über die Verfaffung hinauszufeßen. Wolleman das

letztere gefiatten, dann erniächtige man offenbar den

König, die von ihm befchworne Verfaffung über den

Haufen zu werfen und ebene nur die Bahn zur Wii(

kt'ihr; kurz man habe nur die Wahl zwifchen der Ei

genmacht eines Einzigen im Staate) die unvermeid

lich zum Vorfchein'kommen könne, wenn man den

Regenten mit dem verfaffungsmäßigen Rechte zur

Uebung eines abfoluten Veto bekleide, und zwifchen

einer verfaffun'gsmäßigen Ermäßigung und Begrän

zung diefes Prärogativs des Regenten.

Mirabeau -verlange felbft, daß in der Verfaf

fung Vorfichtsmaßregeln gegen etwaigen Mißbrauch

des königlichen Veto genommen werdenz aber er

leugne, daß dergleichen Vorfichtsmaßregeln etwas

nützen, wenn der :König fich Über das Geer fiellen

und diefes nicht refpektiren wolle- was bei der in

feine Hände gelegten großen Macht ihm leicht gelin

gen iönne, w'enn er den Willen dazu habe. Möge

man daher immer in der Verfaffung fefiftellenf daß

der König kein abfolutes Veto befihen folie; er werde,
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wenn er wolle; fich Über die Schranken hinwegfelzen;

die für die Uebung feines Veto gezogen find, weil

er die Macht dazu habe. Allein eben darum handele

es fich, eine folche Ordnung der Dinge zu erfchaf

fen, worin'der König bei aller ihm zugefiandenen

Machtfulle, um feinen Regentenberuf zu erfüllen, doch

nicht fo viel Macht habe, um im Stande zu fehn;

eigenmächtig die Verfaffung zu verletzen.

Man fand das Beifpie( von Schw edenf wor

auf fich der Redner berief, um zu beweifen; wie

leicht es einem Könige wurde, fich von den Feffeln

zu befreien, .die ihm die Hände handen, in der An

* wendung auf die Verhältniffe Frankreichs fehr un

paffend gewählt.

ner Partei, einer erdlirhen Adelskafie, die ihn al

ler Macht beraubt und ihn fich unterworfen, zu thun

gehabt; hier aber werde er die Nation felber gegen

fich haben ; wollte er fich über die Vorfchriften der

Verfaffung hinausfehen und eine unumfchränkte Ge

walt an fich reißen. Allerdings'reiche die dem Kö

nige verliehene Befugniß, eine feinem Willen wider

ftrebende Nationalverfammlung aufzulöfen und eine

andere zu berufen; ein gefchicktes Mittel dar, die

Meynung der Nation kennen zu lernen; aber wo?

zu nutze ihm dies7 wenn er nicht zugleich die Abficht

habe, fich nach dem Nationalwillen zu konformiren?

Es fehe dies alfo fchon einen Fürften voraus f der in

Denn dort habe er es nur mit ei- -

f

8



der That ift und handeltf wie er feyn und handeln

foll- in welchem Falle denn freilich gleichgültig feyf

ob er ein abfolutes Veto habe oder nicht, weil er es

unter den angegebenen Umfiänden nie anwenden wür

' de. Aber zur völligen Hülflofigkeit finke die Nation

herabr wenn ihr Regent weit entfernt fey, einem fol

chen Fürfienideale zu entfprechen und fie unbedacht

fqm genug gewefen "fehl ihm fogar grundgefehlich das

Recht in die Hände zu geben, ganz nach Willkühr,

und ohne Bedingungen und Befchränkungen irgend ei

ner Art unterworfen zu feyn, feine Sanktion eines

von der Gefammtheit aus hinlänglichen Gründen ver

langten Gefehes und fomit auch deffen Vollziehung zu *

verweigern. _

Wenn Mirabeau den Sah aufftelltec »Der Kö

nig muß nicht als Feind des Glücks des Volks, fon

dern .als fein Befchüher betrachtet werden. Wenn auf

der einen Seite die Größe des Fürfien vom Wohl

*fehn des Bolks abhängt, dann ruhet auf der andern

eben diefes Volkes Glück auf der fchühenden Macht

des Fürften. Er hat daher nicht um feines befondern

Vortheils, fondern um des Volkes willen Antheil an

der Gefehgebung und die königliche Sanktion ift nicht

ein Vorzug des Monarchenf fondern ein Gut. ein

Eigenthum des Volkse: dann warf man ihm die Fra

ge entgegen 7 ob denn die Gefchichte nicht Fürften ge

nug aufzuweifen habe, die, flatt Befchützer ihrer Völ



115

ker zu fehnj fich als Feinde derfelben benommen? Al

lerdings feyen Wohlfeyn des Fürften und Volks ge

genfeitigdurch einander. bedingt; aber wie wenige

Fürfien zeige uns die Erfahrung, die fiets von diefer

Wahrheit durchdrungen gewefen feyen und fie zur Richt

fchnur ihrer Regierungshandlungen gemacht hätten.

Freilich wäre den Fürfien Antheil an der Gefetzgebung

verliehen, nicht damit fie denfelben zu ihrem befondern

VortheilF fondern vielmehr. zum allgemeinen Bellen

ausübtenz allein wie viele Fürfien hätten nicht feit je

her ihre Veftimmung verkannt oder aus den Augen

verlorenf und das Intereffe der Gefammtheit ihrem

Sonderintereffe aufgeopfert! Der juriftifche Satz: (Zul

1ibet yrueeumitur bonus fey wohl in bürgerlichen

Verhältniffen annehmbarf aber nicht in politi-.

fmen

Allerdings könne der König ohne abfolutes Veto

in den Fall gerathenj wie Mirabeau bemerkef auch

jedes fchlechte Geer befiätigen zu müßenj und wenn

er das Thörich'te nicht befiätigen wolle7 fo gereiche

dies dem Gemeinwefen nur zum Vortheil. Allein dies

felge blos. eine übel organifirte Nationalverfammlung

vorausf indem bei einer wohl organifirten der Fall

gar nicht einmal denkbar feyf daß fchlechte und thö

richte Gefehentwürfe zum Vorfchein kommen könnten.

Mirabeau mache ferner darauf aufmerkfam, daß

zwei, drei Nationalverfammlungen - wie ehemals'

8 'l
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mehrere auf einander folgende Könige - gleich .Ver

kehrtes wollen können; aber um diefen Fall als mög

lich vorauszufeßem *m-üffe man annehmen,*daß die

Nationen weniger fähig feyen als die Könige 7 wenn

man ihnen Zeit gcwähre, von Irrthumern zurückzu

kommen. g

»Ein König ohne Macht und Recht zn einem_(un

bedingten) Veto ,(( äußert Mirabeau, »ift viel zu

fchwach fur das allgemeine Wohl, und Macht ohne

Recht, wie Recht ohne Macht,- bietet kein hinreichen

des Mittel.(( Aber darin habe eben das Uebel des

Königthums gelegenf daß es fo fta-rk gewefen, eben fo

wenig Widerfiand zu beforgen zu haben, wenn es

verderblich, als wenn es wohlthätig gewirkt. Und

wenn endlich Mirabeau behaupte, nicht in dem

Verfagen des Veto, fondern in der jährlichen Ver

fammlung der Abgeordnetenf Bewilligung des_ Heeres ,

und der Steuern, Verantwortlichkeit der Minifier und

anderen Dingen lägen die Burgfchaften der Freiheit:

fo könne man ihm antworten., daßdies alles doch

nicht ganz eine verfaffungsmäßige Befchränkung jenes

Veto Überflüffig machen diirfte.

Dies waren ungefähr die .lämuptgrimdef welche

theils auf der Tribune der konfiituirenden National

verfammlungf theils in befondern Druckfchriften _von

den Gegnern vorgebracht wurden. Man darf indeffen

nicht überfehen, daß Mirabeau eine politifche Ord

x



nung der Dinge im Auge hattef in der eine völlige

Trennung und Sonderung der beiden höehfienStaats

gewaltenr der legislakiven und erekutiven, Statt ha

ben follte. Von diefer Vorausfehung ging er bei fei

ner Theorie vom königlichen Veto aus und von die

fem Standpunkte aus f zumal wenn die legislative

Gewalt von einem einzigen7 nicht in zwei Kammern

oder Abtheilungen gefchiedenen Korps (der National-

verfammlung) ausfchließlich ausgeübt werden' follte,

hatte er gewiß nicht Unrecht. Schon friiher hatte er,

von diefem Gefiahtspunkte ausgehend, auf der Tribü

ne geäußerteöe croio 18 biet() an Roi telleman-t ne

oeznaix-e, (joe j'ojmerajß mjeux nix-re ii Constanti

noyle gu'em Kremer-2, s'jl 11c- L'auujt N38. Qui, je

L8- äöclare, jez 116 covnvitrajz :jeu (Le pws. terrjbw,

que L'öriäwckatje ZUM-Mijoe (I8 8d; cent yer8011

1-128, .qui &WW yom'x-ajent 86 Lenäke joamoyjbieäz

ayreä (Lerneier käreäitajres, et finimjenf, comme 168

ngtocratez (Le T0118 1,88 Luiz-3 (In momle, yon-*tout

2117W.

[e 7W() 1-073] -- fagte der Abbe* Maury in

der Sitzung' der konfiitnirenden Nationalverfammlung

in Frankreich vom 3..Sept. 1789 -- er le you

70i!- näZutjt' är! Koi (Lui kuieemk partie incöZrante (1-11

corps Lägjslatji', a 16 äroit ä'ekr öuzyenäre 168 note-.8.
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lm iiberte rie 1a presse est Z1 j3m3is ussuree, et i1

est &einem; que c'est 1e plus Steinel bienkuit que 17-3

sen1b1ee n3tion711e 3it p11 3cco1*c1er c'r 13 Kation. [111

presse est iibre, 1e genre 11111113111_ est 331179-5 i1 n77

3111-3 p1us (ie bespote. yrenee gercie qu'urec 1111

bieto suspensit* 1e peupie et 1e roi ne soient

t7r3nnises. Que 1'011 ne crniZne p3s 1e8 ministresz

Kickeöeu ini-meine' eüt nature son gem-3 (1espo

tique eier-3nd une 3ssen1b1ee si so1enne11e.

Wenn der Abbe, fpäterhin Kardinal Maury hier

auf einem dem Könige als Chef der Erekutivgewalt zu

zugeftehenden abfoluten Veto beftand, dann hatte auch

er die von der konfiituirenden Verfammlung angenom

mene neue Verfaffung im Auge, welche eine völlige

Scheidewand zwifchen der erekutiven und legislativen

Staatsgewalt aufführtej fo daß der erftern gar keine

andere Mitwirkung bei der der Nationalverfammlung

ausfchließlich überlaffenen Gefeßgebung gefiattet war

als die Sanktion und Vollziehung. Ueberhaupt war

da die Stellung des Königs von der Art, daß er fo

zu fagen zu einem b'lofen Diener der die Nation

repräfentirenden Verfammlung herabgewürdigt war.

Sollte der König unter folchen Umftänden auch noch

ein blos fuspenfives Veto haben, dann war mit

Grunde zu beforgen, daß die Dienfibarkeit deffel:

ben vollendet werden und die Nationalverfamm

lung alle Gewalten an* fich reißen würde. Auch
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rechtfertigte die Folge nur zu fehr diefe Beforg

niß.

Mounier war der Meynungf daß bei einer

folchen Lage und Ordnung der Dinger wie durch völ

lige Trennung der beiden Hanptfunktionen der Sou

verainität in Frankreich damals eingeführt werden foll

te- das Veto uberhaupt eine ganz ohnmächtige Waffe

in den *Händen des Königs, als blofenChefs der

vollziehenden Gewalt, feyn wurde, wenn man ihm die

ausfchließlich niit der legislativen Gewalt bekleidete

Nationalverfammlung in einen einzigen Körper ver

einigt gegeniiberjiellte und nicht wenigftens das gefeh

gebende Korps in zwei Abtheilungen, mit einem Ve

torechte gegen einander, fchied. (101111118111: 83118181,

urtheilte er, qu'uue 88ul8 888811111188 11311011318 311318

8813 8011 110117011* (18118111 081111 6813 001181111111011,

8c que 63118 188 61118181168 qui 878187810111: 8nt1-'8ll8

8c l8 trön8, 1'u118 ou 1'3u118 118 8813 1188 *18111181*

88'? l)88 11011111188 18111118 110111* [311-8 (188 1018, (188

11011111188 110110188 68 la 00111131108 yubquu8, 001181

118188 001111118 188 gar618118 , 001111118 188 68y08jt81188

68 111 11118118 611 1'8u1118, 3111818111 un8 81 81111168

3utokjt8 qu'il 18111* 881-1111; [30118 0113qu8 jour 6'811

81811618 188 111111188; 81: 18 1781:0 qu8 1101111811: 011- '

110881' ,18 11101131qu8 i1 181118 1880111110118, 881-311; (11'88

que f011j0u18 11118 1111118 11111111188811t8. Lu8 (l8 1110

78118 811 81181 11111-311: 11118 881118 0113116118 p0u17t110111-*
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yber (kun te] abermals! [.6 refers (Le 1'imy5'c, kin

Nuance (1011i. (2)16 j011j1-ajf 8111-18 Veuyia, Vektor-,t

 

trajent; bien take-wem au [*kjuce (16' 111i rä8j8ter.

Kein mit Umfiäzt zu Werke gehender Staatsgeer

geber wird den Regenten im monarchifchen Repräfen

, tativftaate fchuhlos den Regierten oder deren Stell

vertretung gegenübergefiellt wiffen wollen. Iener be

darff wie ich bereits oben öfter* zu bemerken Veran

laffung fand, unumgänglich nothwendig befondere Rech

te und bedeutende Rechtef 'um feine Autorität geltend '

zu machen und aufrecht zu erhalten; fonfi wurde er

den Zweck feines Berufs unmöglich erfüllen können.

Und diefe ihm zuzugeftehenden Rechte *oder* wenn man

will, Vorrechte (Prärogative)' werden um fo größer

feyn miiffen, je weniger ihm verfaffungsmäßig eine

direkte Mitwirkfamkeit bei der Gefetzgebung eingeräumt

ift. Ifi ihm eine folche unmittelbare Theilnahme an

der Uebung der gefehgebenden Gewalt durch fcharfe

Trennung der höchften ausübenden Macht von der ge

fehgebenden q- was freilich fehlerhaft ift - ganz ent

zogen, wie bei der von der konfiituirenden National

oerfammlung in Frankreich entworfenen monarchifchen

Verfaffung der Fall war: dann wurde der Monarch

keinen Augenblick ficher auf feinem Throne feyn unddie Monarchie felbft jeder Bürgfchaft für ihre Dauer - l
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ermangeln7 wenn ihm nicht verfaffungsmcißig die Bee

fugniß zukämeF als Regent das Recht eines Veto ge

gen die Befchlitife des ihm f>1roff gegeniiberfiehenden

gefehgebenden-Nationalkörpers auszuixben. Zwar wür

den uberhaupt überaus gimfiige Umfiände und Ver

hältniffe erforderlich feyn, follte bei einer folchen mon

archifchen Verfaffung darauf zu zählen feyn, daß fie

von einigem Befiande wäre; aber ohne ein Veto der *

gefehgebenden Gewalt gegenüber wiirde das König

thum eine ganz prekäre, lediglich von dem Willen der z

Nationalverfammlnng abhängige Exiftenz, und eine

blofe Scheinautorität haben, fo daß der Mangel die

fes königlichen Prärogativs nur den Untergang der

monarchifchen Konfiitution befehleunigen wurde, wie

die Erfahrung auch in Frankreich gelehrt hat.

Es entfieht in der Art repräfentativer Monarchie,

wo die Verfammlung der Repräfentanten der Nation,

zu Einem Korps vereinigt; ausfchließlich die oberfte

gefehgebende Macht hat und der Monarch, mit der

oberfien vollziehenden Macht bekleidet, der verfaffungsz

mäßigen Befugniß ermangelt, die von der National

verfammlung ihm zur Vollziehung vorgelegten Gefehe

*zurückzuweifen und unbollzogen zu laffen, kein Gleich

gewicht der Gewalten, fondern ein völliges Ueberge

wicht der gefehgebenden Gewalt; die dann leicht die

vollziehende fich unterwirft und fich zum Souverain»

erhebt. Offenbar wurde fich eine folche Ordnung der
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811"? 1*?'88t-88 1188, 811 8'811'881-118111: , 1118118181* 18

(1888011811187 011 871111113118 801111-8 188 18111-88 (18 811

81181, 8t 011-88 111-08181118 (181711111 1'08t188181118. . (2118

81311111818 18 17810 811811811811', 81 011 811 811111111118 18

1110118? .18 [181188 (111711 118 118111: 7 87011- 118 781.0

81188811811' 111 81180111 801111-8 18 11811011; 111818 18 1101

r8y188811t8 18 17811011, 81: 8'881 18 11811011 8118-1081118

(1111 111-01101188 88 78W. 12118111 8'1 178111181 111 18 118

t1011, 11 85c 1111808811118; 188 11811188 (18 1'81111111-8 118

11011118111: 18 111881* 88118118 7101811188 8880118888. ,18

81118 (10118 [1011( 18 (11-011 x108jt11' ((118 18 1101 8. 118

8811811011118! 18101. 2118111; 1'1 17811118, 8'881: 1'1 701.18

(1'811 1118781111- 10118 188“ 1118011781118118 9111 [1811118111 811

:88111t81u ,

Es bot indeffen diefes Raifonnenxent Blöfen dar',

die fich leicht aufdecken ließen. Keine Verfaffung darf

das Prinzip der Stabilität in dern Grade in fich tra

gen, daß fie hinführo als ganz unveränderlich* anzu

fehenz fie vervollkomnmet fich im Laufe der Zeiten

und muß fich vervollkommnen. . Mit der Fefifiellung

der Fundamentalgefetze ift es allein noch nicht gethan7

wenn durch diefe zugleich eine Macht errichtet ift- von

deren Willen es abhängt7 jeder weitern _Entwickelung

und Vervollkornmnung der Verfaffung in den Weg zu

treten, und eine-folche Macht würde ohne Zweifel ein

mit einem abfoluten» Vetobefngniß ausgefiattetet Re

gent feyn. Ueberdies mag der Fürfi in der repräfen

9
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tativ-rnonarchifchen Staatsordnung allerdings als Re

präfentant der Nation betrachtet werdenz aber er ift

nicht alleiniger Repräfentant derfelben; die National

verfammlung hat eine gleiche Beftimmung. Beide Re

präfentanten mögen ein Veto gegen einander ausüben

dürfen; aber über beiden ftehtf wie de Seze felbfi

zugibtf allezeit die Nation, die Staatsgemeinde. Die

fe muß daher wenigfiens in letzter Infianz die Ent

fcheidung im Streife ihrer beiden Repräfentanten ha

ben. Wenn dies ein Ofirazismus ifi, dann wäre das

abfolute Veto des Fürften noch mehr ein 'folchen

Wenn die unmittelbare Ent-fcheidung der Nation ihre

Unznträglichkeiten hatj fo hat man nur darauf be

dacht zu feynf diefe durch zweckmäßige pofitive Ve

fiimmungen, wie die Nation in folchem Falle ihren

Willen mittelbar an den Tag geben foll, zu befeiti

gen. Dagegen dürfte es als eine von der Staats

kunfi kaum zu löfende fchwierige Aufgabe erfcheinem

allen möglichen Mißbräuchen, die das unbedingte

Veto eines Einzigen in der Staatsgefellfchaft mit fich

führen kann, durch pofitiveGefeße zuvor-zukommen.

Denn jede keinen Bedingungen unterworfene Macht

übung eines, Menfchen ift ohne mögliche Bürgfchaft,

daß fie nicht in Willkühr ausartef und menfchliche

Willkühri wenn* fie verfaffungsmäßig befiehen follf

durch Gefelse zu regeln, wäre in der That ein Wider

fpruch- _ : _



131
 

Schmalz hält jeden Vorfchlag zu einer Befchra'n

kung des königlichen Veto in der repräfentativen Mon?

archiei fo verführerifch er auch für die Nationalreprä

fentation feyn wiirde, fchon darum für verwerflich7

w'eil die Monarchie dadurch eine Garantie ihrer Er

haltung verlöre- indem der allgemeine Wille , als

deffen Organ die Natienalrepräfentation betrachtet

wird, alsdann durch nichts gehindert werden _könnte

fich für die allmählige Untergrabnng der monarchi

fehen Staatsordnung auszufprechen. »Man hat fo

oft von einem allgemeinen Willen gefchwahtee -

fchreibt er &Natürliches Staatsrecht. Königsb.

1794 Ö 218 in der Note) - »der bei der Geer

gebung entfcheiden follz aber gerade im Gegentheil

ifi die Unauflösbarkeit der Verfafinng fchon um des

willen nöthig, damit ein Fabins Maximus Cunetator

gegen den fchiefen Blick des allgemeinen Willens

durch weifes Zandern den Staat erhalten könne, wo

mit übrigens nicht gefagt wird, daß der'Fiirj't ver

ächtlich von des Volkes Stimme denkenfollex(

Schmalz1 wie fo viele andere - monarchifche

Staatsgelehrte1 thun immer, als wenn die Weis

heit jederzeit allein bei den Regierungen zu finden

wäref wiewohl der Blick diefer nicht minder fchief

feyn kann und nicht felten gewefen iftf als der der

Nationalrepräfentationen. Schon Befirei'ungen einer

Nationalrep-räfentation '(vorausgefeht, daß es eine

97k
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wahrhafte fey), die befiehendeStaatsordnung zu

untergraben, wiirden übrigens andeutenf daß diefe

mangelhaft und einer Reform ,bedurftig fey und in

diefem Falle wiirde fie im Veto der Krone-doch nur

eine fchwache Garantie ihrer Dauer haben.

Spittler definirt in feinen Vorlefungen

iiber Politik (herausgegeben von K. Wächter.

Stuttg. 1828. S. 91 u. f.) die Monarchie als ei

.ne Verfaffungf bei welcher fo viel von der gefehge

benden Gewalt bei Einem der Gefellfchaft ift, daß

fein Nichtwollen allein*- 'wenn auch alles Uebrige

ganz reif ift zum Werden eines Gefelzesf das Wer

den deffelben hintertreiben kann. -Wenn'diefer Eine,

bemerkt derfelbe, bei feiner großen Macht, :auch an

der gefetzgebenden Gewalt Antheil haben folltef _dann

könnte dies offenbar leicht verderblich werden. Man

hat alfo Modifikationen ausgedachty wodurch jenem

Einen eine Quote der gefehgebenden Gewalt ausge

mittelt wirdf die weniger fchädlich ift. Es wird näm

lich diefer Eine ganz ausgefchieden vom Deliberiren

und Votirendes gefetzgebenden Körpers; feine Stim

me_ wird bei dem Delibecicen nicht gehört, beim

Votiren nicht gezählt. Sein Wollen kann alfo

kein Geer machenz fein Nichtwollen aber kann

das Werden eines Gefetzes hintertreiben, und wenn

*auch alle Uebrige wollen. Sein Wolleneines Ge

fetzes kann von einer Stimmef die unter den Uebri
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gen die Majorital macht; gehemmt werden; fein

' Nicht-Wollen aber kontrebalanoirt das Wollen aller

Uebrigenz die ganze Nation ift nicht vermögend durch

zufehen, was erlnicht will; aber ein Votum des Ge

gentheils wirft feine Wunfche um.

* Spittler fucht nun ein folches 11'310 111130111

turn des Staatsoberhaupts in der Monarchie aus fol

genden pfychologif chen Gründen zu rechtfertigen;

Bei. dem' Antheile an der gefeßgebenden Gewalt i|

das. Wollen der Menfchen; ihr Unternehmen; _ihr

Planemachenf ihre Betriebfamkeit, diefe Plane durch

zutreibenf- ihr rafilofer; fiets wirkfamer ,Ehrgeiz ge

fährlich; aber weit nicht fo ihr Nicht-Wollen. Es

liegt nämlich in der menfchlichen Seele eine weit größ

fere Spontaneität; Bereitwilligkeit, Thätigkeit zum ,

Wollen und deffen Aeußerungen, als zum Nichtwol

len deffen, was man Andere wollen fieht. Zu der*

Rolle des Nichtwollens. wenn alles Uebrige will,

entfchließt fich der Menfch fchwer; fchon der allge

meine Strom zieht mit fort, und felbfi eine ange

borne *Schlüchternth dem allgemeinen Wunfche al

lein die'Stirn zu bieten; muß erft .überwunden wer

den. -- Nicht als ob das Nichtwollen nicht auch

fchcidlich werden, als ob nicht Neid des Menfchen;

Paradorenfncht, Lethargie auch hier nachtheilig einwir

ken könnte. Allein es ifi doch hier weit weniger von

der gewöhnlichen Schwäche des Menfchen, wodurch
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er aus Eitelkeit, um fich ein Gewicht zu gebenr oder

gar aus' Paradoxenfucht widerfprichti zu fürchten,

wei( jener Eine zu hoch .gefiellt'ifiz als daß folche

kleinliche Leidenfchaften viel wirken könnten und weil

feine Befugniß zum Widerfpruch gefeßlich autotifirt

ifi. Einen Vorzugf den Jedermann anerkenntz wor

an Keiner zweifelt, hat man keinen befondern Reiz

geltend zu machen; man begniigtfich eher mit der

ftillen und doch unbefirittenen Gewißheiti esthun zu

könnenf wenn man nur wolle; die Legalität alfo

fehixtzt vor Mißbrauch.

Das Wefen diefer Einrichtung in der Monarchie

befieht darin, fährt er_fortz daß man einem Einzigen

(und zwar demjenigen, der den Staat als Ganzes

repräfentirt und mit der höchfien auffehenden Autori

tät bekleidet ifi) ein höchfi kra'ftvolles Nichtwollen und

ein fehr uukräftiges Wollen gith und damit ja alle

Kraft des Wollens in folchen Fällen abgefrhnitten fey,

brachte man häufig noch eine Menge von *Determi

nationen hinzu. Es darf z. B. diej'er Eine keine

Motion machen,. alfo fein vorläufiges Wollen nicht

einmal ankimdigen - eine Modifikation, die jedoch

felten oder fafi nirgends ifi. Er darf bei den .Deli-'

berationen nicht gegenwärtig feynf ja nicht einmal

mittelbam durch Minifterf Penfionaire und andere

Organef mitvotiren u. dergl. m.
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Es ift durch eine Einrichtung der Art - urtheilt

Spittler - ein glückliches Korrektiv in

die Verfaffung gebracht gegen alles, was etwa durch

leidenfchaftliche Agitationen des großen

(gefehgebenden) Korps gefchadet werden könn

te, ohne daß dadurch die Wirkfamkeit des letztem

überflüffig, gemacht wäre. In der Arifiokratie fieht

der richtigen Abfaffung eines 'Befchluffes die Vielheit

der Befchließenden entgegenz nach unzähligen Debat

ten vielleicht konnten am Schluß erfi nicht alle Grün

de abgewogen und der befte gewählt werden, fondern

blos der, welchen-die Mehrheit wollte, ging durch.

Dies ifi gleichfam eine Gewaltthätigkeit gegen'die Ver

nunft. Hier aber, wo noch im lehten Moment der

Reife, nachdem alles hinlänglich debattirt worden ifi,

'der Schluß unter dem Auge eines Einzig'en

gefaßt wird, geht alles weit mehr den natürlichen

Gang -der menfchlichen Urtheilskraft (des Auffamm

lens der Vielheiten zur Einheit). Die Berathfchla:

genden geben die Materie 7 der Inhaber des Vetof

indem er die Einheit des Betten herauszieht, die

Form. Erfi mußten freilich durch das Reiben des '

Widerfpruchs alle Kräfte aufgeregt werden. es durf

te keine' Anficht der Sache unbeleuchtet bleiben, es

mußte die möglichfte'Menge von Merkmalen aufge

führt werdenz aber es ift nun auch' nöthig, aus

allem diefen durch Abfiraktion ein Refultat zu ziehen',
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Hier ifi dann die Ruhe des einzelnen, entfernt medi

tirenden Kopfs allein im Stande, Ordnung und Sy

fiem in die tumultuarifeh gefammelten Ideen zu brin

gen. Der Gang des Verfahrens ifialfor erft alle

Varieteit der Meynungen, wie fie aus dem Debatti

ren entfpringt1 bis zuletzt die höchfie Innigkeit des

Befinnens eintritt. Eine Menge Vorfchläge, Ideen,

Projekte hervorzubringen, dazu 1| ein zahlreiches*

Korps gut, aber nicht zur letzten entfcheidenden Ans

wahl. Es bildet der : der das Veto hat, gleiehfane

ein Revifionsgericht und es i| die Etablirung eines

folchen Re'vifionsgerichts weit mehr .werth- als wenn

man-etwa die Anordnung» trifft: es. mitffe ein Geer

_ zweij dreimal beim gefehgebenden Körper verlefen wer

denz denn hier iii die wiederholt prüfende_ Behörde

doch immer diefelbe.

Spittler macht auch bei diefer Einrichtung den

Vortheil geltend, daß der Hand des Einzigen. def

fen Nichtwollen fo kraftvoll ift d. i, dem mit einem

abfoluten Vetoprcirogativ ausgerüfieten Staatsober

haupte in der Monarchie, auch zugleich die ganze

vollziehende Gewalt, deren Organifation in

Arifiokratien fo fchwierig feyj f icher und wirkfam

anvertraut werden könne *-- ficher nämlich, weil ihm

in den legislativen Verhältniffen fo wenig Pofitives

gegeben fey, und wirkfam, weil er eine fonfiige fo

große Macht bcfihe, daß fchon der Anblick diefer
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Macht cimponire, ehe noch die wirkliche Exekution

eingetreten fey.

.Diefe- ganze Theorie beruht indeffen auf der Vor

ausfehung, daß der mit dem- abfoluten Veto ausge

fiattete Monarch immer nur Staatsvernünftiges, wolle

und zu wollen geneigtf auch mit gehöriger Einficht

begabt fey, um jederzeit richtig zu erkennen, was dem

Staatswohle frommt. Die Erfahrung aber lehrt,

daß“ Furften der Art zu allen Zeiten nur feltene Er-Z

fcheinungen'auf den .Thronen gewefen find. Und -re

gieren. denn die meiften Monarchen felbft| ifi der

Willei der ihren Namen trägt*: fiets _ihr *eige

ner Wille; find fie nicht vielmehr, nur zu oft,

ohne daß fie es ahnen und felbft glauben, blofe

Werkzeuge in den Händen ihrer Umgebungen, viel-

leicht einer_ nichts weniger als das Gemeinwohl -vor

Augen habkndenPartei? Hat es nicht Fürften genug

gegeben.“ in deren Handlungen fich viel mehr Staats;

unvernunft als Staatsvernunft fpiegelte? ,

'Heeren erklärt fich in feiner Abhandlung über

die politifchen Theorien und* die Erhal

tung des monarchifchen Prinzips im neuern

Europa (Vermifchte hiftor. Schriften 1fter

Th. 'Götting 1821. S. 444) fiir ein dem Staats

chef in einer konfiitutionellen Monarchie als Souer

rain zukommendes unbedingtes Veto in Bezie

hung auf die Befchlfiffe der Volksvertreter. Es fällt
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in die Augen; fagt er, daß die Einrichtung, dies

Veto dahin zu befchränken, der Fürfi folie ein oder

auch zweimal feine Beftätigung abfchlagen dürfen7

alsdann aber auch das Gefer ohne diefelbe in- Kraft

tretenz mit dem monarchifchen Prinzip durchaus un

vertmiglichf und außerdem widerfinnig ift.

Unverträglich damit; weil fie annimmt; daß etwas

ohne und wider den Willen des Souverains Ge

fetz werden kannz widerfinnig; weil man keinen

Grund einfiehtz- weshalb das :.-monarchifche Prinzip

nicht lieber fogleich, als nach zwei oder drei Jahren

aufgehoben werden foll. Allerdings7 fügt derfelbe

hinzu, 1| der Gebrauch des Veto in jedem einzel

nen-Falle ein Uebel, da es einen Zwift zwifchen

dem Fürften und den Kammern vorausfetzt; wenn es

aber auch, wie in England f zu einer blofen'Form

wird, fo 1| es doch von Wichtigkeit, daß dem Fiir

fien das Recht erhalten werde , da Zeitumfiände es

wichtig machen können. _

Dagegen diirfte fich gleichwohl gar manches ein

wenden laffen. Unverträglich mit dem monarchi

fchen Prinzip wurde ein f nspenfives Veto nur

'dann erfcheinen; wenn man unter Monarchieeine

Staatsart verfiände; bei der die Staatsgefellfchaft

recht eigentlich um der zufälligen Perfon des Staats

regenten willen vorhanden wäre, was doch felbfi nicht

einmal ein Haller zugibt. Denn wenn es von dem
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Willen des Regenten allein abhängig feyn foll, ob

etwas zum Geer gemacht werde oder nicht - wie

dies beim Befitz des abfoluten Veto unbefireitbar der

Fall ifi - dann hängt es auch von ihm ab, alle

Gefetze zu verhindern, die nicht mit feinen indivi

duellen Intereffenund Privatzwecken 'in Uebereinftim

mung find. Wenn .dies auch in der Praxis meifi an

ders* ifi, fo ift das blos eine Folge davon, daß die

Fürften verftändig genug find, um einzufehen, wie

fehr ihr Partitularintereffe mit dem des Staats kon

gruirt7 und daß' fie jenes nicht beffer fördern können,

als wenn fie das -der Staatsgefellfchaft fort und fort

im Auge behalten, Dennoch wurde es unweife-feyn,

etwas blos darum, weil es häufig *gefchiehti zur Re

gel zu* erheben und aus diefem Grunde den Fürfien

Mittel darzureichenf' ihre Zwecke an die ' Stelle des'

Staatszwects zu felgen. Ein Stubengelehrter, wie

der oerehrungswürdige Heerenf* hat freilich 'wohl

keine Ahnung davonf wie es in Fürfienlabinetten'in

der Wirklichkeit hergeht. “

Verfieht man unter monarchifchem- Prinzip blos

das, daß Einer, Ein Individuum, Eine phhfifche

Perfon grundgefetzlich berufen feyf im Namen der

Gefammtheit der Staatsgenoffen das Regiment zu

fiihren und für die Erfüllung des Staatszwecks Sor

ge zu tragen: dann widerfpricht es »nicht nur nicht

dem Begriffe eines monarchifchen Regententhums, daß
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der Monarch als Regent fich-in keiner Stellung völ

liger Unabhängigkeit von den Regierten befinde, fon

dern es zeigt fich vielmehr dem Wefen einer folchen

Regentfchaft fehr angemeffen, daß die Perfon, wel

che dem Regierungsgefchäfte vorfiehtz 'ihren Sonder

willen in manchen Fällen-.dem allgemeinen Willen der

Gefellfchaft konformire. Ia wenn fie ihre Beftim

mung vollkommen erfüllte, würde fie eigentlich gar

keinen Eigenwillen geltend zu machen haben, viel

mehr ihr Wille nur treuer Ausdru> des vernünfti

gen .Gefammtwillens des Staatsvereins feyn. Das

Veto in ihren Händen könnte dann vernünftigerweife

keinen andern Zweck haben, als möglichen Uebereilun

gen inder Befchlußnahme der Nationalrepräfentation

vorzubeugen, eben um ,dadurch nur das zu bewirkem

daß der Nationalwille mit größerer Läuterung zum

Vorfchein komme.- -Ifi der monarchifche Regent in

der That und in* voller Wahrheit das, was er feyn

foll, dann *kann der vorausgefetzteFallf daß etwas

ohne und wider den Willen deffelben Geer wer

den könne. gar nicht einmal eintreten. Wiche der

individuelle Wille des Fürfien wefentlich von dem

Willen der' Nationalrepräfentation ab, dann müßte

der Irrthum entweder auf* der einen oder auf der an

dern Seite feyn und es ,hieße eine beklagenswerthe

Disharmonie zwifchen beiden vorausfehen, wollte man

annehmen, daß ein oder der andere Theil ein Inter
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- efie haben könnte, felbfr das für irrig Erkannte zu

behaupten und durchzufetzen. Alles wiirde demnach

blos darauf ankommenf daß hinlängliche Zeit ge

wonnen werde, damit die Anfichten auf der .einen

oder andern Seite rektifizirt werden könnten, wozu

es in einem konfiitutionellen Staate bei vorhandener

Preßfreiheit nicht an Mitteln fehlen wird. Ergibt

fich dann, daß der eine von beiden Theilen geirrt

hat, fo -wird er der entgegengefehten Anficht beizu

pflichten keinen weitern Anfiand nehmen und derjeni

ge Theil , der die Wahrheit fiir fich hatj am Ende

immer den Sieg davon tragen. Zu allem diefen aber

ifi ein fuspenfives Veto von Seiten des Regen

ten vollkommengenügend. -Ein abfolutes Veto

wiirde diefen blos in den Stand [chen7 felbfi bei ei

nem allgemein anerkannten Irrthume zu -verharren,

und ein Recht, das eine folche Befugniß ertheiltej

wurde etwas wahrhaft Widerfin niges feyn.

Gleichwohl glaubt Heeren gerade eine folehe Be

fchrcinkung des Fürfienveto für etwas Widerfinniges

ausgeben zu miiffen, weil es nach feinem Dafürhal

ten auf eins hinauslaufen wurde, das monarchifch'e

* Prinzip fogleich oder erfi nach einer Frifi von Jah

ren aufzuheben. Aber das monarchifche Prinzip und

mit demfelben die monarehifche Staatsordnung wird

dadurch nicht aufgehoben, daß dem Regenten eben

fowohl wie den Regierten oder deren Stellvertretern
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eine gehörige Zeit gelaffen tft, von ihren möglichen -

Irrthitmern zurückzukornmen und fich zu verfiändigen.

Vielmehr wurde die Monarchie vielleicht mit großen

Gefahren bedroht wei-dent wenn die Verfaffung von

allen Mitteln entblößt wärej die Anficht des Regen

ten zu berichtigen und diefer das vernunftwidrige Vor

recht fogar verfaffungsmäßig befäße, feine irrige indi

viduelle Anficht ohne allen möglichen Widerfpruch

durchzufehen. Beftehttdagegen verfaffungsmäßig' die

Einrichtungf daß der Wille des Regenten proviforifch

vorherrfchend bleibt und in 'Ehren gehalten werden

muß, während zugleich eben fo verfaffungsmäßig ein

Zeitraum feftgefeht iii, worin erj falls er irrig feyn

folltef* eine gehörige Rektifikation erlangen kann: dann

wird das Volk fich völlig beruhigen können, wenn

auch einftweilen der Regent feinen Eigenwillen durch

fetzt. Ein fuspenfives Veto wird alfo vom Re

genten mit weniger Gefahr fiir das monarchifche Prin

zip geiibt werden als ein abfolute s. Durch letz

teres erklärt er fich offen in Oppofition mit dem Ge

fammtwillen, gleich einem abfoluten Staatsherrfcher

blos fein sie 7010 510 jubeo geltend machendj durch

erfieres hingegen gibt er nur zu erkennenj daß er in

feiner Anficht differire, aber fich gern vorbehalte, fei

ne individuelle Anficht aufzugebenj falls es fich in

Folge wiederholter Prüfungen ergeben follte, daß er

fich getäufcht.
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In gewöhnlichen Zeiten hält indeffen Hee

ren felbfi das Recht des Regenten in der Monar

chie zur Uebung eines abfoluten Veto für eine blofe

Form, aber in außerordentlichen Zeiten für

höchfi wichtig, nämlich zur Aufrechthaltung des mon

archifchen Prinzips und Erhaltung des monarchifchen

Syfiems. Allein wenn beide in folchen Zeiten ge

fährdet erfcheinen follten; dann könnte doch der Grund

diefer Erfcheinung nur darin liegenF daß fie in der

öffentlichen Meynung in Miskredit gefallen wären 7 die

Stütze diefer verloren hätten .7 und in einem folchen un-z

glücklichen Falle diirfte das Veto, vom Throne herab

ohne Appellation geübt, der Monarchie eher als ver

derblich fich ankr'mdigen, denn erfprießlich für diefelbe

fich bewähren. ,

Benj. Eonfiant entwickelt in feiner 11311111533

c1e (Ionetjrurjon (ebay. 2) folgende Beweggrün

de fixr die Nothwendigkeit der Verleihung eines Veto

an die Regierung oder an das Staatsoberhaupt hin

fichtlich der Befchln'ffe der Nationalrepräfentation: (ln

[10111-011- 01311311 (1e prefer 80n nyyui i1 111 101 qu'11

(1e8e1yykou1re, e81 1111211th 811118 101-ce et 8en8 00118111?

racion. 11.681; 811118 force', perceque 8e8 1136118 1111

11e80be188ent, 8111-8 (1e ne x138 1111* 11911111116, en con

tkariani; c1e8 orc11-e8 qui ne'80nt pero 8e 1101011161. 11

*ß
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88 118801181118r8, 811 811111107818 8011 autokitä 110111

1188 1118811188 8001188111888 1181* 8011 jugement 011 88

801188181188. 111181111 1101117011* 1178x8811t8 117811181118

81188 2818 11118 101 (111711 1188888101178. (111811118 011

8111818 1111 88i; 1181818118018111; 1111 8881-81: 111011111118.- 11

11'881 1188 118118 1'1101111118 118 18118 1188 81101-18 [10111

78111818 11118 18818181188 11111 88t 811 1878111- 118 8011

0111111011, 111118881181* 188 11011111188 11'8311- 881 11818 W88

11111'181185 188 8011118101118 ä 178811011 88': 1011108811118,

(1811:8 781'118 8111111111188 8118 1111117111118 111811188 11111

118 80111: rex-R118 (1'811811118 [11118881188. 11 V1118 101'111

1818011 8781111118118 - 1: - 8118 8111: c181>081t81188 (1'11118

81811118 .8111:011t8. *

Daß der Erekutiogewaltf der legislativen gegen

über, aus diefen und vielen andern Griinden ein Ve

to eingeräumt werden mixffef darüber bin ich mit

Benj. Conftant vollkommen einoerftauden. Die

Frage iii nur, ob diefes Veto des Inhabers der höch

fien vollziehenden Gewalt ein abfolutes oder nur

ein fuspenfives, ein unbedingtes und unbe

fchränktes oder ein bedingtes und befchränk

tes feyn folle. *Der franzöfifche Staatsgelehrte

nimmt, indem er eine repräfentative Verfaffung für

eine monarchifche Staatsordnung zu entwerfen beab

fichtigt, das Prärogativ eines abfoluten Veto fiir den

Monarchen gegen die Na'tibnalverfammlung in An

fpruch
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gens muß man fichf um fein Urtheil über die Frage:

ob es zweckmäßiger feyf ein abfolutes oder ein fus

penfives Veto der Erekutivgewalt der legislativen ge

geniiber verfafi'ungsmäßig znzngefiehen? zu firiren,

nicht auf Vorfälle aus der franzöfifchen Revolutions

gefchiehte berufen. Das waren Zeiten aufgeregter

Volksfiimmung von außerordentlicher Art, in wel

chen fich gar .manches ereignet j was in ruhigen, ge

wöhnlichen Zeiten nicht leicht vorkommt. Aus den

nämlichen Gründenj weswegen Confiant das fus

penfive Veto iiberhaupt verwerflich findet, müßte man

dafielbe auch für eine Republik verwerflich halten und

doch befinden fich die freien Nordamerikaner fehr wohl

dabei; es wiirde ihnen fogar abgefchmackt und lächer

lich vorkommen, wollte ein europäifrher Staatsgelehr

ter ihnen den wohlgemeinten Rath ertheilen, das fus

penfive Veto ihres Präfidenten in ein abfolutes um

zuwandeln. '

De Pradt hält jede Befiimmung in einer erb

monarchifchen Verfaffungj nach der ein mehrmals vom

Monarchen verworfenes, von der Verfammlung der

Volksvertreter in Vorfchlag gebrachtes Gefeh, zuletzt,

z. B. nachdem es dreimal verworfen, auch ohne die

königliche Beftcitigung gültig feyn [oli, mit dem ei:
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gentlichen Wefen des Königthums und dem Begriffe

der königlichen Gewalt unverträglich. Ohne ein

unbedingtes Veto, fagt er, gibt es kein König:

thum mehr: denn ein gezwunge'ner König ift nicht

c mehr König. Was foll ein König ohne hinlängliche

Macht? was kann er fiir das Volk thun? Ein Kö

nig muß mit einer Gewalt ausgefiattet feyn, wie fie

die Bedürfniffe feines hohen Berufs fordern. Der

Hebel muß der Laft angemeffen feyn, die er aufheben

foll. In der That fah fich Karl l. in England

verloren, als feine Gegner, von einer Beeinträchti

gung feines Anfehens zur andern fehreitendf ihn da

hin getrieben hatten. Und auch die konfiituirende

Verfammlung in Frankreich ließ fich vom Strome

der Volksbewegung fortreißen, welcher, dem Lava

firome des Vefuvs gleich, mehr Feuer als Licht hat

te,

Allerdings hat de Pradt Recht, wenn er be

hauptetz daß es ohne ein unbedingtes Vetopräroga

tiv kein Königthum mehr gebe, wenn man unter Kö

nigthum eine Regentfchaftsform verfieht, in und nach

der ein Einziger grundgefehlich die außerordentliche

Gerechtfame befitzen foll, feinen Eigen-und Sonder

willen, felbft im offenbarf'ten Widerfpruche mit der

öffentlichen Meynung und dem noch fo deutlich er

kannten Gefammtwillen der Staatsgefellfchaftj ftets

und immerdar durchzufehen. Aber das kann doch

' , 10 'i'
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wohl nur eine Eigenthicmlichkeit einer abfoluten Kö

nigfchaft feyn; die eine von der Nation ganz unab

hängige Selbfifländigkeit der Machtvollkommenheit in

Anfpruch nimmt. Das konfiitutionelle Staatsober

haupt in einer repräfentativen Monarchie hat hinge

gen feine Ehre und feinen Ruhm gerade darin zu

fehen und zu finden; daß es; weit entfernt; blos

feinen Eigen- oder Sonderwillen geltend zu machen;

all fein Beftreben darauf gerichtet fe'yn läßt; in fei

nem individuellen Willen 'den vernünftigen Gefammt

willen des von ihm regierten Staatsvereins auszufpre

chen und kund 'zu geben. F

Ein ge zwungener König ifi nicht mehr Kö

nig; fagt de Pradt; aber ein König, der erft

gezwungen werden muß; feiner Befiimmung nachzu

kommen; könnte man fagen; ifi auch kein König;

wie er feyn foll; wenigfiens kein König in einer re

präfentativen konfiitutionellen Monarchie; der feinen

erhabenen Beruf erfüllt. Mit dem eigentlichen We

fen eines folchen Königthums und dem Begriffe einer

demfelben entfprechenden königlichen Autorität kann es

nicht als unverträglich erfcheinen; wenn verfaf

fungsmäßig gewiffe Formen und Einrichtungen befie

hen; welche nichts anders bezwecken; als zu bewirken;

daß der königliche Wille; falls derfelbe aus Irrthum

oder Täufchung eine Zeitlang auch von dem vernünfti

gen Gefammtwillen abweiche; doch immer am Ende
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wieder mit demfelben in Uebereinfiimmung komme und

zufammenfalle.

Allerdings foll und muß das Staatsoberhaupt in

der Monarchie nicht minder als in der Republik mit

einer Gewalt ausgefiattet feynf wie fie die Bedürf

niffe feines hohen Berufs fordern; ja man kann zn

geben, daß dem monarchifchen Regenten eine größere .

Machteingeränmt werden müffek und auch ohne In

konvenienz könne, als einem republikanifchen. Allein

immer wäre es eine Verkehrtheit, irgend einem Staats

regenten eine fo ausgedehnte Macht in die Hände zu

geben, die ihn in den Stand fehtef feinen Privat

willen unwiderruflich dem Willen der Gefammtheit

der Staatsbürgerfchaft zu -fubftituiren. Es wäre dies

ilßillkuhrherrfchaftf die mit einer konfiitutionellen

Staatsordnung ganz unverträglich erfcheinen müß

te.

Was foll ein König ohne hinlängliche Macht?

Was kann er fiir das Volk thun? fragt de Pradt.

Allein wer verdngt dennf daß die Könige nicht hin

längliche Macht haben follenf um das Befie ihrer

Völker zu beforgen? Ich denke, es fehlt ihnen da

zu wohl nirgends an hinlänglicher Macht. Zu die

fem Endeaber noch ihre Macht durch ein abfolntes

Vetorecht in allen' öffentlichen Angelegenheiten vermeh

ren wollen. könnte leicht fie verführen, ihre Macht

im Widerfpruche mit dem allgemeinen Beften geltend
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zu machen. Der Hebel muß der Laft angemeffen

feynz die er aufheben follz aber welcher Mechaniker

würde den Hebel, 'wenn er ihn zu fertigen hätte,

ftärker machen, als zur Hebung der gegebenen Lafi

nöthig ift? Die Gefchichte Englands und Frankreichs

beweißt hier nichts: denn wenn Nationen erfi durch

Verirrungen des Königthums in den,tro|lofen Zu

ftand verfeht worden find,' wie die Engländer unter

dem Regiment der Stuarts und die Franzofen un

ter dem der Bourbons, aus dem fie keine Ret

tung finden, als durch völlige Staatsumwälzungen,

und worin fie geneigt find, ihr Heil in der Gründung

einer andern Regierungsform zu fuchenj als der mon

archifchen, dann achten fie überhaupt keine Rechte

des Königthums mehr.

Rudhart (über den Zufiand des König

reichs Baiekn Bd ll. Erlangem 1827. S. 358) er

klärt fich, wenigftens in dem konkketen Falle für

Baiern,. gegen eine Befchränkung des königlichen

Veto. »Gemeiniglihec bemerkt er , »erwarten die

Menfchen mit Ungeduld die Ausführung-ihrer Lieb

lingsanfichten und halten Widerfpruch für ein Un

glück. Allein eben der Aufenthalt des zu rafchen Flu

ges der Entwürfe durch den gefehlichen Widerfpruch.

welcher durch nichts als durch freie Ueberzeugung be

x
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zwungen werden darf; die dabei nothwendige wieder

holte Prilfnng des Gegenfiandes von allen Seiten;

die ,daraus entfpringende Verbreitung klarer* Begriffe

Über denfelben; nicht nur unter den Staatsmännern;

fondern unter allen Klaffen des Bells; und der dar

aus entfiehende fefie und beharrliche Gang der Geer

gebung gehören zu den großen Vortheilen einer reprä

fentativen Verfaffung; nach welcher alle Theile der

Legislatur -- die Regierung und die beiden Kam

mern - völlig unabhängig find. Der Verzug; wenn

er auch mehrere Jahre dauert; wird Gewinn tragen;

eine verweigerte; aber von der öffentlichen Meynung

wirklich geforderte Anftalt von derfelben defto lebhafter

und beharrlicher begehrt werden und von ihr -- die

gewaltiger ift (in-einem Zeitalter der Kultur) als al

le Gewalten - wird am Ende. auch der widerfire

dende Theil der Legislatur befiegt werdenxc

Es werden indeffen hier Verhältniffe vorausgefelzt;

von denen fich nicht behaupten läßt; daß *fie gerade

immer Statt finden. Die Fiirfien können fich in

Lagen erblicken; in denen ihnen nicht nöthig erfcheint;

fich viel um die öffentliche Meynung zu bekicmmern

und noch weniger; fie zu bernekfichtigen. Selbft in

der neuefien Gefchichte*Baie1-ns diirfte es nicht an

Belegen zu diefer Wahrheit fehlen. Ein Fitrfi; der

unter der doppelten Aegide der heiligen Allianz und

des deutfchen Bundes fieht; kann wohl getroft wa
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gen, mit der öffentlichen Mehnung fich in Widerfpruch

zu fehenr

Jordan fucht in f. Verfuchen über allge-x

meines Staatsrecht (Marb. 1828. S. 151 in

der Note) die Frage, ob in der Monarchie das Ve

to des Regenten befchränkt werden *dürer .durch eine

Begriffsbefiimmung vom Wefen_ der .monarchifchen

Autorität zu entfcheiden. In der Monarchie - fagt

er ;- gebührt die Staatsgewalt ihrem ganzen Um

fange nach als ein Recht nur dem Monarchen, wel

cher blos in Anfehnng der Ausübung an die Mitwir

'kung Anderer gebunden* feyn kann. Daher ift und'

bleibt der Monarch , diefer Mitwirkung ungeachtet, in '

Anfehung der rechtlichen Wirkfamkeit doch immer al

leiniger Gefehgeberz mit andern Worten: ihm

darf das Recht der Sanktion und der Bekanntma

chung der_ Gefetze, fo wie die Erlaffung des Befol

gungsbefehls nicht entzogen werden; nur ihm kann

das Recht der' Gnade gebühren und gegen feinen Wil

len kein Geer entfiehen, fein Veto alfo nicht befchränit

werden. Er ift der eigentliche Gefehgeber,' weil

das Geer erfi durch die Bekanntmachung und den

-B'efolgungsbefehl verbindende Kraft erlangt und in

der Monarchie das Geer nur als Wille des Monar

chen erfcheinen kann und darf.
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Auch Zachariä (Vierzig Bücher vom

Staate Bd ll. 1820. S. 288) fiellt, gleich fait

allen monarchifchen Staatsgelehrten der neuern Zeit

den Grundfatz auf : Kein Geer ift ohne die Zufiim

mung des Königs gültig. Das königliche Veto muß

unbedingt und nicht blos auffchiebend feyn.

So fordert es das Wefen des einherrfchaftlichen Frei

fiaatsj als einer Einherrfchaft.

Eben fo fagt Karl Ernfi Schmid in f. Lehrb.

des gefammten deutfchen Staatsrechts (Ie

na, 1821. Ö 48): Mit Recht heißt der Monarch der

oberfie Gefehgeber, da die Gefehe nur im Na

men des Monarchen bekannt gemacht werden können

und fein Wille hierbei der entfcheidende ifi. Denn die

Genehmigung des Monarchen macht erft die Sanktion

des Gefetzes vollftändig oder es muß doch ein Voll

ziehungsbefehl von ihm hinzukommen, in deffen Ver

weigerung an und für fich das Veto liegt. _

Alle diefe und andere Staatsgelehrte fiühen ihr Ur

theil auf die Vorausfeßungf daß es in jedem Staate,

der ein monarchifch er feyn folle und wolle, un

umgänglich nothwendig -fey, daß Einer', ein Einziger,

(der Fürfi, König, Monarch) fich im ganz ungeä

theilten ausfchließlichen Befiße der Souverai

nität befinde. Sobald außer oder neben dem Regen

ten -Andere auf den Mitbefis' eines Theils der fouve

.rainen Gewalt Anfpruch machen dürfen, fagen fie. ifi
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kein Monarch mehr vorhanden. mithin auch keine

Monarchie. Urn die in Rede fiehende, für das gan

ze Staatsrecht der konfiitutionellen Monarchie höchft

einflußreiche 1 Streitfrage vor dem Richterfiuhle der

Vernunft zur Entfcheidung zu bringen, würde es

alfo vor Allem darauf ankommen j zu unterfuchen. ob

überhaupt eine Staatsordnung, in welcher einem ein

zigen Menfchen, der zufällig als Repräfentant der

höchften öffentlichen Gewalt mit Krone und Szepter

bekleidet ifi, aber doch nie aufhört, ein fchwacher

Sterblicher zu fehn, das enorme Borrecht eingeräumt

ift, unbedingt. uneingefchränkt und ohne je zur Ver

antwortung und Rechenfchaft gezogen werden zu kön

nen, in Allem in letzter Infianz ein entfcheidendes

Urtheil geltend zu machen, ohne auch nur eines ver

nünftigen Rechtfertigungsgrundes für deffen Inhalt zu

bedürfen| den Forderungen der Vernunft und des phi

lofophifchen Staatsrechts angemei'fen erfcheinen könne.

Ift der Regent im monarchifchen Staate nicht min

der als im republikanifchen„ feinem Begriffe und fei

ner Beftimrnung nach, nichts anders als das Organ

und der Repräfentant des vernünftigen Gefammtwil

lens: dann wird ihm wohl keinesweges vernünftiger

weife irgend ein Prärogativ eingeräumt werden kön

nen, feinen blofen, vielleicht auf nackter Willkühr oder

auf verwerflichen Motiven beruhenden Sonder- und

Eigenwillen jemals an die Stelle des vernünftigen
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Allgemeinwillens fchen zu dürfen. Dies würde gleich

wohl offenbar der Fall feyn, follte ihm eine durch

aus abfolute Macht zufiehenf feinen individuellen Wil- :

len zuletzt fiets walten zu laffen.

Allerdings muß dem Regenten ein wefentlicher An

theil an der Gefehgebung zukommen, indem ohne ei

nen folchen eine Einheit und Uebereinfiimmung in der

Staatsverwaltung nicht möglich feyn würde und es

längfi als einer der folgenreichften Irrthü'mer erkannt

ift, die Einheit der regierenden Gewalt durch Zer

fplitterung in gänzlich unabhängige, neben einander

beftehende Autoritäten vernichten zu wollen. Auch»

haben die meiften neuern Verfafi'ungen in monarchi

fchen Repräfentativftaaten dem Fürften als oberften

Chef der Regierung eine mehr oder weniger bedeuten

de Mitwirkung an der Gefehgebung zugeftanden.

Aber zwifchen Mitwirkung des Regenten an der

Gefehgebung und einem demfelben einzuräumenden

abfoluten Vetoj mag daffelbe auch blos donne

gativer Wirkfamkeit feyn. ift ein großer Unter

fchied. *i

Nur in der ganz abfoluten Monarchie übt der

Monarch als fichtbares Staatsoberhaupt die gefehge'

bende Gewalt völlig ungetheilt und unbefchränkt aus;

die Gefehe find da nichts anders als Befehle, welche

von dem auf dem Throne fitzenden Souverain ertheilt

werdenF ihrem Inhalte nach von feinem Gutdünken
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odervon feiner Willkühr allein abhängend. Anders

verhält es fich in einer Monarchie; wo der Regent

nicht Kraft eines eigenen; vonder Volksgemeinde

unabhängigen Rechts herrfcht. Auch hier bekommen

die Gefetze; dem monarchifchen Prinzipe gemäß; erft

dadurch Gültigkeit; daß die Bekanntmachung derfel

ben im Namen des Monarchen gefchiehtz kein Geer

foll auch da ohne Zufiimmung des fichtbaren Staats

oberhaupts 'Kraft erhalten; und diefe* Zuftimmung

wird eben durch die Bekanntmachung vom Throne

herab erkannt. Aber mit diefem Regierungsrechte des

monarchifchen Staatsoberhaupts vertragen fich fehr

wohl folche Einrichtungen; wodurch dafielbe verpflich

tet oder in die Nothwendigkeit* gefeht wird; feine

Sanktion unter gewiffen Borausfehungen oder in be

ftimmten Fällen nicht zu verfagen.

Darum fehe ich es nicht; wie Manche dafür hal

ten; fiir einen fo großen Fehler an; wenn einige

neuere Berfaffungen dem Regenten auch in der Mon

archie kein völlig abfolutes Veto in Beziehung auf

die Gefelzgebung zugefiehen wollten. Wie konnte man

fich überreden -- hören wir Krug in f. Dikäo

politik (Leipz. 1824. S. 211) ausrufen -- daß

Gefelze kräftig würden gehandhabt werden; die dem

Regenten aufgezwungenl Aber einmal wird hier vor

ausgefetzt; daß die kräftige Handhabung der Gefehe

in der konfiitutionellen Monarchie ganz eben fo wie



157

in der abfoluten allein von dem Monarchen abhän

ge, da doch in jener ein der Nationalrepräfentation

verantwortliches Minifteri-um vorhanden iftf das da

für Sorge zu tragen verpflichtet ift. Ueberdies kann

in einer wahrhaften und richten repräfentativen Mon

archie gar nicht angenommen werden f daß der Re

gent die Abficht haben könne, feinen Eigenwillen im

Widerfpruch mit dem vernünftigen Nationalwillen

durchzufelzen. Denn durch eine folche Tendenzwürde

er eine völlige Verkennung feiner Beftimmung an den

Tag geben. Es muß in diefer Staatsordnung blos i

darauf ankommenf daß der vernünftige Gefammtwille

fich auf eine'klare und befiimmte Weife ausfpricht,

um den Regenten zu veranlaffen, “feinen Eigenwillen

demfelben zu_ fubordiniren. .Das verfaffungsmäßige

Organ jenes* Gefammtwillens aber ift die~Verfamm

lung der Nationalrepräfentanten. Es ifi alfo bei ei

nem Regenten in einer Repräfentatiomonarmie, der

von feinem hohen Berufe durchdrungen iftf in fietem

Einkla'nge mit dem-vernünftigen Gefammtwillen zu

regieren, gar nicht einmal denkbar, »daß er beabfich

tigen könne, fich mit diefem in Oppofition zu fehen

und feinen Sonderwillen behaupten zu' wollen. Ift

dies aber wirklich und in der That fein Strebenf

dann wird um fo mehr die Nothwe'ndigkeit erkannt

werden müffen, daß es in einem wohlgeordneten Ge

meinwefen nicht an verfaffungsmäßigen Mitteln feh
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len dürfe, in einem folchen Falle zu verhüten und zu

verhindernf daß ein vielleicht verkehrter Eigenwille

des zeitigen zufälligen Regenten die Oberhand gewin

ne und zum Nachtheikund Verderben des Staats

und der Staatsgefellfchaft-in Wirkfamkeit trete.

Freilich wird es fchon die Klugheit fordern 7 daß

die Nationalrepr'äfentation die Zufiimmung des Re

genten für ihre Befehlüffe nachfuche und zu erlangen

fir-ehe; aber andererfeits wird es auch die Klugheit

von dem Regenten fordern, feine Zufiimmung nicht

ohne triftige Gründe zu verweigern. Darum, fagt

Krug f haben die Könige von England feit langer

Zeit jede .Parlamentsbill genehmigt und ihr dadurch

Gefetzeskraft ertheiltf ob ihnen gleich das Recht zu

ftehtf nein zu fagen. Sie haben keinen Gebrauch

davon gemacht, weil fie es nicht nöthig oder rathfam

fanden. Allein es fragt fich hier nicht, was die Po

litik in vorkommenden Fällen gebieten mag. fondern

ob überhaupt es nöthig und rathfam erfcheinen kann,

konftitutionellen Fürften ganz ohne alle Einfchränkung

ein durchaus unbedingtes Veto zuzufichern.

Einer der Hauptgründe, warum Mounier kei

ne Befchränkung des königlichen Veto zugeben will,

befieht darin, daß er beforgt. die königliche Autorität

würde dadurch zu fehr in der ihr nothwendigen Ach
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Aber wer fieht nicht, daß die fehlerhafte Stel

lung, in welche der König durch die Verfaffung der

konfiituirenden Nationalve'rfammlung in Frankreich ge

bracht worden war.“ unvermeidlich zur Folge haben

mußtef daß die königliche Autorität der gehörigen

Achtung beim Volke ermangelte? Denn offenbar war

die königliche Gewalt nur eine Scheingewalt, die der

Nationalverfammlung, welche ausfchließlich alle gefeh

gebende Macht hatte, hingegen in der Realität die

Hauptgewalt. Und jenes Phantom von königlicher

Autorität würde auch felbft mit einem verfaffungs

mäßig ihm eingeräumten unbedingten Veto fich fchwer

lich der übermächtigen Nationalverfammlung gegen

über haben behaupten können, da der König ohne

Gefahr nie es würde haben wagen könnenj fein ab

folutes Veto gegen den beharrlichen Willen der Na

tionalrepräfentation in Anwendung zu bringen.

Ueberdies wird hier eine antimonarchifche Tendenz

der Verfammlung der Volksvertreter vorausgefetzt, die

doch bei einer guten Organifation diefer nur da zum

Vorfchein kommen kann, wo die Nation mit der

befiehenden Verfaffung unzufrieden ift. Eine fol

che Volksftiminung aber als Regel in der Monar

»_ chie anzunehmen, würde gerade eben fo wenig zu

rechtfertigen feyn, als wenn man bei dem konfiitu

tionellen Könige eine inkonftitutionelle Tendenz als

Regel vorausfehen wollte.

 



161

-7'-'- Auch paßt die Ehrfurcht gegen. den König; die

dem Volke der Gedanke einflößen foll; daß er allein

das Privilegium hat; zu thun und zu laffen; was

ihm beliebt; und in beider Beziehung über dem Geer

fieht; *nur-fiir'das Syfiem der 'abfoluten Monar

chie.: Inder konftitutionellen foll der Regent eben

fo "gut an Geere gebunden fehn wie die Regierten

nnd bei einem gebildeten; 'politifch aufgeklärten Vol

ke wird-jdn' *derjenigeiRege'nt* -am' meifien auf wahr

haftex-Achtnng 'der Staatsbürger zählen* können; .der

fich bei'allen feinen Regentenhandlungen gewiffenhaft

an die Geßße'hält. Wenn* alfo z. B. die Verfaf

fung *wi-lle" daß-'er zweimal das Recht haben fell;

einen-e 'in1berfchiedenen -auf>?einander folgenden Zeit

räumen (wiederholt von Seiten der Nationalrep'räfen

tation 'iin -Vorfchlag gebrachten Gefetze feine Sanktion

zur-verweigern) das drittemal aber verpflichtet fey;

dem *-Nationalwillen nachzugeben; dann wird er bei

allen Betniinftigen in der Achtung nur dadurch ge

winnen; 'daß er-treu dieer Verfaffungsgefelz befolgt.

Die-Erfahrung befiätigt dies. Man hat nicht ge

hört; *daß der König von Norwegen dadurch et

was an der ihm fchuldigen Ehrerbietung eingebiißt

hate daß er verfaffungsmäßig nur zur Uebung ei

nes fuspenfiven Veto berechtigt iii. Ueberhanpt fe

“ he ich nicht ein, warnm'ein monarchifches Staats

oberhaupt im refpektvollen Anfehen beim Volke fo

11
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(ie 1e1que1le 8e rn111e1ejent, t0u8 1e8 71-1118 1111118 (1e

170161-13 er (le la 1111121121. Hieraus fchließt denn

Mounier; daß das fuspendirende' Veto nur Nach

theile mit fich führe; das abfolute hingegen nie nach

theilig wirken könne. -

Wenn man erwägt; in welches fchroffe Verhält

niß die von der konfiituirenden Nationalverfammlung

in Frankreich' entworfene Konfiitution den König zu

der Nationalrepräfentation gefetzt hatte; dann hatte

- ich wiederhole diefe Bemerkung -- Mounier

allerdings bollkommen Recht; wenn er- mit Anderen;

namentlich Mirabeau; die' Ueberzeugung theilte;

daß dem Könige unerlaßlich nothwendig ein ganz

unbedingtes Veto zugeftanden werden müffe, um im

Stande zu fehn; zumal bei der damaligen Aufregung

der Gemüther und einer dem Königthume wenig gün

fiigen Volksfiimmung; die Gerechtfame des Throns

und mit diefen die monarchifche Verfaffung zu ver

theidigen und ,zu fchühen. Wollte man den Befland

der Monarchie fichern; dann mußte man den Monar

chen auch mit hinlänglicher verfaffungsmäßiger Macht

ausricfien; um; felbft gegen den Willen einer vielleicht

dem monarchifchen Syfiem nicht geneigten; ausfchließ

lich mit der gefehgebenden Gewalt bekleideten Natio

nalverfammlung; die Monarchie aufrecht zu erhalten.

Dazu aber gab es; da dem Könige alle Mitwirkung

und Theilnahme an der Abfaffung der Gefelze entzo
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gen war, kein anderes Mittel, als das Zugeficindniß

einer unbefchrcinkten Befugniß, die verfaffungsmäßig

erforderliche*Sanktion der von der Nationalverfamm

lung ihm vorgelegten Gefeßentwürfe zu verweigern,

falls er diefelben die verfaffungsmäßigen Rechte der

Krone beeinträchtigend erachtete. Auch war bei der

damaligen Lage der Dinge in Frankreich kaum zu er

warten, daß der König in andern Fällen von feinem

unbedingten Veto Gebrauch machen dürfte, als in fol

chen, wo es die Vertheidigung feiner konfiitutionellen

Prärogative galt. Denn es wäre viel zu gefährlich

für ihn gewefen, fich, wegen irgend einert die Ber

faffung felbfi nicht unmittelbar betreffenden Verwal

tungsmaßregel, mit der gefevgebenden Verfammlung,

welche die Nation für fich hatte, in dauernde Oppo

fition zu feßen. Hätte er alfo auch einmal fich be

wogen befunden, feine Sanktion zu verfagen. dann

würde doch die Staatsklugheit fchon es ihm rathfam,

ja die Sorge für die Erhaltung des Throns es noth

wendig gemacht haben, keinen längern Anftand zu

nehmen, die Sanktion zu ertheilen, wenn die Natio

nalverfammlung in mehrern auf einander folgenden

Seffionendiefelbe von neuem verlangt hätte.

Irrig würde es indeffen feyn, - auch diefe Be

merkung muß ich wiederholen -- aus der befondern

Lage, worin das Königthum fich in Frankreich in

Folge der Revolution und der aus diefer hervorgegan
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genen Verfafiung befand- im Allgemeinen den Schluß

von der Nützlichkeit oder gar .-Nothwendigkeit eines

dem Monarchen unter allen Verhältniffen einzuräu

menden abfoluten Veto zu ziehen. In den meifien .

monarchifchen Staaten findet gerade das umgekehrte

Verhältniß Statt, während zugleich die Umfiändez

unter denen das Königthum befieht, ganz anders find

als in jener Zeit in Frankreich. Die königliche Auto

rität hat da in der* Regel ein Überau's' bedeutendes

Uebergewicht über die Macht der Nationalrepräfenta

tion und die nämlichen Gründe, welche zur Zeit der

-Revolution in Frankreich von Gewicht feyn konnten,

für das Staatsoberhaupt ein unbefehränktes Vetoprä

rogativ in Schutz zu nehmen, dürften in unfern Ta

gen ihre Anwendung findenz um die Nützlichkeit und

Nothwendigteit einer Befehränkung deffelben ins Licht

zu fielten.



[7.

Die Debatten in der franzöfifchen *

konfiituirenden Nationalverfamm

lung über diefen Gegenfiand.
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niet fiir. die Nothwendigkeit eines königlichen Veto

aus, die er bereits in feinen couejcle'ratjono 81.11'

leo gonyerneinene entwickelt hatte, und viele

Redner, unter andern Mirabeau, fiimmten ihni

bei. Doch fehlte es auch nicht an Solchen, die Über;

haupt von einem dem Könige zuzugcftehenden Veto

nichts wiffen wollten.

In einem vom Marquis von Eazaur an die

Parifer Iournaliflen zur Zeit der konfiituirenden Na

tionalverfammlung von Frankreich gerichteten Schrei

ben wurde befonders bemerklich gemacht, daß ein Kö

nig mit einem_Veto, bewacht durch die Preffe und

eine Nationalverfammlnngf welche die Abgaben ver

willigtf keine Beforgniffe einflößen könne. 0-111313

Wonnrekje, -fchrieb derfelbe, 1e Leuyle e eien): 801c

lee (Le Leni-Seemann aneei esßentiein 1'un que 1'311

trez L'nn e8f L'nZZemblee nationnie, Winti-e e8t Le

[Koi. ?Wü-'1 yonxquoi leurs yekeonnee nonk e331.-

' ment innioiabiea et nam-een, et i1 ent bien eniäenc

que c'eZi; your L'nunntage (in ?euyle qne cette in

?ioiabili'ce F'ut etabije. (ib-icon (Lea repreeentnne

youärnit tät 011 fare] (Loniiner L'antxe, teile ent 1a

nature ..ie Miominez et noiic'a yonrqiwj Le Lenyla

(Lit (ie tous (jeux; i1 11')- anra rien (1e Fair queen()

70118 ne Zee-en line ci'nccoi-ä. Ceyenäniit avant que

cbacnn nacbe ce qu'il (wit-(nike, quanc] j] nem (Le

Unite-.ref (in Leonie qu'on Q1880 quelqne cbose, le
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10 plug 111110, 01 (L110 111 011111111110 1'111 (111-1800

011 11018 800110118.

Indem Sie“yes von der Anficht ausging, das

Geer folle der Ausdruck des Willens der Regier

ten feyn- fo daß die Regierer ohne Despotie

an der gefehgebenden Gewalt nicht Theil nehmen

können, nahm er letztere nur als Vollzieher des

Willens jener. Und da nach feiner Vorfiellung in

der repräfentativen Erbmonarchie der König und

das Volk nur eins find, fo daß jener kein ver

fchiedenes Intereffe hat und felbfi in der Idee

von diefem nicht abgefondert werden kann: fo

fchloß er- daß er auch keinen befondern Antheil

an der gefetzgebenden Gewalt erhalten könne. Al

lenfalls, meynte er- lafie fich dem Könige durch

die Verfaffung ein auffchiebendes Veto zuge

ftehen,

Hebrard d'Aurillac gab in der Sitzung

vom 10. September feine Meynung dahin an den

Tag: 1111 11011011 110 (1011 1000111101110 (1'811.110

11111111-0 (1110 111_ 101 (111'0110 8'081 111110, (1'1111110

01101' (1110 10 [101 gu'0U0“ 11 0110181. [10 1101 081:

10 111-0111101- 811101: (10 10 101, 01 1a 100011 60

15 1
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Endlich kam es zur Abfiimmung. Das Veto

wurde mit großer Majorität angenommen und das

few 3u5yen3jmm ging mit 673 Stimmen gegen

325 dutch, Eilf Stimmen fehlten.



-7.

Von dem befchränkten königlichen

Veto in den Staatsordnungen

.mehrerer konfiitutioneller Mon

archien. 7
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In der franzöfifchen Konfiitution, vom Jahr 1791

waren folgende Befiimnmngen hinfichtlich der könig

lichen Sanktion enthalten: Die Dekrete der geer

gebenden Nationalverfammlung werden dem Könige

vorgelegt, der --feine Zufiimmung verweigern kann.

Verweigert der König feine Zufiimmung, fo ift diefe

Weigerung nur fuspenfiv. Wenn die beiden Legis

laturen, welche auf diejenige folgen, die das Dekret

vorlegte, nach und nach daffelbe Dekret in denfel

ben Ausdrucken wieder vorgelegt haben, fo foll dafiir

gehalten werden, daß der König feine Sanktion ge

geben habe. Die Znfiimmung des Königs wird auf

jedem Dekret durch die von demfelben unterzeichneten

Worte ausgedruckt: »Der König gibt feine Zufiim

mung und wird zur Ausführung bringen' laffenx( Die

fuspenfive Weigerung wird fo ausgedruckt: le roj

examinera. Der König muß feine Zufiimmung oder

Weigerung in zwei Monaten nach oder Präfent'ation

des Dekrets zu erkennen geben. Kein Dekret, dem

der König feine Zuftimmung verfagt,- kann ihm durch

diefelbe Legislatur wieder vorgelegt werden. Doch
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find die Akte der Nationalverfammlung, die ihre in

nere Polizeif fo wie die Ausübung der Aufficht über

die adminiftrativen und Municipalbehörden und dieje

nigen Aktef welche die Verantwortlichkeit der Minifter

und Auflagen betreffen, keiner königlichen Sanktion

unterworfen,

Nach der Verfaffung, welche die konfiituirende

Verfammlung in Frankreich entwarff hatte alfo der

König das fehr befirittene Vorrecht, fein Veto auf

jedes Dekret des gefeizgebenden Körpers zu legen,

was die Annahme des Gefetzes verhindern folltef bis

der Vorfrhlag in zwei auf einander folgenden Ver

fammlungen erneut durchgegangen warf worauf die

königliche Befiätigung als gegeben angefehen wurde.

Diefe Weife, die Annahme eines Lieblingsgefelzes zu

verhindernf bemerkt Sir Walter Scott, fchien

in der Ausübung dem Souverain eben fo gefährlich.

als der Verfuchf 'das Forteilen eines Wagens durch

das Eingreifen in feine Räder zu verhindern. Wirk

lich wagte auch Ludwig ier). fein Lebenf fobald

er es verfuchte, diefes Prärogativ auszuuben, und

dadurch, .daß er es thatf verlor er es am Ende*

Aber in der Stellung, worin fich der König nach

der Verfaffung von 1791 in .Frankreich zur National

repräfentation befand, wurde ihm auch das Präroga;

tiv eines abfoluten Velo nichts genützt haben.



235

' Daß in Frankreich *dem Könige von der Natio

nalverfammlung 1791 nur ein auffchiebendes

Veto zugefianden worden war, während in England

dem Könige ein abfolutes Veto zuftehe, fnchten

die damaligen franzöfifchen Publizifien durch die Ver

fchiedenheit der Verfaflnngen in beiden Ländern und

der Grundlagenz auf denen die Staatsgebäude dort

und hier beruhetenf zu rechtfertigen. In Frankreich

war man nämlich von dem Gefichtspunkte ausgegan

gen, daß nicht nur der Grundfah der Volksfouve

rainität .die Bafis jeder vernünftigen politifchen Ord

nung feyn, fondern auch der Nation, als dem ei

gentlichen Souverain, in der letzten Inflanz fiets

und fortdauernd die Entfcheidung verbleiben mitf

fe.

Mag immerhin in England der König ein abfo

lutes Veto haben -x urtheilte Boiffy d'Anglas

- fo beweißt dies weiter nichts, als daß nicht leicht

ein Land'erifiirt, wo nicht die wahren Grundprinzi

pien des Staats durch die Umfiände Modifikationen

erleiden. Es wird dadurch aber nicht bewiefen, daß

man die Grundprinzipien nothwendig fo modifiziren

mitfi'e. In England find die Gewalten ganz anders

vertheilt als in Frankreich; dort erifiir'en drei ver

fchiedene Gewalten, hier nur zwei. In England

ifi das Oberhaus ein Arifiokratenkorpsi das zwifchen

dem Könige und der Nation in der Mitte fieht. Es
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ifi eine gemifchte Macht, die auf Kofien eines Theils

der Nationalfreiheit das Gleichgewicht zwifchen den

beiden andern, von der Nation konfiituirten Auto

ritäten behaupten hilft., In England hat'das Volk

eine Freiheitsportion mehr hinweggegeben als in Frank

reich; es überträgt- wie es fcheint, nicht blos die

Ausübung der Macht, fondern die Macht felbfi: denn

fobald die Repräfentanten ernannt find, hat *die Na

tion bis zur weitern Wahl nichts weiter zu thun.

Die englifche Konfiitution erfcheint blos wie eine Art

Kompromiß zwifchen der Obergewalt des Königs, der

Arifiokratie der Großen und der Freiheit des Volks.

Das abfolute Veto des Königs hat dort weder fon

derlichen Schaden, noch fonderlichen Vortheil; es er

fcheint wie eine blofe Formalität- wie eine blofe De

koration. Da der König nur *die Anzahl der Pairs

zu vermehren braucht, um die Stimmenmehrheit im

Oberhaufe zu erringen; fo kommt es felten bis zu fei

nem Veto. n Höchfiens mag er in außerordentlichen

Fällen, wo ohnedies etwa die öffentliche Ruhe auch

in andern Konfiitutionen einen außerordentlichen Schritt

nothwendig machen winde- von feinem Veto Gebrauch'

machen. Aflein das iii ganz anders in Frankreich,

wo die Legislatur nur in den Händen eines Korps

ifif wo alfo der König eine Art Kontrole fiihren muß.

Hier i| ihm ein fuspenfives Veto eingeräumt, um

.Zeit zu haben, von dem Ausfprnch der gefehgebenden
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Verfammlnng an den der Nation appelliren zu W

nen. '

Die Verfaffung der fpanifchen Kortes vom

19. März 1812 fehte (Art. 141-151) fefi: Ifi*

ein Gefetzentwurf von den Korte-Z angenommenf" fo

wird derfelbe auf der Stelle durch eine Deputation

an den König itberbracht, dem die Sanktion der Ge?

fche zufteht und diefelbe mit der eigenhändig gefchrie

benen Formel: ?111111011080 001110 107* vollführt. Vet

weigert er feine Sanktion. fo bedient er fich der ei

genhändig von ihm gefchriebenen Formel: 7110173 ä

133 601105. Er hat 30 Tage, um fich diefes Vor-f

rechts zu bedienen; hat er aber innerhalb diefer Frift

feine Sanktion -weder ertheilt, noch verweigert, dann

wird diefes fo angefehen, als ob er fie gegeben oder

wirklich geben werde. Verweigert der König feine

Sanktion- fo darf derfelbe Gegenfiand in dem mim

lichen Jahre nicht wieder in den Kortes verhandelt

werden, jedoch kann *es im näcßifolgenden Jahre ge

fchehen. Wird der nämliche Gefehentwurf alsdann von

neuem vorgefchlagen und angenommen, fo kann der

Königf wenn er ihm abermals vorgelegt wirdf dem

felben zum zweitenmale feine Sanktion verweigern und

in diefem Falle wird der Gegenftand nicht weiter in

diefer Iahresfihung bei den Kortes zur Sprache ge
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bracht. Wird aber derfelbe Gefehentwurfin dem dar: “

auf folgenden Jahre zum drittenmale in Vorfchlag ge

bracht und von den Kortes angenommen f dann foll

fich von felbft verfiehenf daß der König fich nicht wei

ter weigern könnef feine Sanktion zu ertheilen, und

es wird fo angefehenf als ob er _fie wirklich ertheilt

habe. Wenn auchf nachdem der König einem Ge

fehentwurfe die Sanktion verweigert* hat, ein oder

mehrere Jahre hingehen, ohne daß derfelbe Entwurf,

*fo-wie er urfprunglich zur Zeit derfelben Deputation,

die ihn das erfiemal angenommenx oder während der

zwei darauf folgenden Deputationen, von neuem in

Vorfchlag gebracht wird, fo foll in Betreff deffelben,

was die Wirkung der königlichen Sanktion anlangt,

doch immer das gelten, was oben fefigefeht ifi. Wenn

derfelbe aber im Laufe der drei eben angegebenen De

putationen nicht von neuem in Vorfchlag gebracht

fondern fpäter, obwohl in den nämlichen Ausdrücken

abgefaßtf vorgetragen wird: dann foll er hinfichtlich

der eben erwähnten Wirkungen als ein ganz neuer

Gefehe'ntwurf angefeh'i bad behandelt werden.

Die Verfaffer der Konfiitution der fpanifehen Kor

tes vom Jahr 1812 gingen von der Anficht aus, daß,

da alle zwei Jahre fämmtliche Abgeordnete der Na

tionalrepräfentation verfaffungsmäßig erneuert würden,

und kein Mitglied der Kortes, welches der' vorigen

Seffion beigewohnt, zum Mitgliede der nächfifolgen
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den erwählt werden durfte, fich wohl annehmen laffe,

ein in drei Jahren dreimal wiederholter Gefehvor

fchlag miiffe 'ein allgemeines Bedürfniß ankiindigen

und die öffentliche Meynung deutlich genug ausfpre

chen. Darum verordneten fie, ein zum drittenrnale in

der Verfammlung der Kortes vorgefchlagener, zuge

laffener und genehmigter Gefeheiitwurf folle fo ange

fehen werdenf alsverftehe es fich von felbfif daß der

König feine Sanktion ertheile.

Sobald der Grundfah der Voltsfouverainität als,

Bafis felbft des monat-chifchen Staats angenommen

wird, kann von einem abfoluten Veto des zeitigen

Monarchen nicht mehr die Rede feyn. Als daher in

den Verhandlungen der in Kadi): verfammelten außer

ordentlichen Kortes der 3te Art. des fiir die fpanifche

Monarchie verfaßten Konftitutionsentwurfs diskutirt

wurdef verlangte in der Sitzung vom 28. Aug. 1811

der Abgeordnete Munoz Torrero- Mitglied des

Ausfchuffes zur Entwerfung der neuen Verfaffung,

daß zu den Worten: »Die Souverainität wohnt we

fentlich der Nation bei (La eoberania reeicle eeencial

mente en 1a naejon) und deswegen fteht ihr auch

ausfchließlich das Recht zuf fich ihre Fundamental

gefehe (Lejieefunäamentalee) zu geben(( noch hinzu

gefetzt werde: »und alle iibrigen zu einer guten Lei

tung ihres Gouvernements zweckmäßigen und nothwen

digen Gefeße zu machene Die fouveraine Na
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tion - bemerkte Derfelbe -- hat das Recht, fich

fowohl ihre Grundgefelze zu geben als andere, wel

che das allgemeine Wohl des Staats befördern;

fie ift und bleibt immer das Oberfie und alle Ande

ren. wer fie auch feyen und welchen hohen Charak

ter fie auch befitzen mögen , empfangen ihre Gewalt

von der Vollmcichtigkeit der Nation. Deswegen mitf

fen Gefetzef welche Verbindlichkeiten enthalten, die

fich über alle Vin-gerf die ganze Gefellfchaft- die

ganze Nation erfirecken, von einer Autorität ausge

hen, die höher als das Geer und über den Fiirfien

felbfi ifi. Wenn es daher in dem Konfiitutionsent

wurfe heißt: daß, wenn die Nationalreprcifentation ein

Geer fanktionirt (äancjolle), der Monarch aber, den_

wir achten (und nicht anbetenf was Abgötterei wäre),

die Billigung (uy1-0bncj011) deffelben verweigert, das

Geer aufhört und erlifcht, und daß, wenn im fol

genden Jahre, in der neuen Verfammlung der Kor

tes, die Motion wiederholt und das Geer wieder er

laffen wird, der Monarch aber auf feiner Weigerung

beharrt 7 es wieder erlifcht; - dann heißt das mit

d'er Souverainität der Nation ein trügliches Spiel

l treiben. (Vergl. Diem-jo (181118 (Lotte-8 '.l'. 7lll.

S. 48.) Munoz Torrero wollte alfo nicht ein

mal ein fuspenfives Veto des Königs fiatuiren;

aber offenbar beruhete feine Meynung auf einem Miß

verfiande hinfichtlich des Begriffs* von der Volksfou



* _241
 

verainitiit, den er ganz fireng im Rouff eau'fchen

Sinne nahm. - *

Die ..nämlichen Grundfäße, welche in Spanien bei

der Einfiihrung der Kortesverfaffung im I. 1812 und

bei deren Wiederherfiellung im I. 1820f rückfichtlich

des königlichen Veto verwirklicht wurden, fah man

auch in den nach dem Mufter derfelben entworfenen

und ins Leben tretenden Verfaffungen von Portugal

und Neapel befolgt. _

Viele haben an der fpanifchen und den derfelben

nachgebildeten Konftitutionen v. I. 1820 getadelt, daß

fie die königliche Macht zu fehr befchränkt und das

Vernichtungsprinzip der monarchifchen Form in fich

getragen, weil nach denfelben dem Könige ein Gefeß,

deffen Annahme er zweimal verweigert, wider feinen

Willen durch eine Fiktion von Einwilligung aufge

drungen werden konnte. Um die Nothwendigkeit eines

uneingefchränkten Veto für einen König ins Licht zu

fiellenf bemerkte einmal ein Vertheidiger deffelben;

Hätten die Kortes in Madrid oder* Liffabon befehlon

fen , dem Könige jeden Morgen einen Nafenfiiiber zu_

geben, fo hätte er dies wohl freilich zweimal verwei

gern könnenf das drittemal aber wiirden die Kortes

erklärt haben- daß der König dazu feine Einwilligung

gegeben. Wie wenig indeffen durch einen folchen Ein

fally wodurch man die Sache blos ins Lächerliche zu

ziehen fucht- die Nothwendigkeit des unbedingten kö

16
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niglichen Veto in der *Monarchie dargethan* wird,

fpringt in die Augen. Man 'follte doch wohl denken,

daß ein unverantwortlicher Erbmonarch zur Erhaltung

feines Anfehens eines unumfchränkten Veto gerade we

nigfiens nicht unumgänglich nothwendig bedürftig wä

re 7 da nicht einmal das mtr auf eine befiimmte Zeit

fungirende verantwortliche Haupt einer Republik eines

folchen Vorrechts bedarf, um fich in feiner Winde ver

faffungsmäßig zu behaupten.

Wollte man das von Pölitz aufgeftellte Prinzip

für unbezweifelt richtig anerkennen- daß von politifchen

Einrichtungen nur das als haltbar in die Staatslehre

aufzunehmen, was durch die Erfahrung hinlänglich er

probt ifi: dann wiirden die Vertheidiger eines unbe

dingten königlichen Veto in dem kurzen Befiande der

auf der pyrenäifchen und transalpinifchen Halbinfel,

fo wie auch der einige zwanzig Jahre friiher in Frank

reich eingeführten Verfaffungen mit einem bedingten

Königsveto, einen willkommenen Beweis für die Ver

werflichkeit einer Befchränkung der Königsmacht in die

fer Beziehung finden können. Gleichwohl würde man

hierbei einen Trugfchluß begehen. Denn die längere

oder kürzere Dauer einer Staatsverfaffung und der

durch diefelbe begründeten Gefetze und Inflitutionen

beweißt an fich nichts weder pro noch contra; indem

es allezeit mehr oder weniger von zufälligen Umfiän

den abhängt, ob eine Staatsordnung längere oder kür
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zere Zeit beliebt und fich erhalten kann. Eine fehlerh

te kann fehr lange Zeiträume, ,ja Jahrhunderte hin

durch aufrechterhalten bleiben, wenn die zu ihrem

Befiand erforderlichen Urnfiände und Verhältniffe gun

fiig find, und eine gute fchon nach wenigen Jahren

wieder zu Grunde gehen, wenn jene Umftände und

Verhältniffe ungünfiiger Art find. Hierauf läßt fich

alfo kein richtiger Schluß bafiren. Welchem Kenner

der franzöfifchen Revolutionsgefchichte aber durften die

Urfachen unbekannt feyn, welche einen fo fchnellen Un

tergang der Verfaffung von 1791 in Frankreich her

beifuhrten, und wer weiß nicht i daß die Verfaffun;

gen in Spanien und Italien blos durch fremde Waf

fengewalt iiber den Haufen geworfen wurden? Es iii

gar nicht unwahrfcheinlich, daß, ohne die gewaltthä;

tige Einmifchung des Auslandes- die neuen Vet-fa."

fungen fowohl in Spanien als in Neapel zur wei

tern Ausbildungf Vervollkommnung und Konfifienz

gelangt feyn wiirden. Offenbar viel zu voreilig er

fcheint es demnach, aus dem zufälligen Umftandef

daß monarchifche Staatsverfaffungen mit einer Be

frhränkung des königlichen Veto in verfchiedenen Län

dern keine Haltbarkeit gezeigt, fchließen zu wollenp'

daß folche Verfaffungen uberhaupt gar nicht auf

Dauerhaftigkeit und langen Befiaud Anfpruch machen

könnten. Ueberdies haben wir, wie wir fogleich fehen

werden, in dem Beifpiele von dezn *Königreiche Nor

1
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wegen einenfelbft durch die Erfahrung an die Hand

gegebenen Beweis von der Haltbarkeit einer monar

chifchen Staatsverfaffung der Art. *

'

Die norwegifche Reichsverfammlung - das

Storthin g - befieht aus zwei Abtheilungen, dem

'Lagthing -- dem eigentlichen gefehgebenden Kör

per - 'und dem Odelsthing- der Verfarnm

lung von Grundeigenthumern. Jedes Geer wird,

nach der Verfaffung vom 4. Nov. 1814, auf dem

Ödelsthing entweder von deffen eignen Mitgliedern

oder von der Regierung durch einen Staatsrath zuerft

in Vorfchlag gebracht. Ift der Vorfchag im Odels

thing angenommen, :fo wird er an das Lagthing ge

fandt, welches ihn entweder genehmigt oder verwirft.

Im lehten Falle wird er vom Lagthing mit beigefüg

ten Bemerkungen an das Odelsthing zurückgefandt.

Die Bemerkungen des Lagthing werden dann* im

O1delsthing- in Erwägung gezogen, welches hierauf

den Gefehvorfchlag entweder zurücklegt oder ihn von

neuem - fey es mit oder ohne Veränderung -

'an den Lagthing fendet. Ift der Vorfchlag zweimal

vom Odelsthing dem Lagthing vorgelegt und von die

fem zum zweitenmal mit einer Zurinkweifung zurück

gefandtz fo tritt das ganze Storthing zufammenf und

es wird alsdann mit zwei Drittheilen der Stimmen
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über den Vorfchlag entfchieden. Zwifchen jeder fglchen

Berathfchlagung miifi'en wenigfiens drei Tage verflief

fen. Hat aber ein vom Odelsthing vorgefchlagener

Befchluß den Beifall des Lagthing oder des in plc-no*

verfammelten ganzen Storthing erhalten; fo wird er

durch eine Deputation von beiden Abtheilungen des

Storthing an den König gefandt, oder in defien Ab

wefenheit an die norwegifche Regierung, mit dem An:

trag auf Ertheilung der königlichen Sanktion. Be

willigt der König den Befchluß; fo verfieht er ihn*

mit feiner Unterfchriftf wodurch er Geer wird. G'

nehmigt er ihn nicht; fo fendet er ihn an das Odels

thing mit der Erklärung znn'tcki daß er es. nicht dien

lich,finde7 den Befchluß zu fanktioniren( In di'efem

Falle darf der Befchluß nicht mehr von dem diesma

ligen Storthing dem Könige vorgelegt werden. Der

König kann fich auf diefelbe Weife benehmenz wenn

das nächfie ordentliche Storthing denfelben,Befcbluß

aufs neue vorfchlägt. Wird er aber, nachdem er aber

mals erwogen worden, auf dem dritten, ordentlichen

-Storthing wiederum von beiden Thingen* unverändert

angenommen und dann *zum drittenmal dem *Könige

mit dem Begehren vorgelegty daß derfelbe feine Sank

tion einem Befehluffe nicht verweigern möge, welchen

das Storthing nach der reiflichfien,lleberlegung als

nützlich anfehez fo wird er *Ge/er- wenn auch des

Königs Sanktion nicht erfolgt, und zwar noch ehe
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das *Störthing fich' trennt. Die Sanktion des Kö

nigs wird Überdies gar nicht erfordert zu den Be

fchliiffen des Storthing, wodurch dafielbe fich nach

der Konfiiiution als verfammelt'erklärt, feine innere

Polizei befiimmt, Fremde naturalifirt und endlich zu

denen, wodurch das Odelsthing den Staatsrath oder

andere Agenten der Regierung unter Verantwortung

feht.

So wie jede politifche Gewalt ein natürliches Stre

ben hat nach Erweiterung des Kreifes ihrer Macht,

Q wird auch die königliche Gewalt in der Erbmon

archie, wenn fie auch urfprünglich verfaffungsmäßig

.kein abfolutes Veto befitztf immer geneigt feyn, da

hin Zu trachten, ein folches zu erlangen. Einen Beleg

zu diefer Wahrheit hat noch in unfern Tagen die Ge

fchichte Norwegens gegeben. Der König, dem durih

die Verfaffung v. I. 1814 nichts weniger als ein ab

folutes Veto gegen die Befchliiffe des Storthing ver

liehen war, verlangte im I. 1824 von der National

repräfentation eine Reform der Staatsionfiitution in

der Weife. daß der königlichen Autorität diefes ihr.

noch mangelnde Prärogativ zugefianden werde. Als

Motiv diefer Propofition wurde von der Krone gel

tend gemacht. daß mehrere Länder Schauplätze bluti

ger Kämpfe geworden feyen. weil der König nicht das

- abfolute Veto befeffen. Die Norweger zeigten fich in

deffen keineswegs geneigt, diefem Verlangen des Kö
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nigs ein. Genüge 'zu thun und urtheilten, daß die Er

fahrung, worauf der König feine Anmuthung ftüßez

durchaus keine Anwendung auf Norwegen finde z in

dem hier alle Verhältniffe fo, verfchieden von denen in

andern Ländern feyen.

Was das mangelnde abfolute Veto _des Kö

nigs in der Verfaffung Norwegens v. I.f1814 be

trifft - iirtheilt„Heinri>2 Steffens in f. Schrift:

Der norwegifche Storthing im I..'_--1824

*( Berl. 1824) -- fo ift hieraus für die Zukunft kei

ne, bedenkliche Bewegung-für Norwegen zu füerken..

Es würde dies felbft dann nicht einmal zu fürchten

feyn, wenn, fiatt der ruhigen Normänner, die poli

tifch fo vielfach bewegten Einwohner von ParisF je

nen an Zahl gleich, von Lindesnaes bis zum Nordkap

vertheilt, und auf Felfen gefeht, oder auf Fifchfangf

Bergbau 2c. angewiefen wären. In Norwegen macht

die völlige politifche Unfchuld der Einwohner eine fol- *

che Verfaffung nicht blos unfchädlich, fondern auch

nüßlich. Bei der Einführung diefer Verfaffung war

kein bevorrechteter Stand zu verdrängenr kein herr

fchendes Intereffe zu beeinträchtigen. Die engfien und

wichtigfien Verhältniffe des bürgerlichen Lebens blieben

unverändert. Ueberhaupt werden alle Erfahrungen aus

andern Ländern, befonders aus der franzöfifchen Re

volution gefchöpft, wenn fie auf Norwegen angewandt

würden, bedeutende Mißgriffe herbeiführen.
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Als im I, 1824 in Norwegen der Königf fich

nicht begniigend mit dem durch die Verfaffungsurkun

de ihm zugefiandenen bedingten Veto bei der Ge

fehgebung, ein unbedingtes verlangte und die Be

fiimmung des norwegifehen Staatsgrundgefelzes, daß

ein von dreien auf einander folgenden Storthings

-gefaßter Befchluß auch ohne die königliche Zufiimmung

als Geer gelten folie, aufgehoben wiffen wolltef fiihr

te er freimixthig als Grund ane »daß eine Volksver

fammlungf welche Mißtrauen gegen ihren König nährt '

-oder feine Rathfchläge verkennt, und durch ein fol

ches Mißtrauen bewogen, fich ein ausfchließliches

Recht, Gefetze zu geben, vorbehalt, felbft die Gefahr

herbeirufe, der fie durch ein unrichtiges Mittel habe

vorbeugen wollen.. Denn fey der Streit einmal an

gefangen und fiege die Volksrepräfentation, dann eri

' .fiire keine Monarchie mehrz die Volksverfammlung

* werde in folchem Falle die herrfchende feyn und fich

zuletzt felbfi in Anarchie auflöfen. Unterliege dagegen

die Volksuerfammlung, dann ziehe fie leicht die Frei

heit mit in ihren Fall, weil man mitunter Fürfien

finde, die eine jede Gelegenheit benutzen, ihre Gewalt

zu erweiternxe

Das mit der Priifung diefer königlichen Propo

fition beauftragte Comite" des Storthing vertheidigte

und rechtfertigte indeffen die befiehende, in der Ver

faffnng angeordnete Einrichtung *mit einem dem Kö
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nige als Inhaber der höchfien Exekutiogewalt einzu

räumenden blos zweimaligen fuspenfiven Veto. In

feinem Gutachten machte daffelbe- vor Allem darauf

aufmerkfam, daß der Natur der Sache nach in dem

Staatsgrundgefelze felbfi überall keine Veränderung

ohne gemeinfchaftliche Uebereinfiimmung beider

konfiitutionellen Gewalten -- des Königs und des

Storthings - Statt* finden könne, der König mithin

unfireitig fchon im Befihe eines abfoluten Veto fich

befinde, wenn es fich um Vorfchläge zu Veränderun

gen in dem Grundgefeße handle. Zugleich abergab

das Comitei mit offener Biederkeit feine Bedenklichkei

ten zu erkennen, auf .den Antrag einzugehen. Eine

fo wefentliche Abänderung der Verfafiung, urtheilte

dafi'elbef fey, bevor fämmtliche Einrichtungen, welche

der Privatgefefzgebimg unterlagen, im Geifie jener fo

umgefialtet worden, daß fie mit derfelben im Einklan

ge fich befanden, an und fur fich fchon nicht rathfam.

Da verfafiungsmäßig kein Befchluß auf dem nämli?

chen Storthinge wieder zum Vortrage kommen könne

und zu jedem. nur alle drei *Jahre fich oerfammelnden

Storthinge neue Repräfentanten gewählt werden müß

ten, fo werde der .übereinfiimmende Befrhluß dreier

verfchiedener Storthinge nach aller Wahrfcheinlichkeit

dem allgemeinen Willen des Bolks und dem Wohle

des Staats angemeffen feyn, von welchem das des

Königs unzertrennlich fey. Durch Zugefiehung eines
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abfoluten Veto würde Überdies* bei der dem Kö

nige eingeräumten Befugniß zu vorläufigen f bis

zur Verfammlung des nächfien Storthing gülti

gen Verordnungenf die gefehgebende Macht in der

That nicht mehr der Volksvertretung nach der Ab

fich-t der Berfaffungsurkunde zufiehen, fondern zum

größern Theil in die Hände des Königs gegeben

'werden * - >

Aus diefen und andern Gründen wurde ,der

Antrag des Königs von dem Storthing ,von 1824

verworfen. Der König erneuerte indefi'en den

felben unmittelbar darauf, während er .fich zu

gleich erbotz einerfeits feine Befugniß* zu provi

forifchen Verordnungen zu befchränken, und die

Verpflichtung einzugehen, jedesmal bei der Ver

weigerung der Genehmigung eines Gefetzbefchluffes,

die Grunde dazu anzugeben, andererfeits bemerk

*lich machte7 daß die unbefchränkte gefehgebende

Macht des Storthing um fo bedenklicher fey, da

er zu einem großen Theile aus Beamten befiehe,

welche, da fie unabfetzbär feyen, leicht damit Miß

brauch treiben könntenf indem fie die Aufficht des

Königs als oberften Chefs der Exekutivmacht auf

die Beamten - Hierarchie befchränkten. Endlich

äußerte noch der König, daß er nicht einmal

die Möglichkeit abzufehen vermöge, wie ein ohne

Zufiimmung der vollziehenden Gewalt gegebenes
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Geer promulgirt werden könne; und daß das

norwegifche Volk fchwerlich begreifen möchte. wie

fein königlicher Befchr'iher vermöge der Staats-

verfaffung Hinderniffe finden folle, das Gute aus

zurichtem was er zu bewirken wünfche. Alledie

fe Gründe waren aber nicht im Stande. dem

Storthing die Ueberzeugung von der Nühlichkeit oder

gar Nothwendigkeit der vorgefchlagenen Abänderung

der Verfaffung einzuflößen.

Der gelehrte und patriotifche P. Peterfen hat

in einer befondern 1824 zu Ehriftiania heraus

gegebenen Schrift: Bedömmelfe af Confli

tutions-Forflag, fremfatte til Afgjö-'

relfe paaStorthinget. Aar 1824, med

faer eget Henfyn til Kongens fuspen

five Veto efter Grundlovens Ö 79- den

königlichen Vorfchlag zur Einfiihrung eines abfo

luten Veto einer umfichtigen Priifung unterwor

fen, deren Refultat die Anrathung der völligen Ver

werfung einer folchen Propofition der Krone war.

Der König hatte unter andern zur Unt'erfiiißung

feines Antrags die Behauptung »geltend zu machen

gefucht, daß eine Nation, wie die norwegifche.

die friiher *- als fie nämlich von Dänemark be

herrfcht wurde _- gewohnt gewefenf nur *durch den

Willen eines Monarchen regiert zu werden, gegen

wärtig -nur ungern eine der Ausführung der* für das
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Landesbefie gefaßten Plane fo fehr hinderliche Ein

fchränkung der königlichen »Autorität fehe. Peterfen

zeigt dagegenF daß in Norwegen >die Freiheit alt, die

Autokratie neu gewefen fey. Auf den Gebirgen und

in den Thälern Norwegens habe die Freiheit gewohntf
i während die benachbarten Länder und die größten eu

ropäifchen Reiche noch in Knechtfchaft und Barbarei

begraben gewefen feyen. Die nordifche Freiheit fey

vom Volke felbfi gefiiftet, fey Jahrhunderte hindurch

treu bewahrt, und habe die größten Heldenthaten

im Auslande, die glücklichfte Staatsverfaffung im

Innern möglich gemacht. Nachdem diefe uralte Frei

heit des normännifihen Reichs in Folge der kalmari

fchen Union und der angemaßten Vormundfchaft des

dänifchen Adels , im Widerfpruche mit den heiligfien

Verfprechungem immer mehr befchränkt worden fey,

habe fie .endlich mit der urfprünglichen Reichsverfaf

fung im Iahr 1814 durch die neue Verfaffung ihre

Wiederaufrichtung erlebt. Von Rechten i die erfi

der König mittelft diefer Verfaffung der Nation

zugeftanden, könne nicht die Rede feyn, da Karl

xxl!, felbfi grundgefehlich erklärt habe, daß er vom

norwegifchen Storthinge zum Könige erwählt fey

und daß feine und feiner Unterthanen Rechte und

Pflichten im Grundgefehe vom 4. Mai 1814 fo

deutlich beftimmt und durch daffelbe die Einheit und

Kraft der königlichen Macht und die gefeßliche Frei
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heit des norwegifehen Volks fo gefichertfeyem daß

er daffelbe als unveränderliches Grundgeer fur

fich und feine Nachkommen annehme. Was die Ein

führung eines abfoluten Veto betreffez fo fey jeder

Vorfchlag der Art fchon darum zu verwerfen, weil

es im Wefen und Geifie der ganzen norwegifehen

Konfiitution liegef dem Könige blos ein befchränktes

Veto einzuräumen und Alles mit den Prinzipien und

dem Geifte der Verfaffung Streitende grundgefetzlich

ausdrücklich verboten fey, woraus die Inkompetenz des

Swrthing zur Annahme eines folchen Vorfchlags er

helle. Willkuhrlich könne das Verfahren des Stor

thing auch nie erfcheinen und bezeichnet werden,

fo lange er innerhalb der von der Verfaffung ge

fehten Schranken handele, fowie auch jedes grund

gefetzlich von demfelben ausgehende Geer fchon im

voraus die königliche Sanktion fiir fich habe. Wei

fe fey daher die Beftimmung der Verfaffung, nach

der ein von drei Storthingen unverändert gefaßter

Befchluß durch kein Veto* der königlichen Autori

tät an feiner Vollziehung gehindert werden könne.

Man wolle die gute Abfichtr die der König bei

feinen dem Storthing vorgelegten Propofitionen

habe , nicht beftreiten, aber der gute Wille

fichere noch nicht die Zweckmäßigkeit der neuen

in* Vorfchlag gebrachten Gefehe, wie z. B.

fchon aus dem zugleich mit in Antrag gefiel]



254
*„_._e  

ten neuen Adelsgefeße einleuchte, deffen Inhalt*

offenbar mit den gefellfchaftlirhen Verhältniffen

in Norwegen in Widerfpruch fich befinde.



. 'xD-k H_ . Alz...

Von den Lückenz welche die Lehre,

vom königlichen Veto fowohl in der

Theorie als in der Praxis noch

darbietet.
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Die Lehre von dem Veto der königlichen Perfon in

der 'repräfe'ntativen konfiitutidnellenMonarÖie iftficher

lich fowohl in der *Theorie als in der Praxis noch ei

ner *bedeutenden 'Vervollkommnung fähig. In der

Wiffenfchaft haben ihr» die/Theoretiker noch lange nicht

die Aufmerkfamkeit gewidmet, die. fie bei ihrer Wich

tigkeit ' verdient; die 1 :Staatswiffenfchaftslehrer haben

in Betreff: derfelben ihrefForfchungen noch bei weitem*

nicht weder auf die vielen möglichen Fälle, welche fie

in der 'Ausübung darbietet- (noch auf die mannigfal

tigen Modalitätenf' denen fie unterworfen ifi oder un

terworfen iwerden kannf erfireckt. Auf der andern

Seite .zeigen *. die Staatsgefkßgebungen hier überall

Lückenz ,es "fehlt durchgängig faft 'an der gehörigen'

Zahl pofitiver Befiimmungenz welche vorfchreibem was

in befondern vorkommenden Fällen-verfaffungsmäßige

Norm des Verhaltens und Verfahrens feyn foll. da;

'her es in der Staatspraris oft an beftimmten Regeln

mangelt, die zur Richtfchnnr dienen können. Wollen

die Staatsgelehrten und Staatsgefetzgeber diefem-Ge

genfiande ein reifliches Nachdenken zuwenden, dann

werden fie auf gar manche folcher auszufüllen'den Lüf

17
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ken fioßen und die Staatslehre der konfiitutionellen

Monarchie wird gewiß nicht wenig dadurch vervoll

kommnet werden können, daß in diefem Punkt eine

größere Beftimmtheit in diefelbe gebracht wird.

In den neuern konfiitutionell-monarchifchen Staa

ten pflegen fich die Vertheidiger des unbedingten Für

fienveto nicht felten auf das Beifpiel Englands zu

berufen, das doch mit Grund als Lehrer und Mutter

in fo vielen Stücken fiir das konfiitntionelle Staats

fyfiem zu betrachten. Wer aber die Gefchichte Eng

lands mit Aufmerkfamkeit fiudirt hat, wird wiffenr

daß jenes Prärogativ in friihern Zeiten, wo es von

den englifchen Königen häufig geiibt wurde, fafi alle

zeit, wo nicht immer, mit Nachtheil fiir das Gemein

wohl angewandt wurde und in den neuern Zeiten, feit

der Revolution im 17ern Jahrhunderte, die Könige

auf dem englifchen Throne fich nach andern Mitteln

"Weichen haben, ihre Autorität zu behaupten und

geltend zu machen. .

Die Königin Elifabeth und die Stuarts

übten ihr Recht der Gefehverwerfung unbedingt

und unbefchränkt. Erfiere ftieß einmal in einer

Parlamentsfihung 46 Bills ohne Weiteres zurück und

die letzten Stuarts entledigten fich fo gänzlich alles

Zwanges, daß ihr Eigenwille in völlige Tyrannei
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überging. Aber nachdem diefe Willkührherrfchaft ein

Ende genommen und die Könige aus dem Haufe

Hannover zum Thron gelangtenf haben diefe fiets zu

kimfilichen Mitteln ihre Zuflucht genommen, indem fie

durch Mehrheit der Stimmen im Parlamente felbft zu

hintertreiben fuchtenf was vormals durch ihre einfache

Nichtbilligung gefchehen war.

Seit dem Iahr 1692 haben die englifchen Könige

nicht mehr durch die direkte Verwerfung der vom Par

lament 'an fie gebrachten Bills ihr unmittelbares Ve

torecht geübt, fondern fie fuchten vielmehr jederzeit

die Mehrheit der, Stimmen im Parlament fiir ihre

Zwecke zu gewinnen, wenn fie nicht Minifterien be

faßen, welche mit diefem im Einklange handelten.

Lange Gewohnheit hat diefes Verfahren geheiligt und

es wurde die heftigfien Auftritte, vielleicht fogar die

Verweigerung der Abgaben und die-Auflöfung des

Parlaments zur Folge haben, wollte der König eine

von beiden Häufern genehmigte Bill nicht befiätigen.

Sie fuchen fich daher auf andere Weife zu helfen und

im äußerften Falle wenden fie fich felbft oder durch

Botfchaft an das Hausf wie z. B. Georg [ll. f der

bei der 1802 vorgefchlagenen Emanzipation der Ka

tholiken im Unterhaufe erklären ließt daß er Jeden

als feinen perfönlichen Feind betrachten wurdef der fur

diefe Maasregel ftimme. e

17
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Das alte Recht zur' Uebung eines abfoluten Veto

fo mild und höflich auch die Form warf unter der es

in Anwendung gebracht wurde -- 1e. Koi Z'nyjaern _

ift fiir die Könige von England fo gut wie erlofchen.

Nur die Formen find gebliebenf mit welchen der Kö

nig die Parlamentsbiils annimmt oder befiätig*t. Sie

fiammen aus alten normannifchen Zeiten. wo es noch

ganz allein von dem Belieben des Königs abhing, ob

er die Sanktion geben oder verweigern wollte und

verrathen ihren Urfprung fchon durch die franzöfifche

Sprache, ,in der die Billigung der Bills von Seiten

des Königs* verkündigt wird. Die*Antwort.auf eine

Publikbill lautet; [.0 [toi le rent; die Befiäti

gung einer Privatbill: 80jr kait,*'con11ne il est .Lä

erciz die einer Geldbill (manQF-bill): be kioj re

metoia 888 107km: aujeta, ucceyte. 16111- benöeoience

et nu88j16 eeut. In derfelben Sprache und be

fiimmten Form gefchieht auch der ausgefprochene .Dank

des Parlaments an den König, wenn diefer einer Bill

feine Genehmigung ertheilt hat: [ae-8 ?tönt-1, Zeig

neurz et (iomrnonä, en ce präsent parljament 38

881111118, e111 nom (ie *(0118 i708 autres Zujetu remer

ojent trÜZ-bumbiement 70cm? Mair-8te, et prjent Z1

bien, Your (ianner en dance. bonne 'ja et lon

gue. l

Die englifche Berfaffnng, fo wie fie feit der Be

rufung des Haufes Hannover auf den Thron gehand
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habt wird, fth durchaus die Uebereinfiimmung der

Majorität in beiden Parlamentshäufern mit den fun

girenden Miniitern voraus. Hinfiehtlich des Monar

chen findet da eine herkömmliche Paffivität feines Wil

lens Statt. Daher liefi man in englifehen Blättern

fo oft, daß das Minifierconfeil einen Befehluß dem

Könige übergeben habe. Eben-darumF weil in Eng

land nur die Minifier 'und diefe mit Hülfe des Par

laments regieren, ifi auch dort die Verfagung der Zn

fiimmung des Königs d. i. der Minifter in feinem

Namen zn den im Parlament durchgegangenen Bills_

ohne Beifpiel. Die Art, wie in Geoßbrittanien die

Verfaffung vom Monarchen und feinen Minifiern ge

handhabt wird“, ifi eine Eigenthümlichkeit jenes Lan

des, die in den befondern dortigen Verhältniflen ihren

Grund hat, die aber nicht als eine nothwendige Ei

genthümlichkeit der repräfentativen Monarchie iiber

haupt zu betrachten feyn dürfte. Das Minij'terinm

.ift da d'er eigentliche Regent und regiert mit der Par

tei, die es fich in beiden Häufern des Parlaments

4 fchaffen mnßl das Reich unter dem Namen des Kö

nigs. Indefien wird doch immer hierbei viel von der

Individualität und Perfönlichkeit des Königs abhän

gen,*in wie weit er ein folches paffives Verhalten

beobachten und fich der Mitwirkung auf die Leitung

der öffentlichen Angelegenheiten enthalten will und die

Minifier würden, wenn der Fürft als Selbfiregent
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auf einem Veto dem Parlamente gegenüber befiehen woll

te, in England nicht beffer daran feyn als in andern

konftitutionellen monarchifchen Staaten. Nur möchte

ein englifcher König in folchem Falle nicht fo leicht

neue Minifter*finden, wie anderswo. *

Thomas Paine in feinem Common ZSUZS

findet in der brittifchen Konfiitution nichts als Wi

derfprüche.x Es ift eine Ehimäre, fagt er, wenn man

fagtz daß in der Regierungsform Englands drei

Mächte fo mit einander verbunden find, daß fie fich

einander im Zügel halten. Denn da der König und *

die Pairs erblich und vom Volke unabhängig find,

fo tragen fie eigentlich zur öffentlichen Freiheit nichts

bei, die vielmehr allein von der Tugend und Redlich

keit des Unterhaufes, welches das Volk repräfentiren

foll, abhängt. Wenn man annimmt. das Haus der'

Gemeinen fey ein Zügel für den Königz fo fehr diefe

Vorfiellung zweierlei voraus; erfilich daß man dem

Könige nicht trauen dürfe, fondern daß man ihm

fcharf auf die Finger fehen müffe, oder mit andern

Worten. daß der Durfi nach unumfchränkter Gewalt

die natürliche Krankheit einer Monarmie feyz zwei

tens daß das Unterhaus des Parlaments f welches da

zu befiimmt ifi, dem Könige auf die Finger zu fehen7

entweder weifer fey oder mehr Zutrauen verdiene. als

er. Wenn aber nun wiederum diefelbe Staatsverfaf

fung, welche dem Haufe der Gemeinen das Vermögen



263

. ' gibt, 'die Gewalt des Königs dadureh im Zaum zu -

halten, daß man ihm die nöthigen Gelderund Auf

lagen verfagtf dem Könige auf der andern Seite die

Gewalt verleiht, das Haus der Gemeinen in feiner

Thätigkeit dergefialt zu befchrcinken, daß er fie zu nich

te machen kannf indem er die Befugniß hat, defien

übrige Bills und Befchlirffe, durch Anwendung feines

Vetopriirogatios, zu verwerfen: dann feth dies vor

aus, daß der König weifer fey, als das Parlament,

von welchem man doeh annahm, daß es weifer feyF

als er.

der Kanonikus Riemf freilich ein Parteifchriftfieller

aus der Periode der franzöfifchen Revolutionf bemerkt

*in feiner Reife durch Englandf in verfchie

'denerf befonders politifcher Hinficht (Bd

l. 1798. Kap. 45): Keine Staatsverfaffung ifi je

mals mehr bewundert worden, ehe man beffere ken

nen lernte , als dieenglifche. Es ifi auch gewiß, daß

fie in einzelnen Beziehungen fehr viel Vorzügliches

fiir den Burger haben wiirde, wenn fie nicht durch

Fehler das Gute, was fie leiften könnten wieder hin

derte und aufhöbe. Man fchreibt gemeiniglich dem

Volke in England die gefehgebende Gewalt zuf die

daffelbe durch das Haus der Gemeinen ausüben foll

und denkt fich die *Nation als Gefehgeberf da dem

Unterhaufe doch blos* die Vorfchlagung der Gefehe zu:

Ein anderer-Gegner der englifchen Konfiitution,'

f
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fieht, ein Recht, welches diefes nicht einmal aus

fchließlich befitztf indem das Ober-haus dri. die Ari- '

fiokratie eben fo gut Gefehe und Bills in Vorfchlag

bringen kannt wenn fie nur nicht neue Auflagen oder

Subfidien betreffen. Ia das Volk hängt fogar in

Beziehung auf feine Gefetze von einem Veto des

Oberhaufes, und wenn diefes nicht erfolgtf von

einem Veto des Königs ab und letzteres bedarf

blos des despotifchen Grundes: fe] est 1101:1'6 ylniajr,

Hieraus ergiebt _fickt daß die englifche Nation durch

aus mit ihrem ganzen Wohl und Wehe, mit allem

*Bedürfniß von Gefetzenf zuvörderfi vom Willen der

Ariftokratie und fodann von der* freien Will

-kühr des Königs abhängt* Nicht nur fichert das

königliche abfolute Veto die Krone gegen alle Gefetze,

welche ihre Macht in die gehörigen Gränzen weifen

möchten, fondern fie vermag auch das ganze Recht

der Gefetzgebung uneingefchränkt auszuüben, wenn fie

'durch ihre Werkzeuge die Gefehe vorfchlagen läßtf als

kämen fie aus dem Gehirne der Repra'fentanten.

1 Aus dem oben Gefagten ergibt fich, daß das Bei

fpiel Englands 'fiir die Lehre von einem abfoluten

Königsveto_nichts beweift. Denn fo lange es von

den Königen dort wirklich ausgeübt wurde, war es

nur zu oft mit Nachtheilen für das Gemeinwohl ver

bunden und unfchädlich ifi diefes königliche Präroga

tiv nur dadurch geworden, daß es nicht mehr direkt
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ausgeübt wird. Selbft wenn fich nachweifen ließe,

daß das» fragliche Vorrecht der Krone in England nie

_Nachtheile im Gefolge* mit fich geführt hätte. würde

dadurch noch nicht erwiefen feyn, daß es ohne Gefahr

*anch in den Verfaffungen anderer Monarchien aufge

nommen werden könnte. Denn viele eigenthümliche

Verhältniffe. welche in England obwalten und dazu

beitragenf dacheto des Monarchen dort jetzt minder

. gefährlich zu machen, wenn derfelbe davon Gebrauch

machte, was er indeffen nicht thut. find in andern

Ländern nicht anzutreffen.

Das königliche Veto ift eine negative Machtf wel

che von der oberfien Exekutivgewalt auf die Geer

gebung nach der Stimmgebung des Volks oder def

fen Repräfentanten nach Gutdünken ausgeübt werden

kannf alfo immer etwas Willkührliches. Zwar -meynf

David Humex eine folche Negative, welche hin

ter den Stimmen der Nationalrepräfentation folgtf

fey von wenig Belang. Denn wenn eine dem Vol

ke willkommene Bill in der Verfammlung der Re

präfentanten erörtert, zur Reife gebracht f nach allen

Bortheilen und Unbequemlichkeiten erwogen und ge

prüft ifi und fie wird hierauf zur königlichen Geneh

migung übergeben: dann werden, glaubt erf weni

ge Fürften es wagen, das einmüthige Verlangen des
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Volis zu verwerfen. Allerdings wird dies felten der

Fall feyn- zumal bei der Vorausfehung weiter, fiaats

klugerf wohlgefinnter Fürfienz aber daß der Fall

eintreten könne, daß er zu den Möglichkeiten gehöre,

wer mag das läugnen? Und Hume felbit gefieht,

daß felbfi in Großbrittanien, wo das Vetoprärogativ

feit der Regierung von Königen aus dem Haufe Han

nover fich wegen eigenthirmlicher Verhältniffe ganz

unfehädlich bewährt hatf gar viel auf das Benehmen

des Königs ankomme und defi'en perfönlicher (Charak

ter einen großen Einfluß auf den Gang der Regie

rung behalte, mithin Alles von zufälligen, veränder

lichen und ungewiflen Umfiänden abhänge.

Freilich ift das Veto des Königs bei der Geleh

gebung, felbfi wenn es ein abfolutes ifi, nicht

von dem Belange7 wie die Initiative, wenn fie

fich bei der Gefetzgebung ausfehließlich in den

Händen des Königs_ befindet: denn das wurde eine

negative Gewalt feyn- welche die Geferzgebung voll

kommen beherrfchte. Könnte der König in England,

urtheilt Humel jeder Bill wehrenf in das Parla

ment zu kommenx dann wiirde er ein abfoluter

Monarch [eyn. Darum findet er an Harrington's

Oceana befonders das auszufeßen, daßxda der Se

nat (die Exekutivgewalt im Harrington'fchen

Verfafiungsideale) die Gefehe vorzufchlagen und das

Volk nur zu bewilligen hat. Solchergeftaltf fagt er,
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hat der Senat nicht nur eine Negative gegen das

Volk, fondern, was von weit größerer Bedeutung ifi,

feine Negative geht der Stimmgebung des Volks vor

an. In der Oceana beruht demnach die gefammte

Gefehgebung eigentlich auf dem Senat, was Har

rington felbfi bei genauerer Erwägung für eine

unzuträgliche Regierungsform gehalten haben wür

de.

wenn gleich Hume die Zugefiehung einer

negativen Gewalt nach der Stimmgebung der Natio

nalrepräfentation an die höchfie erekutive Autorität für

lange nicht fo gefährlich anfieht, wie die Einräumung

einer negativen Gewalt an diefelbe vor der Stimm

gebung der Nationalrepräfentanten: fo hat er doch in

feinem Ideal eines vollkommenen Gemeinwefens, def

fen Grundzüge er in einer eignen Abhandlung in fei

-nen Les-178 3116. 'kr-entweder 011 ..leerer-1181i!)

jech entwickelt, keineswegs für gut gefunden, fei

ner oberfien Regierungsbehörde ein abfolutes Veto zu

verleihen.

Er theilt das Gebiet feines Staats in hundert

Kreife (eonon-33), von denen jeder hundert Reprä

fentanten erwähltf die in dem Hauptorte des Kreifes

zufammenkommen und durchs Loos aus ihrer Mitte

zehn Magifiratsperfonen für die Verwaltung des Krei

fes ( counizi anjstralä) und Einen Senator beftellen.

Die hundert Kreife ernennen alfo hundert Senatoren,



 

die in der Hauptfiadt des ganzen Landes fich verfam

meln und einen Körper bilden, dem die gefammte

vollziehende Gewalt des Gemeinwefens anvertraut und'

,der mit allen Vorrechten eines Königs von Großbrit

tanien ausgerüftet ift, mit Ausnahme jedoch feines

abfoluten Veto bei der Gefelzgebung.

Die Kreisrepräfentanten kommen in ihren refpek

tiven Kreifen zufammen und befilgen die ganze gefeh

gebende Macht des Gemeinwefens, fo daß die* größe

re Anzahl von Kreifen bei fireitigen Dingen die Ent

fcheidung hat und nur fiir den Fallf daß die Zahl der

Kreifef welche für die Sache iftf mit der, welche

'fich gegen diefelbe erklärt, gleich iii, tritt der Se

nat hinzuf um durch feine Stimme den Ausfrhlag zu

geben. 1

Jedes Gefeh, das in der Repräfentantenverfamm

lung eines Kreifes zum Vorfchein kommt, mußf um

zu einem Geer des Gemeinwefens erhoben zu wer?

den, dem Senat mitgetheilt und in diefem diskutirt

werden. Der Senat kann es verwerfenz aber wenn

zehn feiner Mitglieder d. i. ein Zehntheil der Sena

toren es verlangen, muß. es an die Kreife zur Ab

fiimmung '*gefandt werden. Ob der Senat bei der

Verfendung des Gefehentwurfs an die Kreife Gründe,

welche ihm fiir die Annahme oder für die Verwer

fung deffelben zu fprechen fcheinen, beifügen will, ift

feinem Belieben überlaffen. Sobald fiinf Kreife dar

.
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x in übereinfiimmenj daß _ein in einem derfelben in An

trag gefielltes Gefetz zum Vortrag in den Senat

kommen follf dann hat der Senat »die Verbindliche

keitt felbft falls er es nicht genehmigt oder es ablehnt,

das fragliche Geer zur Abftimmung an die Kreife

zu fenden und wenn'es die Mehrheit der Kreife

fiir fich erhält, wird es zum Gefetz des Gemein

lwefens.

Die Repräfentantenj welche in den Kreifen er

wählt werden und auf die angegebene Weife in je

dem Kreife die gefehgebende Gewalt des ganzen

l Gemeinwefens ausübenf die Kreismagifirate und

*die Senatoren, fo wie der von diefen aus ihre!

Mitte erwählte Protest-orf der die Würde des Ge

meinwefens repräfentirt und im Senat das Präfi

dium fiihrt, werden allezeit nur auf Ein Jahr

'ernannt und können mithin jährlich wechfeln. Schon

aus diefem Grunde läßt fich annehmen, daß der

Senat fehr_ vorfichtig bei der Ausübung feines be

dingungsweife ihm eingeräumten Vetorechts fich be

nehmen wird. Außerdem gibt es im Hume'fchen

Staate noch eine befondere Behördej bei welcher

alle diejenigen Sitz und, Stimme* haben, welche

nach dem erwählten .Senator in jedem Kreife die

meifien Stimmen der Repräfentanten fiir das Se

natorsamtf und zwar mehr als ein Drittheil fol

cher Stimmen fiir fich haben und diefe Behörde
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hat ebenfalls die Befugniß, jedes Geer dem Se

nat vorzufchlagen und im Fall es von diefem

verworfen wirdf daffelbe an die Kreife 'zur Abfiimz

mung darüber zu bringen.

Ieder Kreis bildet hier eine Art Republik in

fich felbfi und die Repräfentanten in jedem Krei

fe haben auch das Recht, Geere zu machenj die

blos in ihrem Kreife gültig find. Iedoch treten

fie erfi drei Monate, nachdem fie befchloffen wor

den findj in Kraft und eine Abfchrift davon muß

fowohl an den Senat als an alle übrige Kreife

gefandt werden. Nicht blos der Senat, fondern.

äuch jeder andere Kreis hat die Befugnißf ein'

folches einfeitig in irgend einem Kreife zu Stan

de gebrachtes Geer wieder zu vernichth oder def

fen Wiederaufhebung zu verlangen. Denn da al

le Kreife zufammen ein gemeinfames Ganzes bil

den. fo darf in keinem Theile deffelben*etwas

zum Geer werden können, was nicht von allen

Theilen und der Gefammtheit gebilligt wird.

Man wird fich leicht überzeugen können. daß

ein Vetox mit den Einfchränkungeny wie .Hume

in feinem Staatsideale vorfchreibt7 der höchfien

erekutiven Autorität. mithinim monarchifchen Staa

te' dem regierenden Monarchenj beigelegt, nur mit

Vorthejlen für das Wohlergehen des Gemeinwe

fens verknüpft feyn kann, ohne dafielbe jemals
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Das Königreich 'Norwegen fieht jeht frei

lich als das einzige Beifpiel in der Reihe der

europäifchen Monarchien da, wo dem Könige kei

ne unbedingte Willkühr in der Uebung feines

Vetoprärogativs gelaffen ift. Ich befcheide mich

auch gern z daß, was 'wegen befonderer Verhält

niffe dort dienlich- nicht gerade immer für ande

re Staaten unter anderen* Verhältniffen paffend

feyn mag; aber um das Prinzip von einer Be

fchränkung der königlichen Gewalt in -diefer Bezie

hung für einen gegebenen ?Staat mit Erfolg zu

befireitenz müßte erfi bewi'efen werdenf daß." die

Verhältniffe in demfelben von der Art feyen, daß

eine folche Befchränkung auf keine' Weife vortheil

haft und wünfchenswerth, ' fondern jedenfalls nur

nachtheilig für das Gemeinwohl wirken könn

te. i -

Unterfucht man aber„ warum 'in den monat

chifchen Verfaffungen unfers Welttheils* überall das

Veto des Monarchen nicht befchränkt iftf- dann

wird man bald findenf daß-der Grund .diefer Er

fcheinung lediglich in der Entftehung. jener Verfaf

fungen zu fuchen ift., Dem monarchifchen Prin

zip gelang es im neuern Europa. nachdem es all

gemein zur Vorherrfchaft gelangt war. zu unter

drückenF was feiner Machtvollkommenheit im We

ge fiand. Eben fo aber ift es fehr natürlich und



ganz in der Ordnungf daß in unferer Zeit', wo

die Völkerf durch fo viele traurige Erfahrungen*

von den Unzuträglichkeiten des abfolutifiifchen Sy

fiems belehrt, zur. Wiedererkenntniß ihrer Rechte

erwacht find, das Sinnen und Trachten auf eine

vernünftige Ermäßigung *der königlichen Machtvoll

kommenheit* gerichtet ift und keine Machtiibung

der Kronenträger mehr die Billigung* der Verfiän

digen in *Anfpruch nehmen kannf möge fie her

kömmlich" auch noch fo lange befianden *habenf die

vernunftwidrig erfcheintf weil keine Gefetze das Ge

meinwefen gegen deren möglichen Mißbrauch fchiiz-'

zen. Die Staatsgelehrten und Staatsgefetzgeber

werden darum darauf bedacht feyn miiffen, das

Recht zu einem Veto, das die königliche Gewalt

nicht entbehren kann, hinfichtlieh der Ausübung

in der Wirklichkeit wenigftens an gewiffe Formen

und Bedingungen zu knüpfenf wodurch deffen Ab

folutheit mehr oder wenigerf auf eine dem allge

meinen Befien entfprechende Weifef modifizirt wer

den mag. .

Die in den europäifchen Staaten eingeführten'

nenern Verfaffungen bietenf neben ihrer fo rmel

len Verfchiedenheit,' zugleich eine große mate

rielle 'Verfchiedenheit dar, die von bedeutender

Wichtigkeit für das innere Staatsleben ift und fich

hauptfächlich von ihrer verfchiedenartig'en Entftehung

18
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'und erfien Bildung herfchreibt. Bei weitem die

meifien gehören zu der Klaffe der *-fogenannten

oktroyirten 'Staatsverfaffungen und diefe ent

halten gewöhnlich in ihren .Grundbeftimmungen

die wenigfte Befrhränkung der- Rege'ntenmacht

und nur die allgemeinfien und nothdi'trftigfien

Bewilligungen von Rechten fiir das Volk und

die Vertreter 'deffelbem Namentlich legen fie auf:

fer der gefammten vollziehenden Gewalt die Ini

tiative der Gefetze gemeiniglich ausfchließlich und*

ganz allein in die .Hände der Regierung, der

Nationalrepräfentation“blos das fogenannte Peti

tionsrecht gefiattend. Das ifi ein Veto. das

aller Gefehgebung vorangehtj diefe ganz und gar

von dem, willkithrlichen Ermeffen des Staats

chefs abhängig und fo jedes Betorecht gegen

eine gefehgebende Behörde überfliiffig macht. Wo

aberf wie öfterxin den vertragsmäßig zu

Stande gebrachten Verfaffungen der Fall zu feyn

_ pflegt, die Initiative bei der Gefetzgebung auf

gleiche Weife ebenfowohl. dem Monarchen als

Regenten, als der Nationalvertretung eingeräumt

ifi,- da ifi es allerdings von folgenreicher Wich

tigkeit, ob die gefehgebende Gewalt der Volks

vertreter durch Uebung eines unbedingten Veto

vom Throne herab .paralyfirt und zu nichte ge

macht werden kann oder nicht. Aber auch bei
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der Entwerfung folcher vertragsmäßiger Staats

ordnungen hat die regierende Autorität allenf

halben ein folches Uebergewicht geltend zu ma

chen gewußt. daß es nicht befremden kann. wie

wenig daran' gedacht -worden » ifi .und wie we

nig man dazu hat gelangen können. für die

-Uebung des fürftlichen Veto gewiffe von der

Vernunft gebotene Schranken fefizufiellen. Da

gegen enthalten die von Nationalverfammlungen

und Reichsfiänden aufgefiellten Verfaffungen ge

wöhnlich die möglich größte Befchränkung

der Regentenrechte. namentlich in Hinficht des

Antheils des Regenten an der Gefetzgebung.

Man findet ihm da nicht felten fogar die Ini- '

tiative ganz abgefprochen und feine Wirkfamkeit

“blos ,auf ein bedingungsweife ihm zugefiandenes

Veto zurückgeführt.

Es wird darauf ankommen. zwifchen den* all

zugroßen Befchränkungen der Bolksrechte und den

allzuweit getriebenen Befchränkungen der Regen

tenrechte die richtige verfiändige Mitte zu fin

den. und mir fcheint diefelbe fo lange nicht

gefunden zu feyn., als ein Einziger inder

Staatsgefellfchaft dominirt. der mittelfi verfaf

fungsmäßiger Geltendmachung» eines einfeitigen Be

to alle gefehgeberifche Weisheit unnüh machen

kann. Es kommt mir immer fehr problema

18 "i
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tifch vor, ob es möglich feyn dürfte, durch

andere Inliitutionenf von welcher Art fie .auch

feyn mögen, der Schädlichkeit eines folchen von

einem unverantwortlichen Staatsoberhaupte will

köhrlich geübten Vorrechts ganz und durchaus

' in allen Fällen vorzubeugen.

k

Das einzige Mittel, das in den Verfaffungen

der meiften konfiitutionellen Monarchien dargeboten

wird, um ein verfaffungsmeißig dem Regenten zu

gefiandenes Veto, falls daffelbe dem Gemeinwohle

widerfireitet, unfehädlich zu machen, befieht darin,

daß die Minifier fich weigern können, den fürftli

chen Befehl in Vollziehung zu fehen. Allein diefe

möffen fich alsdann gewärtigen, ihre Entlaffung zu

erhalten, indem überall den Fürfien eben fo ver

faffungsmäßig zugleich das Recht zufiehtr fich nach

Gefallen die Minifier zu wählen. Hier fiößt man

nun allenthalben auf eine große Lücke in den Ver

faffungsurkunden. Was foll nämlich gefchehen, wenn

der ,Fiirft den bisherigen Minifiernf weil fie fich in

fein Verlangen nicht fügen und feine Befehle zu voll

ziehen Anfiand nehmenf den Abfchied *ertheilt und

es nun unterläßtf neue Minifter zu ernennen? Nie

mand iii, der ihn verfaffungsmäßig zwingen kann,
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die Ernennung vorzunehmen und auf der andern

Seite kann doch die Regierung einer konfiitutionel

len Monarchie keinen Augenblick ohne ein verant

wortliches Minifterium feyn. Diefer Fall ift nir

gends in den* Verfaffungen vorgefehen und vergeb

lich .fieht man fich nach pofitiven Befiimmungen in

diefer Beziehung um.

Nach Einführung der Charte Ludwigs nern.

in Frankreich hatte blos die Praxis den Gebrauch

herbeigeführt, daß der König mit dem Entlaffungs

dekret für die bisherigen Mitglieder feines Minifte

riums zu gleicher Zeit das Ernennungsdekret der

neuen Mitglieder deffelben verband und beide De

krete immer in einem und demfelben Blatte des Mo: *

niteurs bekannt gemacht wurden. Es ift nämlich

hier nur von dem-Fall der Abdankung des gefamm

ten Minifteriums die Rede, weil. wenn nur ei

' nige Minifter verabfchiedet werdenf die übrigen ih

re' Stelle vertreten und kontrafigniren können. In

Frankreich, wo die Stelle eines Präfidenten des f

Staatsminifieriums erifiirtz pflegt mit einer Ver

änderung diefes auch das ganze Minifterium zu wech

feln und der vom Könige erwählte neue Präfident

alsdann mit den Vorfchlägen zur Befehung des Mi

nifteriums beauftragt zu werden. Eben fo in. Eng

, land, wo überdies die Staatspraris den Gebrauch

fanktionirt hat, daß die fungirenden Minifter. felbft
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wenn ihnen ihre Entlaffung angezeigt worden ifi,

fortfahren, fich noch fo lange'als in Thätigkeit zu be

trachtenf als die Ernennung des neuen Minifie

riums noch nicht bekannt gemacht worden iii. Man

erinnert fich, daß Peel einfi im Un'terhaufe, als

er einen Gegenfiand abermals vertheidigte, den er

früher als Mitglied des eben entlaffenen Minifieriums

in Schutz genommen hatte, und ein Parlamentsglied

bemerklich machte, er fey ja nicht mehr Minifier7

erklärtej er fey allerdings noch Minifter, weil fei

ne minifteriellen Funktionen erft mit der wirklichen Er:

nennung eines neuen Minifteriums ein Ende nähmen.

An pofitiven Vorfchriften und Normen in diefer Be

ziehung fehlt es indeffen in England wie noch über:

all. '

Eine andere Fragef auf die eine umfichtigere Er

örterung und weitere Ausbildung der Lehre vom kö

niglichen Veto führen wirdj i| die: ob das Vetoj

es mag nun ein abfolutes oder ein blos fuspenfives

feyn, vom Throne herab mit oder ohne Angabe

oder Beifügung von motivirenden Gründen ausgefpro

chen werden foll? Der nordamerikanifche Präfident

iii verfaffungsmäßig verbundenf_ jedesmal Beweggrün

de anzugebenF wenn er einem Befchluffe des Kon
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greffes feine Znfiimmnng verweigert und dadurch ver

hindert, daß jener* Befchluß fogleich Gefetzeskraft er

hält. Die beiden Häufer - der Senat und die Ver

fammlung der Volksvertreter - haben alsdann die ih

nen bei Ziiritckfendung ihres Dekrets zugleich mitgetheil

ten Gründe, wodurch der Präfident bewogen worden

ifi, das Dekret nicht mit feiner Sanktion zu ver

fehen, in Erwägung und Ueberlegung zu ziehen und

nicht felten ergibt fich alsdann'aus forgfältiger Prii

fung der Motive des Präfidentenf daß diefer nicht

Unrecht habe. Oftmals_ bringt der Präfident in fbl

chem' Falle zugleich Verbefferungen oder Modifikatio

nen des Gefetzesentwurfs *in Vorfchlag, welche die

Billigung des Kongrefi'es finden und der* fo abge

änderte* Gefetzesentwurf wird dann, wenn er an den

Präfidenten zuri1>kommt, ohne Schwierigkeit fank

* tio'nirt und zum Geer erhoben. Auf diefe Weife

geht Alles in Frieden ab und die Harmonie zwi

fchen der erekutiven und legislativen Gewalt leidet

keine Störung. _,

Warum follte ein ähnlicher Brauch nicht in der

Staatspraris der repräfentatiuen Monarchie ein-geführt

werden können? Meines Erachtens kann es keinem

Staatsoberhaupte, dem die Regierung iiber vernünf

tige Wefen obliegt, in irgend einem Betracht zur

Unehre gereichen, wenn er feine Handlung durch ver

nünftige Gründe zu motiviren fucht.' Wie follte es
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alfo der Würde des Regenten in einer Monarchie un

angemeffen oder gar mit derfelben unverträglich er

fcheinen. wenn von ihm verlangt würde. daß er

fich die Mühe geben wolle. jedesmal. wenn er einen

ihm vorgelegten. von der Nationalrepräfentation ge

faßten Befchluß verwirft. die Gründe bemerklich zu

machen. welche ihn dazu veranlaßt? Ich denke. daß

fchon die Achtung. die den Vertretern der Nation

gebührt. dies erheifchen dürfte. Und, würde ein fol

ches Verfahren nicht überdies dazu dienen. das öf

fentliche Vertrauen zu vermehren und den Fürften in

einem ganz andern Lichte erfcheinen zu laffen.“ als

wenn er. gleich dem Herrfcher in einer Despotie.

fich darauf befchränkt. 'zu fagen: »Ich will nichta?

Wer ein gutes Gewiffen hat. der- braucht die Grün

de nicht zu verhehlen. die ihn zu einer Handlung be

wegen und immer kann ein Regent in der öffentli

chen Meynung nur gewinnen. wenn er offen. auf:

richtig und ohne Rückhalt zu Werke geht. Der Geifi_

einer konfiitutionellen Staatsordnung verichmäht jeg

liche Willkühr und felbft den Schein derfelben foll der

konfiitutionelle Regent vermeiden. *

Aber hier werden uns die Monarchifien entgegen

fchreien: es hieße den Monarchen entwürdigen. fei

ne Hoheit antaften. wollte man ihm. der nur Gott

verantwortlich. zumuthen. feine Handlungen durch

Anführung von Gründen zu rechtfertigenz er fen kei
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nem Menfchen Rechenfchaft fchuldig hinfiehtlich def

fenf. was er zu thun oder zu laffen für gut finde -

und er fieige zu einem blofen* republikanifchen Staats

chef herab, wollte 'er fich dazu herablaffen, den Re

gierten die Motive feiner Handlungsweife bekannt zu

machen, Ihnen ifi das monarchifche Staatsoberhaupt

ein ganz anderes Wefen als das republikanifche,

gleichfam ein höheres Wefenf ein Erdengott, wenn

auch nicht in der Wirklichkeit des Lebens und Han

delnsf doch in der Einbildung und imo Reiche der '

Fiktion. Sie fehen das Wefen des Königthums ge

rade darein, daß ein einzelner Menfchf König ge

nannt-7 vorhanden feyf bei dem Niemand danach.

'zu fragen habe, warum und weshalb er diefes oder

jenes thue. Indem fie die Begriffe von einem ab

foluten Monarchen auf einen konfiitutionellen iiber

tragen , wollen fie, daß diefer ganz eben fo in der

Glorie der Unfehlbarkeit dafiehe wie jener. So brin

gen fie nichts weiter als ein Zwitterding von Ver

faffung zu Stande, die, wenn fie fich auch in For

men und Infiitulionen einer republikanifchen annähert,

doch einen Regenten ftatuirt, nicht nur gefchmirckt

mit dem Flittergolde, fondern auchausgefiattet mit

den Befugniffen eines hochfahrenden Autokraten. Die

Monarchifien quälen fich mit der Beforgniß, daß,

wenn man dem Fiirften gar keinen Spielraum zur

Uebung einer Eigenmacht und zur Geltendmachung
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nen fo fehr am Herzen liegenden Monarchie ver]

ren gehen und man-zuletzt nichts weiter haben werde

als eine Republik. Darum wähnen fie. daß dem

konfiitutionellen Monarchen wenigftens in oberfier oder

letzter Infianz eine gewiffe Dofis von Willkühr be

laffen werden müffe. Aber wäre es denn ein fo grof

fes Unglück. wenn der monarchifche Staatsregent

fich dazu bequemte. mit der Rolle eines republika

' nifchen vorlieb zu nehmens In der Realität würde

er an Anfehen nichts dadurch verlieren. an wahrhaf

ter Achtung. Liebe und Anhänglichkeit von Seiten

der Staatsbürger in einem Zeitalter der Kultur nur

gewinnen , können. *

Nach Gründen zu fragen. ift jedem vernünftigen

Menfchen_ erlaubt. zumal bei Angelegenheiten. die

mit dem allgemeinen Wohle der Staatsgefellfchaft in

Beziehung fiehen. Werden die Triebfedern. welche

der Ausfprechung eines Veto gegen* einen in der Na

tionalverfammlung durchgegangenen und vor den

Thron gebrachten Gefehesentwurf zum Grunde gele

gen. verfihwiegen. dann kann leicht und fehr na

türlich der Argwohn entfiehen. der Regent habe

Urfache. fich zu fcheuen. fie bekannt werden zu laf

fen. Gemeiniglich bleiben auch die geheimen Motive.

die von Oben herab bei einem folchen Akt verhehlt

werden. nicht verborgen oder fie werden doch von
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Scharffichtigen errathen. Der Zweck wird alfo nicht

. einmal durch. die Verhe'imlichung erreichtf dagegen

Mißdeutungen aller Art die Thür geöffnet. Wenn

fchon bei der Geltendmachung eines blos fuspendi

renden Veto durch den Regenten die Angabe von

Gründen billigerweife in Anfpruch genommen und

zur Vermeidung jedes Scheins von willkührlicher Ei

genmacht von der Staatsklugheit geboten werden mag:

dann wird dies noch weit mehr bei der Uebung ei

nes abfoluten Veto der Fall feyn.

Sehr richtig erkannten diefe Wahrheit die Schwe

den- als fie im I. 1809 in der günftigen Lage wa

ren, fich eine neue Verfaffung zu geben und brachten *

fie in diefer zur Verwirklichung. Die vom fchwedifcheu

Reichstage am 7. Juni gedachten Jahres aufgeftellte

und angenommene Verfaffungsurkunde, welche auch

von demf in Angemeffenhe'it zu diefer Verfaffung, als

König anerkannten Herzog von Südermannland,

der unter dem Namen Knie( Kill. den Thron Schwe

dens befiieg, unterzeichnet wardf fehte in diefer Bezie

hung feft: Die Reichsftä'nde haben gemeinfchaft

lich mit dem Könige ,die Machtj Gefetze zu geben

und die gegebenen Gefelze zu verändern und aufzuheben.

Haben die Reichsfiände über ein neues Geer oder über

die Veränderung und Aufhebung eines alten Gefetzes

fich. vereinigte dann- wird der darüber gefchehene Vor

fchlag * dem. Könige durch den Sprecher überreicht.
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Der König hört dariiber die Gutachten des Staats

rathes und des höchfien Tribunals, und macht dar

auf den gefammten Reichsftänden feineAnnahme des

Gefetzesentwurfs oder die Grunde feiner Wei

gerung bekannt. Will dagegen 'der König den

Ständen einen Gefetzesentwurf vorlegen. dann holt

er zuvor das Gutachten des Staatsraths und des

höchfien Tribunals dariiber ein, und legt dann den

Ständen feine Propofitionf zugleich mit die

fem Gutachten7 vor. Darauf wird der königliche

*Antrag dem Gefehesausfchuße vorgelegt, und nach

defien eingeholtem* Gutachten von dem Reichstage

befchloffen, ob der Antrag angenommen oder ver

worfen werden foll.

Man fieht in der That auch nicht, wenn in der

repräfentativen Monarchie König und Nationalreprä

fentation als zwei gleiche Größen zu betrachten find,

welchen die Befugniß zujtehen foll, bei der Gefetz

gebung gegenfeitig ein Vetorecht gegen einander aus

üben zu können, warumf' was ,bei dem einen Thei

le fitr recht gehalten wird? für den* andern nicht

7 billig feyn follte. Wenn die Nationalrepräfentation

ein vom Könige in Antrag gefielltes Geer verwirft,

dann hat fie ohne Zweifel. jederzeit Gründe, die

dafiir geltend gemacht werden und - bei der Oeffent

lichkeit der Debatten, die in einer jeden wohleinge

richteten Verfammlung_ von Volksoertretern_Statt fin
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det. dem Könige nicht verborgen bleiben können.

Warum follte denn anderntheils diefer die Befugniß

für fich haben. feine Gründe der Nationalrepräfen

tation zu verfchweigen und zu verheimlichen. fo oft

er fich bewogen findet. einen ihm von derfelben dar

gebotenen Gefelzesentwurf zu verwerfen?

Die Einrichtung in Schweden hat auch das Ei

genthümliche. daß dem Könige bei der Gefelzge

bung *zwar kein blos fuspendirendes Veto

beigelegt ifi. gleichwohl das von ihm ausgeübte

Veto infofern kein 'abfolutes rein individuelles ift.

als es durch das zufiimmende Gutachten der höch

fien Reichsbehörden. des Staatsraths und des ober

fien Iufiiztribunals. wovon “es begleitet feyn muß.

bedingt ift. Es kann dies zugleich dazu dienen.

zu erkennen. wie vieler Modifikationen das könig.

liche Vetoprärogativ bei der Ausübung in der Staats

praris fähig ifr -- Modifikationen. die bisher von

den Staatsmännern und Staatsgefetzgebern noch we

nig beachtet worden find. Man fieht. daß ver

fafiungsmäßig dem Regenten ein* unbcfchränktes

Veto eingeräumt feyn. daffelbe aber dadurch. daß

deffen Uebung an gewifj'e in der Verfaffung vorge

fchriebene Formen geknüpft ifi. die fiets beobachtet

werden müffen. wenn der Regent nicht verfaffungs

widrig handeln will. in der That zu einem-be

fchränkten werden kann. Die Idee von einem
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der königlichen Autorität zufiehenden abfoluten Ve

to in Sachen der -Gefehgebung kann *folchergefidlt

gerettet werdenf ohne daß in der Wirklichkeit die

fes Veto in feiner Abfolutheit jemals zum Vorfchein

zu kommen vermag. . .

Zwar könnte man fagen, daß ja in jeder wohl

organifirten konfiitutionellen Monarchie der Monarch

bei der Uebung feines Vetorechts an gewiffe

Formen gebunden iftz daß er ohne Zufiimmung

eines feiner, Minifter, der fich zur Kontrafig

natur hergibt, oder auch des Gefammtminifte

riums, fein Veto gar nicht verwirklichen kann.

Aber der große .Unterfchied zwifchen der Bei

fiimmung eines von 'der Wahl des Monarchen

abhängigen und fiets . abfetzbaren Minifieriums

und der eines unabfehbaren und eben darum

_mehr felbfiftändigen Kollegiums oder Reichstribu

nals liegt wohl auf flacher Hand.

Fragt man, worin wohl *die Urfache lie;

ge, warum man nicht bei der Entmerfung von

Berfafiungsurkunden für andere konftitutionelle Mon

archien auf ähnliche Staatseinrichtungen gekom

men ift, wie gegenwärtig im Königreiche Schwe

den beftehen, wiewohl der Gedankef darauf zu

verfallenf nicht fchwer erfcheinti dann wird man

den *Grund diefer Erfcheinung leicht in der Ver

fchiedenheit der Entftehung* der jenigen fchwedi

x
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fchen Reichsverfaffung von - der anderer neueuro

. päifchen Staatsverfaffungen entdecken. Daß. kein

' konftitntioneller .Füer in Europa in der Uebung

des V'etoprärogativs verfaffungsmäßig fo befchränkt

ift. * wie. der König der fkandinavifchen Halb

infel. erklärt fich fchon daraus.. weil' die dort

ir. den neuern Zeiten eingeführten und ins Le

ben getretenen Verfaffungen nicht zu den oktroyir

ten- gehören. nicht vom Könige und deffen Mi- .

nifterium ausgegangen und den Ständen zur

Begutachtung. Prüfung und Annahme vorgelegt

wurden.- fondern zunächft von den' Reirhsfiän

den ausgearbeitet und dem Regenten zur Un

terzeichnung .und Sanktion vorgelegt worden find,

Daß die dermalige Verfaffung Schwedens z die- -

fen politifchen Charakter erhielt. ,lag inder

ihr vorhergegangenen fchwedifchen Revolution. in

der Thronentfehung Guftav's l7. und fei'er

direkten Deszendenz durch die Reichsftände und

in der Erhebung .des kinderlofen Karls Llll.

und der ihm folgenden neuen *Dynaftie eben

falls durch die Reichsfiände auf den fchwedi

fchen Thron. Die Smweden befanden fich. als

es fich darum handelte. eine _neue politifehe

Ordnung der Dinge zu begründen. in einer

gü'nfiigern Lage _als andere Völker. die mei

ftens ihre Berfaffungen nur als Gnadengefchen
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ke von Oben herab erhielten; darum konnten

fie weife Einrichtungen zu einer verfaffungs

mäßigen Befchränkung des Veto der Krone tref

fen, an die andere europäifche Nationenz die

bei dem Verfaffungswerke oft gar keine Stim

me hattenj freilich nicht denken konnten.

In Würtemberg ift zwar nach dem Z 58

der Verfaffungsurkunde vom 25fien Sept. 1819

der König an die Nothwendigkeit der Vernehmung

des Geheimen Raths bei jeder Thätig'keit der

Gefetzgebung und mithin auch bei jeder Verwer

fung von Gefetzesentwürfenf die auf dem Wege

der Petition durch das Organ der Ständeverfamm

lung an ihn gelangen, gebunden. Durch diefe

Beftimmung der würtembergifchen Konfiitution fof(

ohne Zweifel _möglicher Mißbrauch und gemeinfchäd

liche Anwendung auch des wichtigen und weitgrei

fenden Vetorechts bei der Gefetzgebung- verhindert

werden; aber der Geheime Rath ift blos ein bera

thendes Kollegium, von dem nichts weiter als ein

Gutachten verlangt wird. Wenn auch die Einho

lung einer folchen Begutachtung verfaffungsmäßig

nicht unterlaffen werden daer fo i| doch der Kö

nig nicht an diefelbe gebundenf fondern es bleibt

ihm überlaffen, ob er die Rathfchläge des Gehei

men Raths berückfichtigen will oder nicht. Der

Zweck der ganzen Befiimmung kann daher7 nach
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dem Urtheile Mohl's (Staatsrecht des Kö

nigr. Würtemberg Th. [..,S. 186). nur der

feyn, zu verbieten, daß der König nicht durch Ein

flitfierungen und falfche Anfichte. eines einzelnen Mi

nifiers oder durch eigene Leidenfchaft fich fo weit

hinreißen laffe. um etwas zu thun, was feine höch

fte Staatsbehörde misrathen wiirdeF hätte fie zu ent

fcheiden. Es ifi.roeniger auf Schutz der Volksrech

te,' denn auf Wahrung der königlichen Wurde da

bei abgefehen.

In der neueften Zeit haben wir den ganz eige

nen Fall erlebtj daß konfiitutionelle Regenten ihre.

Thronfolger zu Mitregenten ernannten. So im Kö

nigreiche Sachfen und in Kurheffen. Hier bietet fich

nun die Frage darf wem in folcher Dyarchie das

Vetorechtzuftehen foll? Denn beiden Theilnehmern

an dem Regierungsgefchäfte zugleich kann es doch un

möglich beigelegt werden, wenn fie auch fonft in den

Prärogativen und Rechten einander gleich gefetzt find.

weil es doch fehr wohl denkb'ar ifi, daß fie in vor

kommenden Fällen eine verfchiedene Anficht oder einen

von einander“ abweichenden Willen haben 'und uneinig

feyn können. Billig fcheint es zwar, daß hier dem

alten Regenten. dejfen Willen der Mitregent feine

19
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Autorität verdankt. der Vorzug gebühre; aber es

dürfte gleichwohl. um möglichen Zwiften vorzubeugen.

nothwendig feyn. es auf eine pofitive Weife verfaf

fungsmäßig zu befiänmen. wie es mit der Uebung

des Veto zu halten. „l

Ueberhaupt zeigen fich 'die Staatsgefehgebungen

rückfichtlich des Regentenveto noch fafi überall nicht

minder mangel- und lückenhaft als .die *Doktrinen der

Staatsgelehrten. fo daß hier der fiaatswiffenfchaft

lichen Focfchung noch viel zu leifien übrig gelaffen

ifi. ' .





K.

K.



 

Man hört unfere konfiitutionellen Monarchifien von

dem unbedingten. und unbefchränkten königlichen Veto

nicht viel anders redenf als wenn* die ganze Erifieuz

und Erhaltung des monarchifchen Staatsfyftems davon

abhinge. Das monarchifche Prinzip iftf »ihrer Mey

nung nachj ohne diefes Prärogativ des Staatsober

haupis ein Unding und das fiets vorherrfchende Wal

ten jenesf ohne welches esf ihrer Anficht zufolge, kei

ne Monarchie gibt, ift durch die Aufrechthaltnng die

fes bedingt. Die monarchifche- Beherrfchungsform,

lehren fie, verliert fogleich ihren eigenthümlichen Eha

rakter, fobald irgend etwas im Staate gefchieht und

vor-geht, oder gefchehen und vorgehen kann, ohn e oder

wohl gar gegen_ die Zuftimmung des Monarchenf

und dies zu verhüten und zu verhindern ifi nur mög

lich durch Einräumung eines_unwiderftehlichen abfolu

ten Veto an den Träger der Krone. Geben wir in

diefem Punkte das Mindefte nach. d. i. forgen wir

nicht für die Aufrechthaltung diefes Vorrechts der Kö

nigfchaft in feiner ungetrübten Reinheitf dann rufen

wir alfobald eine Hinneigung und Annäherung der

Monarchie zur Republik hervor, und wir bekommen
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in folchem Falle eine Art Zwitterregierungsformf die

weder ächt monarchifch noch ächt republikanifch ifi,

die in Widerfpriiche verwickelt, zu Inkonfequenzen

fiihrt und der Staatsgefellfchaft nicht zum Helle ge

reichen kann, vielmehr diefelbe fort und fort dem in

nern Zwiefpalt und dem Verderben blosftellt.

Um *die -Frage iiber die folchergeftalt behauptete

Nothwendigkeit eines dem monarchifchen Staatschef zu

zugeftehenden Veto zu benrtheilen, wird "es erforderlich

feyn, das obige Raifonnement einer unbefangenen

forgfältigen Priifung zu unterwerfen und fowohl die

Griindef welche fiir die aufgeftellte Behauptung gel

tend gemacht, als die Schlitffe, welche daraus gezo

_ gen werden , .genauer zu unterfuchen und näher beim

Lichte zu betrachten. Vor Allem wird man hier zu

fragen haben: was ifi der Hauptgrund ,*1' warum die

Vertheidiger der konftitutionellen Monarchie die

fe der abfoluten vorziehen? was ift der Haupt

zweck, den man mittelft des konfiitittionell-monarmi

fchen Syfiems im Gegenfatze des abfolut-monarchi

“ fchen erzielen will? Offenbar verwirft man das un

umfchränkte Monarchenthum und gibt vor diefem dem

durch eine geregelte Verfaffung und derfelben angemef

.fene Infiitutione'n befchränkten Monarchenthum den

Vorzug, weil jenes unvermeidlich feiner Natur nach

die Möglichkeit des Despotismus und .der Willkiihr

herrfchaft in fich fchließt, diefes hingegen befiimmt ift.
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folche Gefahren. Inkonvenienzen und Uebel zu befeiti

gen und die Herrfchaft der Gefetze. wodurch allein die

bürgerliche Freiheit verbürgt “werden kann. an die Stel

le menfchlicher Eigenmachtz die nur zu leicht. -wie die

Erfahrung dargethan. der Selbßfucht der Gewaltha- -

ber fröhnt. zu fetzen. Soll diefes der Vernunft an

gemeffene Ziel durch Einführung und Begründung ei

nes konfiitutionell- mo-narchifchen Regiments erreicht

j werden; dann wird es fich darum handeln. eine öf-'

fentliche Ordnung fefizufiellen. in welcher der Willkühr

und Eigenmacht und mit diefen dem Egoismus .. den

ver-kehrten Neigungen und Leidenfchaften aller derjeni

gen Subjekte. in _deren Händen die Uebung der Staats

gewalt liegt., kein Spielraumvergönnt ifi. Da die

fes- mit Hülfe von Staatseinrichtungen. mögen fie

auch noch fo weife und zweckmäßig erfonnen feyn. nie

ganz zu verhüten fieht. fo hat man in der konfiitu

tionellen 'Monarchie den Grundfah der Verantwortlich

keit der öffentlichen Beamten aufgefiellt. ganz eben fo

wie *in der Republik. und dort wie hier verfaffungs

mäßig den Staatsgrundgefeßen beigezählt. daß kein

mit Gewalt bekleideter öffentlicher Beamter handeln

foll. als fiehe er über dem Gefeße und fey demfelben

nicht unterthan wie jeder .andere Staatsbürger. Will

ein. folcher fich anmaßen.. eigenmächtige Willkühr zu

üben..dann find Behörden angeordnet. vor denen der

felbe zur Rechenfchaft gezogen und durch die er erfor
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derlichen Falls beftraft werden kann. Die konftitutio

nell-monarchifche Staatsordnung unterfcheidet fich ei:

gentlich nur dadurch von der republikanifchen im firen

gern Sinne ,' daß in erfierer eine phyfifche Perfon an

die Spihe des Staats gefiellt fich befindet, die allein

eine Ausnahme von der allgemeinen_ Regel der Ver

antwortlineit-machen foll, in Beziehung fowohl auf

ihr Thun als auf ihr Laffenf während in lehterer ei

ne folche Ausnahme auch rückfichtlich derjenigen php

fifchen oder juridifchen Perfonr der die oberfie Leitung

der öffentlichen Gefchäfte anvertraut iftj nicht fiatuirt

wird.

Um eine folche Einrichtung, welche eine Eigen

thirmlichkeit der konfiit'utionell- monarchifchen Beherr

fchungsform ausmacht, vor dem Richterfiuhle der Ver

nunft und Staatsweisheit zu rechtfertigen, hat man

zu der Fiktion feine Zuflucht nehmen mirffenf daß das

konfiitutionell-monarchifche Staatsoberhaupt fo anzu

fehen fey , als ob es weder Irrthümer und Fehler be

gehen, noch verkehrt oder übel handeln könnej * wie

' unter andern das brittifche Staatsrecht ausdrücklich

diefe Vorausfehung als Grundfah fefihält und den Kö

nigeben dadurch zu einer heiligen, unverlehlichen und

unantafibaren Perfon erhebt. Eine Annahme der Art,

welche mit den Schwächen und Unvollkommenheiten

der menfchlichen Natur im grellften Widerfpruche fieht,

würde ohne Zweifel ungereimt und widerfinnig erfchei
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nen. wenn nicht zugleich durch allerlei Anftalten da

für Sorge getragen wäre. daß der mit unverantwort?

licher Autorität bekleidete Monarch nie in den Fall

_kommen ikönnte. diefelbe zu mißbrauchen. Es follen

daher zweckmäßige Veranfialtungen getroffen werden.

damit felb| die Möglichkeit verfchwinde. daß der Kö

nig jemals in der Wirklichkeit als Staatsregent Bö

fes thue und dem Gemeinwohle entgegen handle. Zu

diefem Ende verordnet die Verfaffung. daß kein ,vom

Könige ausfließender Befehl Gültigkeit habe. es fey

denn. daß er von einem für den Inhalt deffelben ver

antwortlichen Minifter oder *Staatsfekretär kontra

fignirt fey und ohne' diefe Formalität die Vollziehung

unterbleibe. _

Auf diefe Weife mag nun freilich -'- vorausge

feht. daß die Gefetze wegen Refponfabilität der: Mi

nifter und oberften Staatsbeamten. welchen die Voll

ziehung der königlichen Befehle zufteht. fireng und un

parteiifch in allen vorkommenden Fällen gehandhabt

werden - verhütet werden. daß nichts Verfaf

fungswidrigesund den Staatszweck Ver

letzendes vorfalle und Raum gewinnez aber es

bleibt dabei doch nur eigentlich oder hauptfächlich die

eine Seite der Regentenwirkfamkeit berückfichtigt.

nämlich die pofitive. während die andere. die

negative. großentheils. wo nicht ganz. außer Acht

gelaffen ift. Wer aber mag leugnen. daß in öffent
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lichen Angelegenheitendurch Unterlaffung des

Guten häufig nicht weniger Unheil erzeugt werden

kann, als durch Verhütung des Böfen? Es

gibt im Staatenleben Momente, wo Unthätigkeit von

Seite der höchfien regierenden Gewalt oder Nachläf

figkeit und Verfäumniß in Ergreifung zweckdienlicher

Maßregeln mit mehr Gefahr für die öffentliche Ruhe

und Aufrechthaltung der Verfaffung verknüpft feyn

kann, als .eine Regierungsthätigkeit, die fich lediglich

darauf befchränktf nichts Verfaffungswidriges zu ver

fügen oder zu unternehmen. '

Wie in aller Welt aber will man es anfangenz

den Staatsregenten, der „ kraft des Begriffes der in

dividuellen Souverainitätf alsSouverain nichts über

fich haben und folglich über allen äußern Zwang erha

ben feyn, zugleich als heilige, unverlelzliche, unver

antwortliche Perfon daftehen foll, zu veranlaffen oder -

zu bewegen, fich nicht etwa blos damit .zu begnügenf

fich fireng in den Schranken der Verfaffung und der

Gefetze zu halten und durch pofitive Handlungen die;

feauf keine Weife zu übertreten - denn daß diefes

gefchehe und das Gegentheil verhindert werdef dafür

kann allerdings durch zweckmäßige Staatseinrichtun

gen und Infiitutionen geforgt werden - fondern auch

Schritte zu thun, *Maßregeln zu nehmen oder Gefetze

zuzulaffen, die zwar als für das allgemeine Befie

nothwendig,*ja vielleicht dringend nothwendig erachtet
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werden , ohne daß man doch fagen kann, er iiber

fchreite oder verletze durch Unterlaffung folcher Hand

lungen-das Verfaffungsgefetzund feinen auf diefes als

Regent bei feiner Thronbefteigung geleifteten Eid?

Gefetzt, ein konfiitutioneller Souverain hätte das

Gluck, die weifefien, fiaatsklugfien, wohlgefinnteften

Minifier zu befitzen und diefe fänden irgend einen

Schrittvon Seite der Regierung fiir das Wohl und .

Gedeihen der Staatsgefellfchaft nicht nur wünfchens

werth und heilfam, fondern auch zugleich nöthig. Ge

feht, fie gäben fich alle in ihrer Stellung mögliche

Mühe, dem Fierften die nämliche Ueberzeugung bei

zubringenz aber fie verfchwendeten ihre Rathfchläge

vergebens und fprächen nur zn tauben Ohren, wei(

der Furfi entweder nicht Verfiand und Einficht genug

hätte, um das ihm Vorgetragene gehörig zu begrei

fen und zu windigen, oder zu eigenfinnig wäre, ur'n

auf die Vorfchläge und Anträge feiner Minifier zu

hören, oder endlich böfen Willen hätte. Was ift Un

. ter folchen Umfiänden zu thun? Es ifi oberfies Staats

prinzip7 daß nichts vorgenommen werden foll ohne

und noch weniger gegen den Willen des Regenten;

die heilfamfie, vielleicht durch die Umfiände und Ver

hältniffe mit dringender Nothwendigkeit gebotene Maß

regel muß alfo unterbleiben, und zwar unterbleiben,

_ weil ein einziges kurzfichtiges oder eigenfinniges oder

böswilliges Individuum, das der Zufall der Geburt
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zum Befihe der höchfien Macht im Staate berufen

hat. fich dagegen' erklärt. .

Der Staatsphilofoph wird uns zwar fagen: Ein

Fürfi. der fo„ handelt. i| kein Regent. wie er feyn

follz er verkennt feine erhabene Befiimmung und wür

digt fich zu einem Privatmanne herab. dem die Rück

fichten . die ein Staatschef zu nehmen hat. fremd find.

Aber wie wen-?ge Fürfien gibt es . welche Regenten find.

wie fie feyn .follen. die völlig klare und richtige An

fichten'von ihrer Stellung .und Befiimmung haben.

und den Privatmann auf dem Throne ganz verleug

nen! - Man muß daher annehmen. daß in der Regel

die monarchifchen Staatsoberhäupter nicht von der

V'efchaffenheit find. um Ideale der Fürfienfchaft dar

fiellen zu können; daß fie' vielmehr als fchwache Sterb

liche mit Irrthümern eben fowohl als mit verkehrten

Neigungen und Leidenfchaften zu kämpfen haben. Da

zu kommt noch. daß fie auf ihrer Höhe ohne Vergleich

mehr als andere Menfchen von Schmeichlern umgeben

find, und der Verführung unterliegen. Was. will man _

nun bei und mit einem folchen Fürften machen. der

zwar durch keine pofitiven .Handlungen der befte

' henden. von ihm befchwornen Verfaffung zuwider ver

fährt. aber doch durch negative Handlungsweifen

zu erkennen gibt. daß er offenbar mit dem Staats

zwecke in Widerfireit tritt?
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.Das Staatsrecht der konfiitutionellen Monarchie

läßtzwar allerdings außerordentliche Fälle zu, in de

nen esmit allem Fug und Recht geftattet ifi, einen

legitimen Firrfien för regierungsunfähig und regierungs

untöchtig'gelten zu lafien. Ein Fall der Art tritt z. B.

einj wenn der Regent das Unglück hat 7 feinen Ver

ftand zu verlierenf oder in Blödfinn. oder wohl gar

in.Wahnfinn zu verfallen. Aber Verfiandesbefchränkt

heit .ifi-nvehkeine Verfiandesverrücktheit, Geifiesfchwä

chenoch keine Geiftesabwefenheit, Herzensverkehrtheit

*und .Verdorbenheit noch kein Wahnwih, fo wenig ein

Thor fchon gleich ein kompleter Narr ifi, der in ein

Irrenhaus gehört. Ein Menfch kann mit einer Men

ge Albernhe'iten und Lafiern behaftet fe'ynf ohnedar

um dieFähigkeit zu verlieren, einem ihm angewiefe

nen-Berufe gewachfen zu feyn. Die Politikgebietet

überdies ,_ nachfichtig gegen fürfiliche Schwächen und

Fehler zu feyn, und es muß immer aufs Aeußerjie

gekommen feyn, ehe fie erlaubt, zu dem äußerfien

Mittel, zur Abfehung eines Fiirften, zu fchreiten. _

..Das konfiitutionelle Staatsfyfiem fiellt freilichdie

Forderung. an monarchifche Minifter und legt ihnen

die; Verpflichtung aufj ihre Entlaffung zu verlangen,

falls ,der Monarch fich hartnäckig weigert, ihrem Ra

the Gehör. und Maßregeln, die fie fiir unumgänglich

nothwendig halten, und von ihnen vorgefchlagen und

empfohlen werden- feine Zufiimmung zu geben. Al
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lein'was ift damit-geholfen. wenn die »*ze'itigen Mini

fter fich 'bewogen fehen. ihren Abfchied nehmen ;- zu

müffen? - Wird etwa dadurch bewirkt. daß das Ge

wünfchte verwirklicht wird? Oder wird der Fürfi durch

ein folches Benehmen feiner bisherigen Minifter abge

halten.: in feinem Eigenfinne zu beharrenz terblickt er

fieh, dadurchrzu größerer Nachgiebigkeitgezwungen?

Nein“. die Lage der Dinge bleibt folchergeftalt-unter

drückt* und die Sache. um die es fich handelte-erntet

bleibt bei der Entfernung derjenigen. welche") fie-gera

then. nicht weniger. als wenn ,fie ihren Poftenrnicht

aufgeben. . . tre-1;;- ““

Um- hoffen zu können. daß das angegebenenVer

fahren der fungirenden Minifter den gehörigen Ein

druekanf-den Fürften._daß es denfelben geneigte'rma

che'.*-fich in die Rathfchläge zu fügen. mit Einem

Worte. daß auf diefe Weife der beabfichtigte Zwe>

erreicht werde -- müßte angenommen und vorausge

feht werden. daß fich gar keine andern Individuen

fänden. welche fich dazu verfiänden. die abgegangenen .

Minifter zu erfelzena Es bedarf aber nur einer gerin

gen_ Kenntniß, von der Befchaffenheit der-“meifien nm

ferer Staatsgefellfchaften. , um einzufehen. daß der,

Fürft in dem fraglichen Falle eben ,nicht verlegen .zu

fenn braucht. Leute zu finden. die fich dazu bequemen.

Minifter zu werden. ja die mit Begierdenach einer

folchen Stelle hafchen. *Es _gehört in der That. fchon
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eine große, in unfern konfiitutionell-monarchifchen

Staaten auf dem europäifchen Kontinente bei weitem

(noch nicht anzutreffende' Ausbildung des konfiitutio'

nellen Geiftes und Lebens, nebft ungemeiner_ Vervoll

kommnung aller dahin einfchlagenden Infiitutionen und

bürgerlichen Verhältniffe dazuf wenn das. Minifteramt

aufhören follj einen Reiz für den Ehrgeiz und die

Eitelkeit darzubieten. So lange .es noch Menfchen

gibt, die nichts fehnlicher wünfchen, als fich mit Ti

teln und Orden gefchmückt zu fehen, die es als das

höchfie aufErden zu erreichende Gut anfehenj Excel

lenz genannt zu werdenj wenn fie auch gar nichts

Ercellentes an fich haben, und einen Stern auf ihrer

Brufi oder doch ein Bändchen im Knopfloche zu tra

gen, wenn fie auch eine Auszeichnung der Art. durch

nichts verdientf wird es nicht an Subjekten fehlen,

die nicht nur bereitwillig find, ein Minifterpatent mit

Freude anzunehmen, fondern fogar diefes zum *Gegen

ftande ihres höchften Strebens machen. So lange

noch Perfonen in Menge vorhanden-find, :denen fürfi

liche GunfiF Huld und Gnade über Alles geht, die

fich unendlich gefchmeichelt finden, wenn fie fo glück

lich find, den, wohlgefälligen Blick* eines Gekrönten

auf fich zu ziehen, und diefer fie durch Aufnahme un

ter fein Hofgefindel würdigt, feiner Perfon näher zu

fiehen, kann es fchwerlich an Leuten mangelnj die fich

überglücklich fchähen und fühlenj wenn fie das Zenith
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' ihres. Begehrens, einen Poflen im, Staate erzielenf der

fie nicht nur injdi'e unmittelbare Nähe des Fürfien

bringt j' fondern ihnen auch eine Stellung gewährt, in

welcher fie an äußerm Anfehen. Glanz, Macht und

Einfluß dem Regenten am nächfien. fich befinden und

über ihre Mitbürger emporragen. , '

- 7-' Es ifi gar keine Seltenheitf Menfchen zu finden,

die es als eine außerordentliche Gunfi ihres Gefchicks

betrachten wiirdeni auch nur eine Woche oder einen

Tag mit der Auszeichnung fich begliickt zu fehen, nach

dem Fiirften für den Erfien im ganzen Staate zu gel- _

ten. An einen Mangel an Individuen zur Annahme

und Uebernahme von Minifterflellenf felbft unter den

fchwierigfien Konjunkturen, diirfte alfo wohl nicht leicht

zu denken feyn. Der Fiirft;kann wohl manchmal Zehn

fiir Einen finden, unter denen er nur zu wählen

braucht. Ia eben diefer Umfiand ift es gerade, der

oft von fungirenden Minifiern als Hauptgrund ange

geben oder vorgefchüht wirdf 'warum fie es für 'ihre

Pflicht, fiir eine Art Gewiffensfache halten, wo mög

lich Alles zu thun und fich gefallenzu laffen, um

nur ihren Poften zu behaupten. Denn - pflegen

fie häufig zu fagen - wollten wir abtreten, dann

wiirden fich bald .Andere finden, die fich dazu verfte

hen wurden, an unfere Stelle zu treten, deren Tuch

tigkeit vielleicht fehr_problematifch wäre, und denen es

noch weniger als uns gelingen durfte-f den Furj'ten zu
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etwas zu bewegen. wozu wir ihn zu* bewegen vergeb

lich verfuchten. Mit unferem Abgange wäre mithin dem

Staate nichts genützt., vielmehr könntedemfelben eher

Nachtheil als Vortheil daraus erwachfen. Beffer ift es

alfo. wir fuchen auf unferem Pofien zu bleiben. und

glückt es uns auch nicht. durch Befiegung des fürftlichen

_Eigenfinns Gutes zu ftiften. fo werden wir doch wenig

fiens Gelegenheit haben. manches Uebel zu verhüten.

Gegen ein folches Raifonnement unter den voraus

gefetzten Umfiänden. wenn es auf Wahrheit gegründet

ift. läßt fich auch nicht viel einwenden. Zwar bedienen

fich auch öfter fchlechte Minifier deffelben als Vorwand.

ihre fchönen Stellen nicht aufzugeben. ja es fich viel

leicht gar als ein befonderes Verdienft anzurechnen.- daß

fie diefelben nicht aufgeben mögen; aber zuweilen kann

fich die Sache auch wirklich .fo verhalten. und es wäre

alsdann freilich mit einem Minifterwechfel dem Staate

nichts gedient. Die Minifier_ mögen indeffen bleiben

oder abgehen. foift doch hiernach klar. daß es durch:

aus an einem Mittel geb'richt. einen halsftarrig in bös

willigem Eigenfinne verharrenden Fürfien dahin zu brin

gen. der Weisheit williges Gehör zu leihen und feinen

höhern Regentenpflichten nachzukommen.

Die Erfahrung lehrt jedoch zur Genüge. daß Staats

minifier in Monarchien in der Regel eben nicht geneigt

find. freiwillig ihrem gewöhnlich mit ungemeinen Vor

theilen verknüpften Pofien fo leicht zu entfagen. Man

20
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fieht fich da im-Genuffe eines einträglichen Amtes mit

fo vielen Emolumenten, daß fchon in pekuniärer Hin?

ficht im Staatsdienfte nichts zu wimfchen übrig bleibt.

Denn gemeiniglich find die Minifierbefoldnngen die höch

ften, die im Staate gereicht werden. Dazu kommen

noch die äußere Ehre und der äußere Glanz, welche ei

ne Stelle der Art gewährt.; die Eitel-keit, der Ehrgeiz

und die Herrfchfucht, die hier eine Befriedigung finden;

der Einfluß, den ma'n aushbtz der vieleNuhen, den

man feiner Familie, feinen Verwandten und Freunden

zu leiften im Stande ift. Fur den ehrlichenf braven,

wohldenkenden Mann, för ein mit regem Patriotismus

erfülltes Gemuth ift es fchon ein angenehmes Gefühl,

ein herzerhebender Gedanke, fich in einer fo gimfiigen

Lage zu erblickenf wo man hoffen darf, in größermUm

fange als andere feiner Mitbörger'firr das Gemeinwohl

thätig und wirkfam fich bezeigen zu können. Dem Gu

ten wie dem Schlcrhten wird es darum fehr daran gele

gen feyn, fich in feiner Stelle zu behaupten, wenn auch

die Motive dazu bei Beiden fehr verfchieden find.

Auch ift es allezeit eine iiberaus fchwierige Aufgabe,

zu beftimmen, was der Minifier in einer konfiitutionel

len Monarchie dem Souverain gegeniiber zu thun und

zu lafien habe, Pofitive Regeln durften fich in diefer

Beziehung eben fo wenig ertheilen lafienf wie fiir die

Pkeßgefehgebung. Man kann wohl eher Verbote hier

fefiftellenf als Gebote geben. Im Allgemeinen zu
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fagen. was einem konftitutionellen Minifter obliegt.

wird keiner großen Schwierigkeit unterliegen; aber nicht

fo leicht ift es. ja es erfcheint fafc unmöglich. genügen

de Vorfchriften für alle möglichen einzelnen Fälle anzu

geben. ln concrete nämlich ftößt man hier bei einigem

Nachdenken auf eine fo große Mannichfaltigkeit. daß.

wenn man es unternähme. die einzelnen denkbaren Fäl

le zu* berühren. man einen ganzen Coder entwerfen

müßte. und dennoch immer nur eine fehr unvollftändi

ge Arbeit liefern würde. Denn die konkreten Fälle -

find felten ganz diefelbenl. oft wohl einander ähnlich.

aber doch nicht gleich. und geringe Umfiände und unzäh

lige Zufälligkeiten können* eine für einen gegebenemFall

ertheilte allgemeine Vorfchrift in der Anwendung auf ei

nen analogen ganz unpaffend erfcheinen laffen. Ieder

zeit wird daher gar viel dem eigenen Ermeffen. der in

dividuellen Beurtheilung des Minifters überlaffen blei

ben müffen. wie er fich in einem vorkommenden Falle

zu benehmen. und auf welche Weife er zu verfahren ha

be. um einerfeits dem Geifte der Verfaffung gemäß zu

handeln. andrerfeits die dem Souverain fchuldige Ehr

furcht nicht aus den Augen zu felgen. ohne daß man ihn

für das. was er zu thun oder zu unterlaffen für gut

oder den Umfiänden angemeffen hält. immer zur Re

chenfchaft ziehen kann.

Es ergibt fich hieraus wohl deutlich genug. wie

wenig der Grundfah der Verantwortlichkeit der Mini

20 *
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[ier "unter einem Regenten, dem verfafiungsmäßig ein

völlig unbedingtes Veto zufteht, und der mit:

hin auch vollkommen rechtlich befugt ifi, von diefem

feinem Prärogativ in jedem fich darbietenden Falle Ge

brauch zu machen7 eine hinreichend fichere Bürgfchaft

zu gewähren vermag, daß der Monarch dem vernünf

tigen Gefammtwillen der Nation, als deffen Organ

die Verfammlung der Volksrepräfentanten gilt, gemäß

regiere. Er hat hier kraft der Konfiitution'felbft das

unbeftreitbare Rechtj feinen Willen, feinen Eigenwil

len, und wäre dies auch ein verkehrter oder ein böfer

Wille, geltend zn machen, und Niemanden fieht ir

gend eine Befugniß zu, ihn zu nöthigenj feinen Willen

zu verändern oder auch nur zu modificiren, mag man

auch noch 'fo allgemein die Ueberzeugung von den hier

aus erwachfenden nachtheiligen Folgen theilen.

Laßt uns nun den Fall annehmen, der Fütfi fey

inkonfiitutiomell, er fey despotifch gefinnt;

die befiehende verfaffungsmäßige Ordnung der Dinge

fey ihm fchon darum höchft zuwider, weil fie feiner

Willkühr Feffeln anlegt, feiner Herrfchfucht Schran

.ken feth - wird er dann nicht auf alle Weife darauf

bedacht und, wenn auch nicht offenf doch heimlich,

darauf befliffen feyn, den Gang der Verfajj'ung7 fo

viel er kann und die Umfiände es gefiatten, zu hem

menf der Vollziehung derfelben Hinderniffe in den

Weg zu legen und die Nation der Vortheile zu be
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rauhen. die für fie aus einer* freien' Entwickelung je

ner Verfaffung hervorgehen könnten? Und ift ihm

nicht durch die Konflitution felber die Macht dazu in

vollem Maße in die Hände gegeben? Er darf ia nur

beharrlich fich weigern zu unterzeichnen. zu genehmi

gen. zu fanktioniren. und fein Zweck wird erreicht.,

Denn da in Gemäßheit der Verfaffung. keine öffent

liche Akte gültig ift. die nicht feine Namen-sunter

fchrift trägt. oder deren Inhalt nicht feine Zu-ftim

mung erhalten hat .. fo hat er ja nur nöthig. feine Ge

nehmigung und Sanktion zn verfagen und Alles ifi

fo gut wie nicht gefchehen.. ,Mögen fonach die Land

ftände oder Kammern fo viele Sitzungen halten. wie

fie wollen. .und die Gefetze noch fo reiflich überlegen:

wozu kann es führen? Sie haben fich vergeblich ab:

gemüht und ihre Zeit verfchwendet: denn wenn fie

endlich nach langen Berathungen- und Diskuffionen

zu einem Refultate gelangen und fich beeilen. daffelbe

vor den Thron zu bringen. dann ertönt von diefem

herab ein Veto. und alle Arbeit ift umfonft ange

wandt... - *

Man könnte allenfalls einwenden. daß in diefem

Stücke* die Praxis doch der Theorie widerftreitetz daß

die Erfcheinung in der Wirklichkeit _kaum bisher vor

gekommen ifi. daß der Fürft mit den Ständen oder

der Nationalrepräfentation fich fort 'und fort geradezu

in Oppofition gefeht und alle ihre Anträge und Ge
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fehesentwürfe ohne Scheu fchnöde und rückfichtslos

verworfen. Allein an und fürfich ifi es wohl Iedem

einleuchtend. wie unlogifch es feyn würde. aus dem

thatfächlich durch die Erfahrung gegebenen Umftande.

daß eine Sache f elten fich ereignet. fchließen zu wol

len. daß fie nie fich ereignen werde und ereignen kön

ne. Es liegt vielmehr am Tage. daß es immer nur

zufällige Verhältniffe find. welche es mehr oder we

niger verhindern. daß die Erfcheiniing nicht häufig

vorkommt. So muß z. B.. zumal in einem Zeitalter

der Zivilifation. Bildung und Aufklärung. fchon die

Staatsklugheit dem Fürften gebieten. einigermaßen die

öffentliche Meinung zu refpektiren und den gefährli

chen Kampf mit derfelben zu vermeiden. Ein jeder

Regent. der von der Natur nicht ganz in Verfiandrs

kräften vernachläffigt ift. muß es erkennen. daß ein

fteter Kriegszuftand mit der Nation feine Herrfchaft

fchwankend machen würde. und fchon die Sorge für

die Erhaltung feines Thrones wird ihn darum mah

nen. bei der Geltendmachung und Durcbfevung feines

Eigenwillens mit einiger Vorficht zu Werke zu gehen.

Aber es können auch in einer konfiitutionellen Mon

archie. trotz der Fortfchritte in der Kultur. fiaatsun

kluge. an Kopf und Herz verwahrlofie Fürfien den

Thron befieigen. welche das Spielzeug in den Hän

den einer Maitreffe. eines (Mnfilings oder einer Par

tei fiud..die deren Schwächen blos zu ihrem Vorthei
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le benußen und fie lediglich in ihrem Partikularinter

effe handeln lafi'enz und wer mag leugnen, daß als

dann ein ganz feindfeliges Verhältniß zwifchen dem

Staatsoberhaupte und der Nationalrepräfentation feine

Entftehung nehmen könnej in welchem jener das ihm

anvertraut-e Vorrecht der Uebnng des Veto nur anwen

det- um, alle Befirebungen diefer zur Förderung des

Gemeinwohls zu nichte zu machen?

In den Grundgefeßen der meiften fogenannten kon

ftitutionellen Monarchien ifi indeffen fchon dafiir -

gleirhviel ob abfichtlich oder abfichtslos - Sorge ge

tragen- daß der Für-ft überall ,- wo und fo oft es ihm

beliebt, fein Veto auszur'iben im Stande ift, ohne fei

nez Krone felbft durch eigenes fortdauerndes Ankäm

pfen gegen die öffentliche Meinung in Gefahr zu brin

gen. Das Zweikanunerfyfiem bietet ihm nämlich ein

willkommenes Mittel dar, auf indirektem Wege

alles das zu erreichen. was auf direktem, wenn er

unmittelbar fein Veto anwenden wollte f gefährlich er

fcheinen könnte. Denn fo„ wie die erfie Kammer ge

meiniglich organifirt ific hat fie meifiens mit dem

Monarchen einerlei Intereffe, felbfi wenn diefes fich

mit dem Nationalintereffe im Widerfireite befindet, und

kann daher-vortrefflirh dazu-dienenf die Beftrebungen

der zweiten Kammer* zu paralyfiren. * Bekommt das

Oberhaus ioom Fir-rfien den Impuls, dannhat diefer

gar nicht nöthig7 um fein Veto geltend zu machen
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feine Autorität zu kompromittirenz jener eine Theil der

Nationalrepräfentation ift dann das Werkzeug in fei

ner Hand. gegen den andern Theil derfelben. das Un

terhaus. die Verfammlung der *eigentlichen Volksver

treter. auf eine mittelbare Weife fein Veto in Aus

übung zu bringen. Er felbft bleibt alsdann im Hin

tergründe. während 'er Andere für fich handeln läßt.

und folchergefialt erreicht er immer feinen Zweck. macht

fein Veto geltend und bleibt doch felbft außer dem

Spiele. Die Anwendung diefer indirekten Methode

von Seite der konftitutionellen Monarchen für die Aus'

übung ihres Veto hat* ohne Zweifel viel dazu beige

tragen. die Inkonvenienz des demfelben verfaffungsä'

mäßig eingeräumten unbedingten Veto minder offen

bar und augenfällig zu machen. indem fie auf diefe

Weife gefchiokt verfchleiert wird. Wenn die Nation

auch fortdauernd alle Propofitionen der Kammer ihrer

- Repräfentanten verworfen fieht. 'wenn diefe in der

Fortbildung der Verfaffung nicht weiter rü>t.'viel

mehr hierbei überall auf unüberfieigliche Hinderniffe

fiößt. dann ifi es nicht das unbedingte Veto des Mon

archen. fondern das unbedingte Veto der'Oberkam

mer. das die *Schuld trägt. und man wird den Uebel

fi'and. den jenes im Gefolge mit fich führt. nicht ge

wahr. weil nurdiefes in der Erfcheinung hervortritt.

Einer der geheimen Hauptgründe. warum die Mon

archiften fo fehr für zwei Kammern. und zwar für ein
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aus Privilegirten zufammengefetztes Oberhaus find , liegt

gewiß dat-inj daß fie es fich nicht verhehlen könnenr der

konfiitutionelle Monarch werde leicht in eine gefährliche

Stellung gerathenj wenn er immerdar von feinem un

bedingten Veto unmittelbar Gebrauch machen wollte.

Nun aber -wähnen fie dochf daß das monarchifche Prin

zip die Einräumung eines verfaffungsmäßigen abfolu

ten Veto zu Gunften des Staatsoberhaupts unumgäng

lich nothwendig erheifche. Sie müffen daher in diefer

Alternative auf einen Ausweg bedacht feyn, um einer

feits ihr Prinzip aufrecht zu erhaltenj andrerfeits aber

* zugleich den Fürfien in den Stand zu fehen, die unmit

telbare Anwendung feines Vorrechtes zu umgehen, ja

gewiffermaßen für ihn einen direkten Gebrauch deffelben

überflüffig zu machen. Einen folchen Ausweg haben

dann diejenigenj welche mit Entwerfung von Grundge

fehen für confiitutionelle Monarchien beauftragt waren,

in der Konftituirung von Adelskammern entdeckt, de

ren fich der Fürfi als verfaffungsmäßiges Mittel bedie

nen kann , um fein unbedingtes Veto ausüben zulaffen

und der Selbfiübung deffelben-überhoben zu feyn. Es

if't dies weiter nichts als ein Kunftgrifi', die üblen Fol

genf die aus- dem Gebrauche einer Machtf die durch die

Konfiitution dem Fürfien verliehen ifij für diefen ent

fpringen könnenr wenn er fie felbfi geltend macht , von

dem Fürften abzuwenden. Aber liegt hierin nicht fchon

ein Bekenntniß, daß die Sache felbfi mit unvermeidli
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chen Nachtheilen verknüpft ifi. die man auch dadurch

nicht befeitigt. daß man denjenigen. der fie veranlaßt.

der Gefahr. die fie ihm bringen können. dadurch zu

entziehen fncht. daß man ihm ein Mittel darreicht. die

Schuld auf einen Andern zu fchieben?

Man beruft fich häufig. um die Unfchädlichkeit des

Grundfatzes eines dem Oberhaupte in einer konfiitutio

nellen Monarchie zu bewilligenden- unbedingten Veto

darzuthun. auf das Beifpiel von Großbritannien. In

der That haben die Könige aus dem HaufeHannover

in England nie von diefem ihnen verfaffungsmäßig er

theilten Hoheitsrechte Gebrauch gemacht. Aber die Ur

fache diefer Erfcheinung iii leicht erklärbar. Die Krone

hatte dort niemals nöthig. mit ihrem Veto felber zum

Vorfcheine zu kommen. weil fie in der Pairskammer

fiets eine eifrige Vertreterin ihrer Intereffen vorfand.

Anders verhielt es fich auch nicht in andern konftitutio

nell-monarchifchen Staaten. wenn die Regenten felten

ihr Veto bei den Verhandlungen der Kammern eintreten

ließen. Der Macchiavellismus hat fogar in der Exi

fienz - einer mit der Kammer der Volksvertreter in Op

pofition fiehenden Oberkammer ein vortrefflich ihm zu

Statten kommendes Hülfsmittel. das Volk zu täufchen

und die öffentliche Meinung über die Tendenz der Kro

ne irre zu führen. Diefe braucht nämlich nur von ih

rer Initiative bei der Gefetzgedung Gebrauch zu machen.

und Gefetzesentwürfe. welche die öffentliche Stimme ver
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langt. felbft durch die Minifter in Vorfchlag zu bringen.

um fie nachher durch die andere Kammer verwerfen zu

laffen. Solchergefialt gelingt es ihr. ihre Popularität

zu retten . wohl gar die öffentliche Meinung für fich zu

gewinnen. während fie es doch ifi. die eigentlich. wie

wohl indirekt. ihr Veto in Anwendung bringt und fol

chergefialt den Schein einer Oppofition mit dem Natio

nalwillen vermeidet. Sicherlich würden fich in der kon

fiitutionell-monarchifchen Staatspraris die Nachtheile.

die aus dem* Princip eines dem Regenten zufiehenden

unbefchränkten Veto hervorgehen. in weit auffallendern

Erfcheinungen kund gegeben haben. als in der Wirklich

keit bisher der Fall gewefen ifi. fiänden den Regenten

nicht fo viele andere Mittel zu Gebote. ihre Zwecke zu

erreichen. ohne unmittelbar von diefem Prärogativ Ge

brauch zu machen.

Jedenfalls-'zeugt es gleichwohl von einer gewiffen

Achtung und Scheu vor der öffentlichen Mehnung. wenn

ein Fürfi. bei der Verfolgung felbfifüchtiger Plane. die

mit dem allgemeinen Befien im Widerfpruche ftehen. es

vorzieht. Umwege zu wählen. um feinen Zweck zu er-*

reichen. als zu dem Veto. zu dem er doch verfaffungs

mäßig befugt. feine Zuflucht zu nehmen. Aber wie?

wenn nun der Fürfi - und Regenten der Art kann es

nicht nur geben. fondern hat es auch gegeben - fich

über die öffentliche Meynung ganz hiiiausfetzt und Al

lem. was von der gefehgebenden Verfammlung kommt.

.
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feine Beifiimmung verfagt, fo daß gar kein Gefelz zu

Stande gebracht werden kann - ift in diefem Falle _

die ganze repräfentative Staatsordnung nicht fo gut wie

gar nicht vorhanden? Man ficht alfo, daß, indem man

den Regenten mit dem Prärogativ eines unbedingten

Veto ausfiattet, man ihm zugleich die volle Macht in

'die Hände gibtj die repräfentative Verfaffung in eine

bloße Scheinverfaffung umzuwandeln und ihren ganzen

Zweck zu eludiren.

Doch das ift bei weitem noch nicht Alles. Die

monarchifchen Staatsgelehrten, die fo freigebig ihrem

Staatsregenten ein Veto ohne alle Einfchränkung bei

gelegt wiffen wollen f auf daß auch in der konfiitutio

_nellen Monarchie das monarchifche Prinzip in'feiner

ungetrirbten Lauterkeit erhalten und demnach Alles in

letzter Infianz allein von dem individuellen Willen des

Fin-ßen abhängig bleibe, verfahren ganz folgerichtig.

indem fie ebenfalls die Ernennung zu den Staatsäm

tern als ein Prärogativ betrachten, das allein dem Für

-fien zufieht. Auch H ee ren fieht dies als_ ein Vorrecht

an. das dem Staatsoberhaupte in einer Monarchie

nicht abgefprochen werden könne, und nie abgefprochen

worden fey. Die konfiitutionellen Monarchifien haben

nichts dagegen, wenn die Vorfchläge zur Befehung der

g öffentlichen Stellen verfaffungsmäßig von den Mini

fiern ausgehen; aber immer bleibt das Prinzip, daß

keine Befiellung eines Staatsbeamten gültigf die nicht
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die Sanktion des Regenten erhalten hat. Wie nun

aber. wenn diefer auch hier von feinem unbedingten Ve

to Gebrauch macht und feine Sanktion überhaupt ver

weigert? Niemand kann verhindern. daß er allen An

trägen. die in diefer Beziehung von Seite der Minifter

an ihn gerichtet werden. feine Zuftimmung verweigert.

und er braucht nur die ihm zur Unterfchrift vorgelegten

Ernennungsrefkripte unausgefertigt zu laffen. um zu

bewirken. daß kein erledigtes öffentliches Amt im Staa

te wieder befeht wird. Sieht man aber folchergeftalt

es nicht ganz und gar der bloßen Willkühr eines Ein

s zigen in der bürgerlichen Gefellfchaft -- einer Will

kühr. in welcher fich noch dazu ein recht bösartiger

Wille fpiegeln kann - anheimgegeben. die gefammte

Staatsmafchine mehr oder weniger zum Stillfiande und

in Unordnung zu bringen? Denn wie will man. daß

diefe ihren regelmäßigen Gang fortgehe. wenn das Rä

derwerk durch Hemmung in Stockung geräth und ein

zelne im Laufe der Zeit zu Grunde gega ene Theile def

. felben nicht fogleich wieder durch andere n ue Stücke er

fetzt werden? Wird nicht die qutizpflege nothwendi

-gerweife gelähmt werden. wenn es an Richtern fehlt.

die Rechtshändel zu fchlichtenz wird nicht Stagnation

in der öffentlichen Verwaltung eintreten. fobald die

Verwaltungsfiellen vakant gelaffen werdenz muß

nicht am Ende Anarchie überhand nehmen. wenn an

fo vielen Orten die Magifirate vermißt werden. de
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ren Beruf es ift, ihr vorzubeugen und derfelben zu

fieuern?

Auch hier foll, nach der Meynung der Vertheidi

ger des abfoluten fürftlichen Veto, eine durch weife

Gefehe geregelte minifterielle Verantwortlichkeit hinrei

chen, mögliche Unzuträglichkeiten und alle daraus für

den Staatsverein erwamfenden Uebel zu verhüten und

abzuwehren. Der Grundfaß der Refponfabilität der

Minifier foll gleichfam dem, Grundfalze des unbeding

ten Fürfienveto die Wage halten, damit alle Unregel

mäßigkeiten vermieden werden, welche die natürliche

Folge einer mit unbefchränktem Eigenwillen, d. i. mit

menfchlicher Willkühr ausgeübten Macht find. Allein

wo find denn die Mittel, die den Minifiern in einer

konfiitutionellen Monarchie zur Dispofition frehen, um

mit Ausficht eines fichern Erfolgs die Garantie leifien

zu können, daß fie fiets im Stande feyn werden, Ir

regularitätenf welche fich bei der Uebung eines fchran

kenlofen Veto vom Throne herab einfchleichen "mögen,

abzuwenden? Jene Mittel befchränken fich auf dring

liche Vorfiellungen, auf hinreichend motivirte Rath

fchlägef auf wiederholte Bitten, höchfiens Ermahnun

gen und Aufforderungen, womit die Minifter den Mon

archen befiürmen können. Aber was follen fie thun,

was können fie thun, wenn alles dies ohne Erfolg

bleibt, wenn der Regent gar nicht darauf hörtf viel

mehr Gefallen daran findet, gerade das Gegentheil zu
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wollen und auf dem -Entgegengefehten zu befiehen?

Man wird hier gleich wieder mit der Einwendung fer

tig feyn. daß es fich wohl nicht annehmen laffe. ein

Fürft unferer Zeit. der doch mehr oder weniger an der

Bildung derfelben Theil genommen. könne fo unweife

_und widerfinnig handeln. um jeden noch fo begründe

ten Rath zu verfchmähen und mit hartnäckigen! Eigen

finne auch die eindringendften Vorfiellungen feiner Rä

the von fich abzüweifen; die Farben bei der Schilderung

der Uebel. die aus der Geltendmachung eines ungemef

fenen Veto entfpringen könnten. feyen 'daher zu grell

aufgetragen. Freilich wird es nicht leicht fo weit kom

men. daß die Bewegung der Staatsmafchine völlig ein

Ende nehme und diefe fiill ftehe. Der Selbfierhal

tungstrieb allein wird fchon hinreichen, den Fin-[ten.

dem in der monarchifchen Staatsmafchine die Rolle

des oberfien Bewegers angewiefen ift. zu mahnen. fich

angelegen feyn zu laffen. daß die Refforts. wo fie feh

len. wieder hergefiellt werden. Denn feine eigene Exi

fienz ift an das nie nachlaffende Spiel der Mafchi

ne gebunden. Aber zwifchen dem völligen Stillfiehen

der Staatsmafchine, das eine Auflöfung des Staats

verbandes nach fich ziehen würde. und einer partiellen

Hemmung ihrer Räder und Springfedern liegen viele

Stufen der Unordnung und des Anarchismus in der

Mitte. wo die Gefundheit und das Wohlergehen des

Staatskörpers auf die mannichfaltigfie Weife zerftört
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und untergraben werden kann. Und der Grundfalz

der *minifteriellen Refponfabilität ift im Staatsrechte

der konfiitutionellen Monarchie nicht blos darum auf

geftellt. um die befiehende Staatsordnung vor dem

Untergange zu bewahren. fondern auch alle die Krank

heiten von dem Staatskörper entfernt zu halten. die

deffen Wohlfeyn zu beeinträchtigen drohen. Was fol

len nun. um diefen Zweck zu erreichen und fomit ih*

ren Beruf und ihre Beftimmung zu erfüllen. die Mi

nifier einem Souverain gegenüber machen. der nun

einmal auf fienicht hören will?

Hat man *durch Einführung des Prinzips der mi

nifteriellen Verantwortlichkeit in die konfiitutionell

monarchifche Staatslehre gedacht. ein gewiffes Gleich

gewicht herzufiellen durch Erfchaffung eines Gegenge

wichts . damit das mit einem abfoluten Vetoprärogativ

ausgefiattete Königthum die Wagfchale nicht ganz zu

fich herabziehe; dann hat man fich einem Irrwahne

hingegeben. Die Kräfte find hier zu ungleich abgemef

fen. als daß ein Zweifel feyn könnte. auf welcher Sei

te das Uebergewicht fich zeigen müffe. Iener pofiti

ven Thätigkeit. die derzRegent in der konfiitutio

nellen Monarchie verfaffungsmäßig befugt ift in Wirk

famkeit zu fetzen. fo oft es ihm beliebt. vermag eine

blos negativ wirkende Thätigkeit. deren Anwendung

allein feinen Miniftern vergönnt ifi. keineswegs einen

hinlänglichen Widerftand mit nur einigermaßen ficher
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begründeter Hoffnung eines fich zu verfprechenden glück

lichen Erfolgs entgegenzufiellen. Immer kann das Mi

nifterium, das fich in der unglücklichen Lage befindet,

daß alle feine Rathfchläge, Vorfiellungen und Anträ

ge mißachtet werden und unberückfichtigt bleiben, felbfi

im äußerfien Falle nichts weiter anfangen, als von ei

nem .Schauplalze abtreten, wo es nichts mehr' nützen

kann j' und feinen Nachfolgern wünfchen, glücklicher zu

feynz diefe aber werden fich ganz und gar wieder in

dem nämlichen Falle erblickenf wie ihre Vorgänger, und,

es wird fo durch den Wechfel des Minifieriums nichts

geholfen werden.

In Monarchien, wo Staatsftellen :nicht blos um

der Ehre , fondern hauptfächlich auch zugleich um des

Geldes willen gefucht und erfirebt zu werden pflegenf

hat nichts billiger gefchienen, als daß es dem Staate

als Verpflichtung obliege, Minifiern, welche fich unter

den oben berührten Umftänden in die Nothwendigkeit

verfth fehen folltenf ,ihren Abfchied zu begehrenf eine

verhältnißmäßige Entfchädigung für den Verlufif den

fie in pekuniärer Rückficht leiden , zuzugefiehen. So

wie es in monarchifchen Staaten gebräuchlich iftf daß_

in Ruhefiand verfehte öffentliche Beamte ein Recht auf

Penfionirung anfprechen können„ fo hat man es ganz in

der Ordnung finden müffen, daß folchef welche fo glück

lich waren, in der Hierarchie des Staatsdienfies die

höchfte Staffel zu erfteigen, falls fie ohne ihre Schuld

21
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genöthigt wären. ihren Poften aufzugeben. zu einer ih

rer früheren Stelle angemeffenen Penfion berechtigt

fchen. In den Staatsdienftgefetzen konfiitutioneller

Monarchien findet man daher auch gemeiniglich den

Fall der Dienftentlaffnng der Minifter vorgefehen und

verordnet. wie es alsdann mit ihnen zu halten. Um

den Miniftern die Faffung des Entfchluffes. ihre Stel

le zum Opfer zu bringen. fobald ihr Gewiffen es nicht

zulaffen follte. ihre Funktionen fortzufehen. zu erleich

tern. haben die Gefetzgeber bisweilen nicht freigebig ge

nug in Dotirung verabfchiedeter Minifter feyn zu kön

nen geglaubt. Der Gedanke. daß fie auf Verforgung

rechnen können. falls es Pflicht und Ehre ihnen gebie

ten follten. das Minifierinm zu verlaffen. wird ein Mo

tiv mehr für fie feyn *- fo urtheilte man - fiä) nicht

zu fcheuen. dem Fürften unumwunden die Wahrheit zu

fagen und keinen Anfiand zu nehmen. lieber ihrem eh

renvollen Poften zu entfagen. als fich vom, Fürfien zu

muthen zu laffen. zu dulden. daß Verfaffungswidriges

oder den Staatszweck Verletzendes und das öffentliche

Wohl Gefährdendes Raum gewinne. Auf der andern

. Seite wird alsdann auch der Regent. aus Beforgniß.

feine Minifter zu verlieren und vielleicht keine andern

finden zu können. um fie ganz zu erfehen. vermocht

werden. fein Ohr ihrem guten Rathe zu leihen.

In der That gehört eine abgehenden Minifiern zu

verwilligende Entfchädigung zu den nnerläßlichen Noth
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wendigkeiten in allen Staaten 7 wo der Staatsdienfi als

einbefonderer Etat, mit dem eine Verforgung für *die

ganze Lebensdauer verknüpft iftf- betrachtet wird. An

ders würde es freilich feynj wenn die Minifterfiellen

mehr Ehrenftellen wären, mit denen keine anfehnlichen

Befoldungen., nllenfalls nur mäßige Gratifikationen ver

bunden wär'enr aber dies feth fchon einen gefellfchaftli

chen Zuftand voraüs„ wo durch Handel und Indufirie

Reichthum, Wohlhabenheit und Bildung unter allen

-Klaffen und Ständen der Staatsbürgerfchaft verbreitet

find, *wo es nicht an einer Menge unabhängiger Män

ner mangelt. welche den Staatsdienft nicht als eine Er

werbsquelle anfehen und doch gefchickt und tüchtig genug

find . ans Ruder desStaates gerufen zu werden. Eine

folche glückliche Lage der Dinge findet fich in England,

fo wie noch mehr im freien Amerikaf allenfalls auch

wohl in Frankreich und in den Niederlanden, obgleich

hier fchon die Geldvortheile bei der Annahme von Mini

fterftellen in Betrachtung kommen. In andern Ländern

dürfte man fich wohl öfter vergeblich nach Individuen

umfehen, diein der Lage wären 'oder Lufi hätten, blos

der Ehre halber höhere Poften in der Verwaltung zu

übernehmenz dagegen laffen fich in diefen lehtern Län

dern defio mehr Leute findenf die wegen des hohen Mi

niftergehaltes fehr gern Minifier werden und keinen Au

genblick Bedenken tragen würden, mit beiden Händen

darnach zu greifen. Denn was die Frage nach der

21***
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Fähigkeit. einem Pofien von der Wichtigkeit gewach

fen zu feyn. anlangt. fo hat es damit. nicht viel zu

fagen. da es ja fogar zum Sprichwort geworden iii:

Wem Gott ein Amt gibt. dem gibt er auch Verfiand

dazu. In folchen Ländern möchte der Fall kaum denk

bar feyn. der fich' manchmal in “England zugetragen."

daß der König nicht umhin konnte. die Minifter bei

zubehalten. weil fich keine Andern *dazu verfiehen woll

ten. ihre Nachfolger zu werden; vielmehr können Mi

nifier. die z. B. in einem deutfchen konfiitutionellen

Staate um ihre Dimiffion nachfuchen wollten. im

Voraus verfichert feyn. daß ihre Stellen nicht erledigt

bleiben. fondern fehr bald fich Subjekte finden wer

den. um fie mit Freuden einzunehmen. Unter folchen

Umftänden muß es denn allerdings der Staatsklugheit

gemäß erfcheinen. den Minifiern durch fichere Ausficht

auf eine gute Ve-rforgung bei ihrer Verabfchiedung

Muth zu verleihen. inkonfiitutionellen Anmuthungen

fich zu widerfehen. Denn fonfi würden fie häufig. um

fich nur auf ihrem Pofien zu behaupten. geneigt feyn.

'ficb einer allzu großen Nachgiebigkeit gegen den Für

ften zu befleißigen.

Diefe Einrichtung hat indeffen auf der andern

Seite auch große und bedeutende Nachtheile. während

fie ihren Zweck nicht einmal erreicht. Denn ein Mon

arch. der von feinem abfoluten Veto Gebrauch machen

will- wird fich dadurch nicht davon abhalten laffen.
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Dagegen wird eine folche Einrichtung ihm vortrefilich

zu Statten kommen und von ihm dazu benutzt werden

könneni um feinen Kreaturen auf Kofien des Staates

einträgliche Penfionen zuzufchanzen. Er hat nämlich

weiter nichts nothig7 als fein Prärogativ, die Mini

fier zu ernenneni zu ihren Gunfien in Anwendung zu

bringen, mögen fie auch noch fo untauglich für einen

folchen Pofien feynf und fie nach einiger Zeit wieder

abzudanken, wo fie dann aks gewefene Minifier- als

Penfionaire, dem Staate zur Lafi fallen. Er hat fo

Geiegenheit, eine Menge wahrer Sinekuren und Pfrim

den zu erfäyaffen, womit er alte diejenigen belohnen

kann, die fich durch Servilität bemerkiieh gemacht ha:

ben. Da es nicht wohl thunlich ifi, den Monarchen

in der Uebung feines Vorrechts bei der Ernennung und

Entlaifung feiner Minifier durch befondere Vorfchriften

zu befchränken, fo befth er alle Macht, diefe Akte

ganz nach Willkü-hr fo oft zu wiederholen, daß am

Ende eine Unzahl von Erminifiern vorhanden ifi- de-"

ren Penfionirnng dem Staate enorme Kofler. verur

facht. Und doch gibt es kein erdenkliches Mittel, win

man anders das monarchifche Prinzip *und mit diefem

die königlichen Prärogativenr die damit verbunden

find, in aller Strenge aufrecht erhakten- den angedeu

teten Mißbräuchen zu begegnen.

Die Doktrin von einem durchaus uneingefchränk

ten unbedingten Veto, das dem monarchifche-n Regen
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ten zukommen foll. führt uns fo in ein Labyrinth,

aus dem wir nicht herauszukommen vermögen. wenn

uns daran gelegen ifi. eine dauernde konfiitutionelle

Ordnung. unter deren Aegide die bürgerliche Freiheit

gedeihe. zu begründen. Die ganze repräfentative Ver

faffung wird augenfcheinlich dadurch illuforif'ch. Die

fragliche Lehre ward fonder Zweifel erfonnen zur Ver

hütung des Irrthums und des Mißbrauchs der gefeh

gebenden Gewalt. Man dachte fich dabei den Regen

ten als Staatsoernunft dem Korps der Nationalte

präfentanten gegenüberfiehend. die Befehlüffe diefes

rektifizirend. und vergaß. befangen in der Ideenwelt.

wie wenig man mit einiger Sicherheit darauf zählen

könne. ein folches geträumtes Ideal von einem Mon

archen in der Wirklichkeit vorzufinden. Es .wurde

dabei überfehen. daß wenn Alles im Staate in letz

ter oder höchfier Infianz von dem Eigenwillen des

* Fürfien abhängen foll. man bei der Entfcheidung der

wichtigfien Intereffen nichts walten läßt. als die Will

kühr eines Einzigen. behaftet mit allen Schwächen.

Gebrechen und Unvollkommenheiten eines Sterblichen.

Das abfolute Fürfienoeto kann nur dann gebilligt

werden. wenn man der längft in der philofophifchen

Staatslehre obfolet gewordenen Anficht huldigen will.

daß Volk und Staat blos um des Fürfien willen da

feyen und da feyn follen -- eine Anficht. die in Zeit

altern geringer oder fait gar keiner politifchen Aufklä



 

 

rung fich bei der erbmonarchifchen Verfaffung leicht

hat einfchleichen und Wurzel faffen können. 2 Ift das

Gegentheil der Fall - was in unfern Tagen fo über

einfiimmend von einer erleuchteten Staatsphilofophie

gelehrt wird -' dann mag nur ein bedingtes dem

Staatschef einzuräumendes Veto in den öffentlichen

Angelegenheiten vor dem Richterfiuhle der Vernunft

und des gefunden Menfchenverftandes zuläffig befun

den werden.

Es ift hier nicht der Ort. die Lehre von dem mon

archifchen Prinzip. in dem firengen Sinne. worin fie

von den Monarchifien genommen zu werden pflegt.

mit allen ihren Konfequenzen einer umfichtigen Prü

fung zu unterwerfen. Allein Iedem. der die Sache

vorurtheilsfrei und ohne vorgefaßte. vom Parteigeifie

ihm eingeflößte Meinung betrachtet. muß es als wahr

hafter Nonfens erfcheinen. vielleicht einem albernen

Schwächlinge. einem unwiffenden. unverfiändigen Kna

ben. einem eigenfinnigen Thoren oder Narren. einem

* bösartigen Selbftfüchtlinge. den der Zufall oder das

Geburtsrecht auf den Thron erheben mögen. eine fo

erorbitante Macht zu überlaffen. daß fein verkehrter.

wohl gar zum Berderben des Staats ausfchlagender

, Eigenwille fich an die Stelle des vernünftigen Natio

nalwillens fehen kann. Wenn wir deffen ungeachtet

den Grundfaß eines unbefchränkten Veto »fafi durch

gängig -- ja in Europa eigentlich nur miteiner ein
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zigen Ausnahme, nämlich in Norwegen - in die

Verfaffungen der konfiitutionell-monarchifchen Staa

ten aufgenommen fehen, dann wird diefe Erfcheinung

für denjenigen nichts Auffallendeshaben, welcher die

Entfiehung jener modernen Staatsverfdffungen in Er

wägung zieht. Die' Mehrzahl derfelben find ok

troyirte, d. i. vom Throne herab den Völkern als

Gnadengefchenke gegebene, und es ifi da wohlfehr

natürlich; daß die fürfiliche Gewalt, indem fie fich

herabließj fich felbft Schranken und Gränzen zu fez

zen, und hierin meiftens blos dem Drange der Um

fiände nachgab, von ihren frühern Prärogativen fo

wenig aufgab wie möglich. Selbft da7 wo die neue

konfiitutionelle Staatsordnung aus einer Uebereinkunft

zwifchen Regenten und Regiertenf auf dem Wege ei

nes wechfelfeitigen Vertrags, hervorging; ward fie

doch mehr oder weniger nur .durch Konzeffionen, .wel

che von Oben herab gemachtwurden und zu denen

fich die Krone verfiand, zu Stande gebracht; und je

ne Konzeffionen befchränkten fich gern auf das Mini

mum. Auf derandernSeite waren die Völkerge

meiniglich froh, nur fo viel zu erreichen, undmußten

fchon zufrieden feyn, wenn die monarchifche Autorität

einwilligtej* manches von ihren vormaligen großen

Vorrechten fahren zu laffen.- Auch die Staatsgelehr

ten, welche mit. Abfaffung von Verfaffuugsentwürfen

fich befchäftigten oder-:damit von den Fürften beauf
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tragt wurden. geboren und aufgewachfen unter mon

archifchen Staatsordnungen und dem monarchifchen

Regiment zugethan. hatten hauptfächlich die monar

chifche Beherrfchungsform vor Augen.*und es war ih

nen vor-Allem ,um Aufrechthaltung des monarchifchen

Prinzips zu thun. In der Regel monarchifche Be

amte. die fich*-gewiffermaßen als theilnehmend an der

vom Fürften ausfchließlich ausgeübten Souverainität

anfahen. lag es fogar in ihrem Intereffe. der indi

viduellen Souverainität fo wenig. als nur immerhin

möglich. *zu vergeben. diefe vielmehr ,in ihrem vollen

Glanze zu erhalten. So gefchah es. daß bald ab

fichtlich. bald unabfichtlich Begriffe. Ideen. Anfiäj

ten und Dogmen. welche ehedem dem monarchifchen

Syfiem angeklebt hatten. in deffen Reform überge

tragen wurden.

Die Ultra's und Anhänger des Abfolutismus wa

ren ohnehin bemühet. die Befirebungen der Gebilde

ten und Einfichtsvollen nach zeitgemäßen Verfaffungs

reformen für eine demagogifche Tendenz des Zeital

ters. für ein Hinneigen zum Republikanismus im

Gegenfaße des Monarchismus auszugeben und die

Machthaber mit Beforgniffen zu erfüllen. daß es fich

dabei um Einführung von republikanifchen Regierungs

formen mit Umfiurz der Throne handle. Unter fol

chen Umfiänden war es freilich nicht zu erwarten. bei

den Fürfien und ihren Räthen Geneigtheit zu finden.
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ein Prärogativ *freiwillig aus den Händen zu geben,

das ihnen als eine Hauptfiitße ihrer Machtvollkom

menheit erfchien und bisher auch fiets dafür gehalten

worden war. Indem ihnen das Veto unangetafiet

verblieb, war ihnen _das Recht der letzten Entfchei

dung in den öffentlichen Angelegenheitenr der gefamm-_

ten ubrigen Staatsgenofienfch'aft gegeniiber, gerettet,

und fie konnten fich nun getrofi die Berathungen und

Befrhlußnahmen volksvertretender Verfammlnngen ge

fallen laffen, da es ja fogar verfafi'ungsmäßig in ih

rer Machtbefugniß [tandr im äußerfien Falle ihr furcht

bares Veto, unabcinderlich wie das Fatum, erfchallen

zu laffen. Auch die Staats- und Rechtslehrer, wel

che das Syfiem der konfiitntionellen Monarchie wif

fenfchaftlich bearbeiteten- wollten nicht in den Verdacht

kommen, irgend eine Vorliebe für republikanifche

Staatsformen, die fo leicht mit einer Tendenz zum

Demagogismus hätte vermengt und verwechfelt wer

den können, an den Tag zu legen, und fie konn

ten nicht befier ihre Abneigung vor einem folchen Stre

ben und ihre eifrige Anhänglichkeit an das monarchi

fche Staatswefen zu erkennen geben, als indem fie

das Prinzip von dem dem Staatsoberhaupte gebüh

renden bedingungslofen Veto theils unbefiritten lief

fen, theils in Schuß zu nehmen und zu vertheidi

gen verfuchten.
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Nur fo ifi es zu erklären. wie der Grundfah von

dem abfoluten Veto in folcher Allgemeinheit nicht nur

in der konfiitutionell-monarchifchen Staatspraris Wur

zel zu faffen. fondern auch in den Lehren und Shfie

men der monarchifchen Staatsgelehrten Eingang zu

finden vermochte, Letzter-n konnten gleichwohl. bei

unbefangener Forfchung und reiflichem Nachdenken.

die Widerfprüche fchwerlich entgehen. in die man

fich verwickelte. indem man jenen Grundfatz mit dem

Repräfentativfyfieme in Einklang zu bringen verfuch

te. Denn die konfiitutionelle Repräfentativmonarchie

ifi in ihrem Wefen und ihrer ganzen Natur eben fo

verfchieden von der autokratifchen Monarchie. wie die

Republik von der Despotie. . In der Autokratie er

fcheint es allerdings ganz in der Ordnung. daß der

Wille des Selbfi- und Alleinherrfchers allein und aus

fchließlich .überall und allenthalben immerdarvorherr

fchend bleiber denn das ganze Wefen. die ganze Na

tur diefer Staatsart beruht auf diefem und keinem

andern Prinzip, - Der Staat geht da recht _eigentlich

nicht 'etwa blos in der Idee. fondern in der .Wirklich

keit in der Perfon des herrfchenden Individuums auf.

welches bei jeder Gelegenheit fagen “kann und fagt:

»Ich bin der Staate( Der Wille der Nation kommt

da gar nicht in Betracht. Doch anders ifi es in ei

nem Repräfentativfiaate mit einer monarchifchen Re

gierungsform. Dem richten Geifte diefer Staatsart
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kann es nur entfprechen. wenn der Monarch da le

diglich als Organ und Repräfentantdes vernünftigen

Gefammtwillens betrachtet wird und fich alba be

trachtet. Hier kann vernünftigerweife von keiner Gel

tendmachung eines willkührlichen Eigenwillens von

Seite des oberften Regenten die Rede feyn. Diefer

foll und darf da nur feinen individuellen Willen in

fieter Harmonie mit dem vernünftigen Nationalwillen.

den kund zu geben und auszufprechen die National

repräfentation die erhabene Beftimmung hat. geltend

machen wollen und wirklich geltend machen. Hier

noch ein abfolutes Veto als befonderes Privileg des

Staatsregenten fiatuiren. hieße durchaus den Geift

fowohl als das Wefen und die Natur diefer Staats

verfaffung verkennen. Man will folchergeftalt. beim

Lichte betrachtet. nichts Anderes als einen Autokraten

an der Spitze einer Staatsregierung. die doch gerade

der Gegenfatz von einer Autokratie feyn foll. und wi

derfpricht fich demnach felbft. indem man ganz un

verträgliche Dinge mit einander vereinbaren will. fo

daß man etwas will und doch zugleich nicht will.

Es will mir übrigens auch nicht einmal einleuch

ten. daß fowohl die Fürften. als folche. denen

die Erhaltung der monarchifchen Regierungsform in

Europa aufrichtig am Herzen liegt. große Urfache

und erhebliche Gründe haben follten. auf dem in

Frage fieh'enden Grundfahe des fchlechthin unbedingten
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Veto“ zu befiehen. Man befördert keineswegs *idas

wahre Intereffe der Monarchie, indem man einer

Sache das Wort redet, die bei der Anwendung fo

leichtzum Mißbrauche führt. Die Dauer der mon

archifchen “Staatsart wird in unferer Zeit-amwenig

fien dadurch-gefichertf *daß man wähnt, den' Mon

archen nichtMachtvollkommenheit genug zueignen zu

können. Vielmehr haben die ächten Freunde der Mon

archie* darauf-bedacht zu» feynf. von ihrem Syfieme

wo möglich Alles zu entfernen7 was die Fürfien in

den Stand felzt. und fie verleiten kannF ihre Autori

tät zum Nachtheil desiGemeinwefens zu mißbrauchen.

Der Befitz einer ungemeffenen Gewalt verlockt nur zu

leichtf fie auch -da in Anwendung zu. bringen, wo

fie 'nicht angewendet werden follte, und es ift für

den Menfchen beffer7 eine fo gefährliche Gewalt nicht

zu befitzen, als fie zu befitzen. Es fcheint mir im

wohlverftandenen Interefie der Königfchaft in einem

erleuchteten Zeitalter; einem Rechte zu entfagen, zu *

deffen Handhabung, wenn fie zum Helle der Staa

ten und Nationen gereichen foll, übermenfchliche Weis

heit und Tugend erforderlich find. Sie werden an ih

' rer Würde. fo wenig wie an ihrem Anfehen etwas da

durch verlieren, _in der öffentlichen Meynung-aber ge

winnen. Götter werden fie noch nicht, wenn fie das

außerordentliche Vorrecht genießen, ihren Eigenwillen

auf Kofien des vernünftigen Nationalwillens durch;
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feßen zu können. und* den Kultus von Erdengöt

tern in Anfpruch zu* nehmen. kann nur egoifiifchen

Despoten geziemen.

Der Grundfatz von dem abfoluten königlichen Ve

to hängt-in der monarchifchen Doktrin genau mit der

Fiktion von der Unverantwortlichkeit und Unverleß:

lichkeit- der königlichen Perfon zufammen. Die Na

tionen laffen fich diefe wie andere Prärogative ihrer

Herrfcher gefallen. fo lange die Individuen. welche

ijefitze derfelben find'. nicht gar zu argen Miß

brauch'damit treiben; in letzterm Falle aber find fie.

wie die Gefchichte fattfa'm lehrt. weder der Monar

chie-und dem Throne. noch den Königen felbft Schutz

und Rettung zu gewähren im Stande. Das Beifpiel

der letzten-(Stuarts in England reicht allein hin.

dies zu beweifen. Die Krone ging für Karl x, und

feine Familie in Frankreich verloren. als er. auf feine

königliche Unverantwortlichkeit und Unverletzlichkeit fich

fiützend. das verfaffungsmäßig ihm zufiehende unbe

dingte Veto gebrauchen wollte. die von ihm befchwor

ne Verfafiung zu untergraben. Das Gebäude der

Monarchie bedarf in unferer Zeit zu ihrer Erhaltung

anderer Grundpfeiler. als die durch ein abfolutes

Veto im Staatswefen geficherte Eigenmacht der Kö

nige.

Nur Fürfien. welche fich auf ein eigenes. vom

Volke ganz unabhängiges Herrfsverremt berufen. gleich
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viel, ob fie dafielbe_ unmittelbar oder mittelbar von

Gott ableiten, oder keinen andern Machtbrief auf:

weifen k5nnen- als ihr Schwert, mögen eiferfirchtig

feyn auf den ungefchmälerten Genuß eines Präroga

tivsf das ihrem Stolze fchrneichelt, während es zu

gleich ihrer Neigung zur Willkithr Nahrung gibt.

Fiirfien hingegen, welche im Volke allein ihre Str'iz

ze fuchen und als ihre Beftimmung erkennen„ treue

Organe des vernünftigen Nationalwillens zu' feyn,

können den Werth der Majefiät nicht darein felgen,

mit der Macht bekleidet zufeyn, einen eigenmächti

gen ,Willen felbfi im Widerfpruche mit jenem' Ge

fammtwillen geltend zu machen. Ueberhaupt beruhen

die Motive, weshalb die monarchifchen Staatslehrer

ihrem Regenten ein abfolutes Veto in den Staats

fnchen nicht entziehen zu dürfen glauben, auf der fal

fchen Anficht von einem abfoluten Gegenfatz in der

Monarchie zwifchen Fürft und Volk, die fie aus der .

auiokratifchen Form diefer Staatsart auf die konfiitu

tionelle und repräfentative übertragen. In der letz

tern ifi es eben Aufgabe der Staatsweisheit, Alles

dergefialt zu ordnen und zu organifiren, daß der Wil

le des individuellen Souverains fich nie anders kund

thue, denn als Ausdruck des vernünftigen Gefammt

willens. Hier foll der Regent, ganz eben fo wie

im republikanifchen Staate, betrachtet werden wie die

Seele des Staatskörpers, fo daß es ungereimt wäre,
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einen Unterfchied der Willensäußerung beider 'voraus

zufetzen. Ifi das Zenith der Vollendung in der Aus

bildung der' monarchifchen Staats - und Regierungs

form die republikanifche Monarchie. wie felbft

,Antillon will. dem man doch gewiß keine anti

monarchifchen Grundfähe vorwerfen wird. dann-fällt

auch jeder Beweggrund weg. den monarchifchen

Staatsregenten eine größere Ausdehnung in der Be

fugniß. ein Veto zu ererziren. zu vindiziren. als den

republikanifchen.

Wollte man. um die Meynung und Anficht der

Monarchiften. die fich fo fehr dagegen fträuben. ih

ren* König des Vorrechtes, zur [teten Uebung eines

über den vernünftigen Willen der ganzen Staatsge

nofienfchaft .hinausre'ichenden Veto 'zu *entkleiden. eini

germaßen fcheinbar zu begründen. von dem Gefichts

punkte ausgehen. es fey doch wohl anzunehmen. daß

bei der Staatsregierung mehr Intelligenz. fo wie Ein

ficht deffen. was in vorkommenden Fällen und ,obröal

tenden Umfiänden und Verhältnifi'en wahrhaft dem

Staate fromme. anzutreffen. als bei dem Volke oder

Affen-Vertretern; dann erinnere ich dagegen. daß die

fe Suppofition. fo im Allgemeinen hingefiellt und

behauptet. weder theoretifch noch praktifih fich als

richtig bewährt. Der Theorie nach ift kein vernünf

tiger Grund vorhanden. in einem wohlgeordneten Re

präfentativftaate der Regierung oder deren Chef -
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in der Monarchie dem Fürften - mehr Staatsver

nunft zuzutrauen. als der allgemeinen Repräfentation

der Regierten. und darum jene oder jenen vorzugs

weife mit einem Prärogativ. ein abfolutes Veto aus;

zufprechen. zu bekleiden. Dem Irrthume ift der Staats

regent nicht minder unterworfen als das Korps der

Nationalrepräfentanten. und es ift keine Garantie vor: l

handen. daß der Eine mehr diefer Klippe entgehen

werde. als die Anderen. Wollte man fagen. daß der

Chef der Regierung die Weifefien. Kenntnißreichften.

Erfahrenfien und Befien -- die Ariftokratie im wah

ren Sinne des Worts _ in feinem Rathe verfam

meln und feine Minifter der Elite der Nation entneh

men könne und folle. dann würde fich entgegnen laf

fen. daß ja die Nation bei der Wahl ihrer Repräfen

tanten das Nämliche folle und auch bei einer zweck

mäßigen Wahlmethode könne. Die Parteien. wenn

man fie einander entgegengefeht anfehen will. erfchei

nen alfo in diefer Beziehung völlig gleich. fo daß. was

für die eine recht. für die andere billig. Allein fcheint

nicht gerade diefe Rückficht der völligen Rechtsgleich

l heit zwifchen beiden Theilen. diefe als Gegenfälze be

trachtet. dafür zu fprechen. daß ganz eben fo. wie der

Verfammlung der Nationalvertreter. ja fogar. wenn

fie aus mehreren Abtheilun'gen befteht. einer jeden ein

zelnen Abtheilung oder Kammer insbefondere. die Be

fugniß zugefchrieben wird. die von Seite der Staats

' - 22
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regierung bei ihr in Vorfchlag gebrachtenGefetzesent:

_würfe zu verwerfen, andrerfeits auch dem Staatsre

genten die volle Befugniß beigelegt werden müffe( bei

allen Befrhlüffen der Nationalvertretung ein abfolutes

Veto eintreten laffen zu können? Es fcheint dies bil

lig und gerecht; aber es fcheint auch nur fo.

Erheben wir' uns nämlich in der Staatsanficht zu

einem ,höhern Standpunktef auf dem die Gegenfähe

zwifchen Regierern und Regierten verfchwinden, dann

bleibt uns nichts übrig als die. Nation felber, zu der

wir zurückkehren, als der Urquelle alle*: Machtvoll

kommenheit, Majefiätund Souverainität. . Die Na

tion bedarf, um zu einem bleibenden Staatsverbande

vereinigt zu lebenf allerdings einer oberfien regieren

den Autorität', wenn fie nichtf wie in der reinen De

mokratie, dieRegierung felbft in Händen behalten

foll; aber :darum-hört die Nation doch nicht auf , ei

ne moralifche Perfon zukonfiituiren und das Reprä

fentativfhftem gewährt den großen Vortheil7 daß fie

als-folche in dem Korps ihrer Repräfentanten ein ver

faffungsmäßiges Organ hat, ihren Willen auszufpre

chen: diefen aber muß die regierende Gewalt, mit wel

cher Machtfülle fie auch-bekleidet feyn mag, refpekti

ren, wenn fie anders den Zwe> ihrer (hifinfetzungf ih

re Befiimmung erreichen will.) Der Nationalrepräfen

tation kann daher wohl :demRegenten gegenüber ein

abfolutes Veto eingeräumt werden und unter jeder re
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präfentativen-Verfaffung:. die nicht eine bloße Schein

verfa-ffung ift. befiht..fie auch diefes Vorrechtz .nicht

aber in gleichem Maße: und Umfange wird“dies .näm

liche Vorrecht -vxernünftigerweife dem Regenten. der

Nationßgegenüber...zugefianden werden können. .Denn

Wald mangdiefesythätfezz würde man den Regenten

zu..:eine.m.,:g'a.t1lc-.unabhängig vom. Volke :handelnden

Macht-W :machen-..4Min wird lagen-t. ,das .heiße

Volksiouverainitätmpredigt". und ich will-das "i-bt

leugnen. »foferm man -dziefelbe .blosgls .Gegenfatz- zu

dem* eignenjoderqgöttlichen Fürfienrechte gelten läßt.

Und. maritim-follte . denn. jene fogenannte_ Volksfoupe;

wirbelt-:ie: .viel Gefährliches in einem Staate-mit

monarchifrber_ Regierungsform haben. ,dr-.fie licht-?cb

in.. allen republikanifchen Staaten längfi als» etwas

ganz-QUngefährliches durch die Erfahrung-"bewährt

hat-Z» .*c- _ _7 „M,

ct: “ÜISM :felbfiikändiget abe? ..die “. Stelltng aifi- JPK? man.

dem. Regenten »im .Staatsvereine zutheilt »_ .defio' mehr

wird dieStaatsklugheit gebieten. das .Wtauzzuzdem

er ermächtigt feyn foll. zu -befchränken. Y .Daherbin 1

ich der Meynung. daß-gerade in der Monarchiel wo

der Regent einer ohne Vergleich größeren Selhfifiändige

keit genießt. als in der Republik. demfelben kein ,ab

folutes Veto zuftehen follte. Von einem verantwort

lichen Staatschef. wie gemeiniglich der republikani

fche tft. wird man..ohnehin weniger Mißbrauch in der

22 *
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Uebu'ng *diefes Rechts zu' beforgenhaben, als *von

einem -unverantwortlichen monarchifehen. Inden

Händen eines Regenten in *einem republikanifchen

Staate dürfte daher ein unbedingte's Veto, wenn die

Verfa'fiung ihm ein folches -ertheilte'x' nicht fo-leicht

mit 'Gefahren verknüpft feyn,» als' in den Händen

eines'Regenten in einem monarchifehenStnate. Auch

haben :mannichfaltige Erfahrungen' diefe 'theoretifche

Wahrheit? fa-ttfam befiätigtt' Nur-'zu'fehr ifi der Erb

fü-rfi *geneigt,“ fein und 'feiner Familie Intereff'e von

dem der - Nation, zu deren »Regierung er'- vo'n dem

ent-hingen berufen iii, zu. fondern", und *leicht wird

er *dannVeranlnffung findenf das ihm verfaffungs

intißig *zuftehende Vetorecht zu benützen, 'um Son

dervorth'eile auf Kofien des -Gemeinwohls zu verfol

gen.“ *Man braucht nur die monarchifche Staatenge

fchichte- zu fiudiren, um fafi auf allen Blättern 'der

felben Belege zu entdeckenf wie das Dichten und

Trachten der Monarchen ganz vorzüglich' darauf ge

richtet war , für fich und die Ihrigen zu “forgen. Auch

dem 'konfiitutionelten Erbmonarchen wird das ihm ver

liehene Veto häufiger dazu dienen , feinem Intereffe

widerfireitende Befchlüffe des gefetzgebenden Körpers

zu*-vereiteln, als den Verirrungen deffelben vorzu

beugen. * Wollte fich Jemand die Mühe gebenz 'eine

Zufa'mmenfiellung der Fälle 'zuverfnchem wo das

abfolnte Veto von konfiitutionellen- Fürften in An



341

wendung gebracht worden. dann follte es mich nicht

wundern. wenn erzu dem Refultate gelangte. daß

diefes fürfiliche -Prärogativ eher-nachtheilig als förder

lich für das Wohlergehen der Nationen und das Ge

deihen der Staaten :fich erwiefen. So vereinigen fich *

Theorie und Praxis. 'Staatsrth und Staatskunfi.

den Grundfah des dem Regenten in der konfiitutio

nellen Monarchie beizulegenden unbedingten Veto für

nicht nur nicht zuträglich für das Heil der Staaten

und Völker. fondern felbfi für diefes mit Gefahren

bedrohend zu erklären. und darum für verwerflich zu

halten. Mögen unfere konfiitutionellen Fürfien ihre

autokratifchen Kollegen von Gottes Gnaden nicht um

den Genuß des eiteln Vorrechts .beneiden. das Wohl

und Wehe ihrer Unterthanen und der Staatsgeer

fchaft mittelft eines einzigen Wörtleins: »Neinlcc in

Händen zu haben. Sie müßten übermenfchliche We

fen feyn..um eine fichere Bürgfchaft möglich zu ma

chen. daß es ihnen nie einfallen werde. einen übeln

Gebrauch davon zu machen.

Nur ein Gott würde im Stande feyn. vermöge

feiner Allweisheit und Allwiffenheit. ein folches Recht '

ohne Gefahr auszuübenz einem .gebrechlichen Men

fehen. auf» der Höhe des Thrones oft der Täufchung

und der Verführung zur Willkühr blosgefiellt. kann

es nicht zukommen. gleich dem ewigen Verhängniß

oder der göttlichen Vorfehung. fich zum unabänder
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lichen Schiedsrichter. aufzuwerfenm Der Befiß- einer

allzugroßen Macht. fo wie eines allzugroßen Ver

mögens. hat fich nur zu häufig--als-verderblich für

die Befitzer felbfi dargethan. ,

Es ift daher auch ein irriger Wahn. wenn fo

Viele fich einbilden. daß für die. Erhaltung der mon

archifchen Beherrfchungsform am beften dadurch ge

forgt werde. .daß man die Krone-mit aller nur mög

lichen Machtfülle begabe. Bei der Anficht. welche

die firengen Monarthifien ihrem Staatsfyfteme zum

Grunde legen. daß nichts gefchehen folle. ohne und

gegen den Willen des Regenten. haben fie offenbar

die göttliche Weltregierung fich zum Model der menfch

lichen gefeht. ohne zu bedenken. daß Menfchen nicht

Götter find und feyn können. Eine Staatsordnung.

deren Erhaltung darauf beruhen foll . daß dem Staats

herrfcher die größte Macht verliehen ift. fie zu fchüz

zen. hat eine ungemein fchwache Stütze. weil da* nur

zuviel von der zufälligen Perfönlichkeit und Indivi

dualität eines einzigen Menfchen abhängt. Dem Kö

nige von Frankreich war zu diefem Ende nach der

Eharte Ludwigs Willi. die Befugniß zugefianden.

einzelne Artikel der Konftitutionsurkunde zu fuspen

diren. Karl x. machte auf eine unweife Art Ge

brauch von diefem Prärogativ und verlor den Thron.

Eben fo verhält es fich mit der verfaffungsmäßigen

Befugniß zur Uebung .eines unbedingten Veto. Man
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irrt gar fehr, wenn'man wähnt, den Thron dadurch

ficher zu [teilen, daß man die Anwendung einer fol

chen Macht ohne Einfchräukung dem blofen Gutdün

ken und mithin auch der Willkühr defien überläßt.

der zufällig den Thron einnimmt.

Dem Regenten muß in der Monarchie wie in der

Republik allerdings ein Veto zuftehen, wenn er nicht

zu einem willenlofen Wefen, zu einem blofen paffiven

Werkzeuge in den'Händen der die Nation repräfenti

renden-Verfammlung* herabgewürdigt werden foll. Ich

bin weit entfernt, aus dem Könige* in einer repräfen

tativen Monarchie einen blofen, mit Krone und Szep

ter gefchmückten Figuranten. einen [toi feine-mr zu

machen. Aber es wäre unverfiändig, ja ungereimt

und widerfinnig, dem Rechte zur Uebung eines folchen

Veto in der Wirklichkeit eine unendliche Ausdehnung

einen ganz unbegränzten Umfang zu verleihen. Dem

vom Throne des konfiitutionellen Monarchen herab

fich kundgebenden Veto fich zu widerfetzen, mag auf t

mancherlei Weife erfchwert werden - die Politik

wird fchon hinreichende Mittel angeben. diefen Zweck

zu erreichen - allein der Nation. als moralifchem

Körper, muß verfaffungsmäßig wenigfiens die Mög

lichkeit gegeben feyn. Irrthümer und Verkehrtheiten.

die in diefer Beziehung vom Fürften begangen wer

den, wieder gut zu machen und die Folgen folcher

Verirrungen der oberften regierenden Autorität von
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fich abzuwenden. Auch bin ich überzeugt. daß. je wei:

tere Fortfchritte wir in der Ausbildung des Repräfen

tativfyfiems in feiner Anwendung auf das monarchi

fche Staatswefen machen werden. man defto mehr

von der Idee zurückkommen wird. daß das Präroga

tiv eines unbedingten Veto zu den unerläßlich noth

wendigen. ja auch nur zu den wünfchenswerthen At

tributionen einer konfiitutionellen Fürfrenfchaft gehöre.

Es wird: eine Zeit kommen. wo die Staatslehre der

repräfentativen Monarchie kein abfolutes. fondern

nur ein fuspenfives Veto von Seite der Regenten

anerkennen wird.




